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8 1. Land und Leute. 


1. Das Reich. Das Gebiet des Reiches, deſſen deutſcher 
Teil ſeit 1512 als „heiliges römiſches Reich deutſcher Nation“ 
bezeichnet wurde, iſt ſchon im Mittelalter durch die faktiſche 
Loslöſung Italiens gemindert worden. Namentlich hat dann 
der Weſtfäliſche Friede außerordentliche Gebietsverluſte für 
das Reich herbeigeführt. Die Eidgenoſſenſchaft, die ſich 
ſchon ſeit 1495 nicht mehr als zum Reiche gehörig betrachtet 
halte, wurde für ſelbſtändig erklärt. Frankreich wurde der 
Erwerb der ſchon 1552 einverleibten Bistümer Metz, Toul 
und Verdun nebſt der Reichsſtadt Metz beſtätigt, außerdem 
trat ihm Oſterreich ſeine elſäſſiſchen Beſitzungen und die 
Landvogtei über die meiſten elſäſſiſchen Reichsſtädte ab. 
Durch die berüchtigten Reunionskammern wußte König Lud⸗ 
wig XIV. dieſe Abtretung auf das ganze Elſaß auszudehnen, 
während er 1681 ohne jeden Schein eines Rechtes auch die 
Reichsſtadt Straßburg beſetzte, die ihm erſt 16 Jahre ſpäter 
durch den Rijswyker Frieden abgetreten wurde. Ferner 
erkannte der Weſtfäliſche Friede die niederländiſchenGeneral⸗ 
ſtaaten, die ſich 1581 von der ſpaniſch⸗habsburgiſchen Mo⸗ 
narchie losgeriſſen hatten, als ſelbſtändige Republik an. Die 
ſpaniſchen Niederlande nebſt der Freigrafſchaft kehrten zwar 
nach dem Ausſterben der ſpaniſchen Habsburger, die unter 
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Philipp II. den ganzen burgundiſchen Kreis erworben 
hatten, an Oſterreich zurück, wurden aber ſchon 1714 durch 
den Raſtatter Frieden an Frankreich abgetreten. Die durch 
den Weſtfäliſchen Frieden erfolgten Abtretungen deutſcher 
Gebiete an die Krone Schweden (Vorpommern mit Rügen, 
die Bistümer Bremen und Verden und die Stadt Wismar) 
wurden nicht einverleibt, ſondern dem König von Schweden 
als Reichslehen übertragen, ſo daß er mit dieſen Erwer⸗ 
bungen zum Reichsſtande erhoben wurde. 

Frankreich erlangte ferner 1766 die Herzogtümer Bar und 
Lothringen und durch den Lüneviller Frieden von 1801 das 
ganze linke Rheinufer. Zur Entſchädigung der dadurch in 
Verluſt geratenen weltlichen Reichsſtände wurden durch den 
Reichsdeputations⸗Hauptſchluß (RDHSHL) von 1803 die 
ſämtlichen geistlichen Territorien, mit geringen Ausnahmen, 
ſäkulariſiert und alle Reichsſtädte bis auf Lübeck, Hamburg, 
Bremen, Frankfurt, Nürnberg und Augsburg mediatiſiert. 
Durch die Gründung des Rheinbundes (1. Auguſt 1806), 
deſſen Mitglieder ſich einſeitig vom Reiche losſagten, und 
die kurz darauf erfolgte Erklärung des Kaiſers, daß er nun⸗ 
mehr auch für ſeine öſterreichiſchen Lande alle bisherigen 
Verpflichtungen gegen das Reich als erloſchen betrachte, 
war deſſen Auflöſung vollzogen. 

II. Der Grundbeſitz. In Oſterreich und den über⸗ 
elbiſchen Gebieten des nordöſtlichen Deutſchlands, wo die 
Dörfer regelmäßig nur einem einzigen Grundherrn unter⸗ 
ſtanden, vollzog ſich durchweg der Übergang von der Grund⸗ 
herrſchaft zur Gutsherrſchaft, indem es den Grund⸗ 
herren mehr und mehr gelang, ihren Eigenbeſitz, der ſchon 
von vornherein größer als im Süden und Weſten geweſen 
war, auf Koſten des bäuerlichen Beſitzes erheblich zu er⸗ 
weitern. Zwar behaupteten ſich in einigen Gegenden auch 
Freibauern oder Freiſchulzen in größerer Zahl, überwiegend 
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aber mußten die Bauern es fich gefallen laffen, daß die bis 
dahin allein auf ihnen laſtende Zinspflicht in zunehmendem 
Maße in Fronpflicht umgewandelt wurde, während wieder 
die gemeſſenen Dienſte vielfach eine Erweiterung in unge⸗ 
meſſene, der Willkür des Herrn unterworfene Dienſte er⸗ 
fuhren. Nur die preußiſchen Domänenbauern wurden gegen 
derartige Übergriffe geſchützt und bei gemeſſenen Dienſten 
belaſſen. Die Frondienſte ermöglichten es dem Herrn, wegen 
unzureichender Dienſte dem Bauern ſeinen Beſitz zu ent⸗ 
ziehen. Auch ſchlechte Wirtſchaft konnte den Grund oder 
Vorwand zu ſeiner „Abmeierung“ geben; außerdem erwar⸗ 
ben die Herren das Vorkaufsrecht, häufig auch das Recht, 
den Bauern auszukaufen. Dazu kam die immer weiter um 
fich greifende Einführung ſogenannter „laſſitiſcher“ Güter, 
an denen die Bauern kein Erbrecht, häufig überhaupt nur 
ein widerrufliches Recht hatten. Um der Gefahr völligen 
Verſchwindens des Bauernſtandes vorzubeugen, verbot die 
preußiſche Geſetzgebung ſeit Friedrich Wilhelm I. und die 
öſterreichiſche ſeit Joſeph II. die weitere Einziehung von 
Bauergütern, indem ſie den Leihezwang einführte, ſo daß 
in Fällen der Kündigung oder Abmeierung nur ein Wechſel 
in der Perſon des Wirtes erfolgen konnte, die Einziehung 
zugunſten des herrſchaftlichen Beſitzes aber ausgeſchloſſen 
war. Anderwärts wurden wenigſtens die ſteuerkräftigen 
Meiergüter in ſtaatlichen Schutz genommen. 

Eine vollſtändige Trennung des gutsherrlichen Beſitzes 
von dem der Bauern fand nicht ſtatt. Abgeſehen von den 
in einzelnen Gegenden nicht ſeltenen Fällen vollſtändiger 
Bauernlegung, die den bäuerlichen Beſitz ganz in dem des 
Gutsherrn aufgehen ließ, gab es noch keine geſchloſſenen 
Güter des Großgrundbeſitzes, da der herrſchaftliche Beſitz, 
wenn auch bedeutend vermehrt, immer noch in alter Weiſe 
mit dem bäuerlichen in Gemenglage blieb. Nur in Preußen 
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fand ſchon unter Friedrich dem Großen, teils infolge frei⸗ 
willigen Austauſches, teils durch ſtaatlich geleitete Gemein- 
heitsteilungen, in zahlreichen Gemeinde fluren eine Ausein⸗ 
anderſetzung ſtatt, durch die der herrschaftliche Beſitz zuſam⸗ 
mengelegt und in geſchloſſener Lage ausgeſchieden wurde, 
während der bäuerliche Beſitz die bisherige Gemenglage und 
die damit verbundene Dreifelderwirtſchaft mit Flurzwang 
beibehielt. Auch die Allmenden, ſoweit ſolche vorhanden 
waren, wurden dabei geteilt, indem die Bauerſchaft ihre 
eigene Allmende erhielt, der dem Gutsherrn überwieſene 
Teil dagegen fein freies Eigentum wurde. In den Kolo- 
niſationsgebieten gab es auf dem Lande überhaupt keine 
Allmendwaldungen, da die Wälder hier durchweg entweder 
landes⸗ oder grundherrlich waren. Vielfach brachten dieſe 
Auseinanderſetzungen auch eine Veränderung der Ortſchaft 
mit ſich, ſo daß nur die Bauern im Dorfe blieben, der Guts⸗ 
hof aber im Wege des Ausbaues in den Gutsbezirk verlegt 
wurde. Eine weitere Entwicklung vollzog ſich Ende des 
18. Jahrhunderts auf den preußiſchen Domänen, indem die 
zu dieſen gehörigen Bauern durch Ablöſung der Zinſe und 
Dienſte zu freien Eigentümern wurden. 

In Süd- und Weſideutſchland, wo die grundherrlichen 
Rechte in den einzelnen Gemeinden meiſtens unter eine 
Mehrheit von Herrſchaften geteilt waren, blieb es im weſent⸗ 
lichen beim alten. Der grundherrliche Eigenbeſitz war ver⸗ 
hältnismäßig gering und konnte mit den Arbeitskräften der 
Fronhöfe ausreichend beſtellt werden, fo daß die Bauern mit 
Frondienſten meiſtens verſchont blieben und nur zinspflichtig 
waren. Die Fronfelder der Grundherren blieben mit den 
Ackern der Bauern in alter Weiſe in Gemenglage, und die 
Fronhöfe blieben neben den Bauernhöfen im Dorfe. Neben 
den Großbauern (Meiern) gab es überall eine große Menge 
von Kleinbauern, die wenig oder gar kein Ackerland, wohl 
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aber Haus und Garten und auch wohl etwas Rebland ihr eigen 
nannten. Die Allmendwaldungen waren, durch mißbräuchliche 
Ausdehnung der Obermärkerrechte zu einem Forſtregal, viel- 
fach landesherrlich geworden, fo daß den Bauern nur ein mehr 
oder weniger beſchränktes Mitnutzungsrecht belaſſen wurde. 

III. Das Lehnsweſen. Auf dem Gebiete des Lehn⸗ 
rechts gewannen die libri feudorum, das lombardiſche 
Lehnrechtsbuch, eine maßgebende Stellung durch den Um- 
ſtand, daß fie von der Doktrin als ein Anhang descorpusiuris 
eivilis behandelt und infolgedeſſen als gemeines Lehnrecht 
des Deutſchen Reiches rezipiert wurden. Andererſeits verlor 
das Lehnsweſen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts ſeine 
frühere Bedeutung teils durch die Umwandlung des Kriegs⸗ 
weſens, das für die ritterliche Feudalmiliz keinen Platz mehr 
hatte, teils durch die in den Territorien bald allgemein voll⸗ 
zogene Einführung des öffentlichen Beamtentums, das mit 
dem Begriff des Lehnsamtes unvereinbar war. Seit die 
Lehnsmannen ihre Ritterdienſte nur noch in der Form einer 
Kriegsſteuer, der Ritterpferdsgelder, leiſteten und die Be⸗ 
amten nur noch auf Grund ihrer Beſtallung und nicht mehr 
als dinglich Berechtigte ihres Amtes walteten und ihre Be⸗ 
ſoldung empfingen, hatte das Lehnsweſen innerhalb der 
Territorien nur noch eine privatrechtliche Bedeutung. Nach⸗ 
dem die franzöſiſche Revolutionsgeſetzgebung die Aufhebung 
des régime féodal angeordnet hatte, wurde auch in den von 
Napoleon eroberten deutſchen Landesteilen, denen ſich die 
Geſetzgebung des Königreichs Weſtfalen und des Großherzog⸗ 
tums Berg anſchloß, das Lehnrecht vollſtändig aufgehoben, 
ſo daß die Lehnsbeſitzer aus Untereigentümern zu vollen 
Eigentümern wurden. Schon vorher war in Preußen (mit 
Ausnahme Vorpommerns) bei den meiſten Lehen die Ml- 
lodifikation, aber unter Aufrechterhaltung der agnatiſchen 
Rechte, durchgeführt worden. 
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Als Grundlage der Reichsverfaſſung wurde das Lehns⸗ 
weſen bis zur Auflöſung des Reiches beibehalten. Der Kaiſer 
blieb der oberſte Lehnsherr der Reichsſtände, die ſämtlich 
ſeine Vaſallen oder Aftervaſallen waren. Nur die Reichs⸗ 
ſtädte ſtanden in keinem Lehnsbande, ſoweit ſie nicht in ein⸗ 
zelnen Fällen mit Reichslehen oder Reichsaſterlehen ausge⸗ 
ſtattet waren. Während der Kaiſer die Belehnung der Fürſten 
immer noch in Perſon vollzog, ſchickten diefe regelmäßig einen 
Bevollmächtigten, der für ſie den Lehnseid leiſtete, die Beleh⸗ 
nung empfing und die Lehnstaxen zahlte. 

Durch die Auflöſung des Reiches wurden die weltlichen 
Reichsfürſten, ſoweit ſie nicht mediatiſiert wurden, zu allo⸗ 
dialen Landesherren, während die Reichsgraſen ihre Lehen 
nunmehr als Thronlehen von ihren bisherigen Lehnsherren 
behielten. 

IV. Die Geburtsſtände. Der hohe Adel ſetzt ſich 
aus den reichsfürſtlichen und reichsgräflichen Geſchlechtern 
zuſammen, die ein reichsſtändiſches Territorium und damit 
Sitz und Stimme auf dem Reichstage beſaßen. Nur aus⸗ 
nahmsweiſe waren einzelne reichsſtändiſche Häuſer, die ihre 
lan desherrliche Stellung eingebüßt hatten, trotzdem im He- 
ſitz der Reichsſtandſchaft geblieben, ſo daß ſie immer noch 
zum hohen Adel zählten. Die Titel des hohen Adels, aber 
ohne die Erhebung in dieſen Stand, konnte der Kaiſer immer 
verleihen. Die fürſtlichen Häufer hielten im allgemeinen 
ſtreng auf ebenbürtige Ehen, nur in wenigen wurden auch 
Ehen mit Gräfinnen aus dem niederen Adel obſervanzmäßig 
anerkannt. Dagegen galt in den reichsgräflichen Familien, 
mindeſtens im 18. Jahrhundert, jede Ehe mit einer Frau 
aus dem niederen Adel als ebenbürtig. 

Der niedere Adel ſchied ſich in Reichs⸗ und landſäſſigen 
Adel. In Süd- und Weſtdeutſchland hatte der niedere Nitter- 
ſtand ſich durch Ritterbündniſſe, die in der organiſierten 
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Reichsritterſchaft ihren Abſchluß fanden, vor der Unter⸗ 
werfung unter die aufſtrebende landesherrliche Gewall der 
Fürſten zu bewahren gewußt. Seine Angehörigen hatten 
ihre unmittelbare Stellung unter Kaiſer und Reich behauptet 
und gleichzeitig eine eigene beſchränkte Landeshoheit auf 
ihren Beſitzungen erworben. Da ſie keine Reichsſtandſchaft 
beſaßen, ſo gehörten ſie nicht zum hohen Adel, hatten aber 
gleich dieſem das Recht der Autonomie und für ihre Perſon 
den Gerichtsſtand vor den Reichsgerichten. Von der Ver⸗ 
miſchung mit dem landſäſſigen Adel ſuchten ſie ſich vielfach 
dadurch frei zu halten, daß ſie für die Erbfolge in ihre Stamm⸗ 
güter, zum Teil auch für die Aufnahme in Kanonikate und 
die Zulaſſung bei Turnieren, das Erfordernis eines auf ihre 
Kreiſe beſchränkten Acht⸗ oder Sechzehnahnenadels durch⸗ 
ſetzten. Nach der Mediatiſierung der Reichsritterſchaft (1806) 
behielten die zu ihr gehörigen Häuſer gleichwohl das Recht 
der Autonomie, zum Teil auch eine gewiſſe privilegierte 
Stellung als „Grundherren“. 

Der niedere Adel beruhte teils auf Abſtammung von dem 
niederen Ritterſtande des Mittelalters, teils auf Verleihung, 
die ein kaiſerliches Reſervatrecht bildete, aber auch von ein⸗ 
zelnen Reichsfürſten erteilt werden konnte, wenn ſie (wie die 
Könige von Preußen und Schweden) auch außerhalb des 
Reiches Gebiete beſaßen. Der ehemalige Stadtadel der 
Reichsſtädte wurde nunmehr dem Landadel völlig gleich- 
geſtellt. Der perſönliche Adel der doctores iuris war ver- 
altet, hatte aber dahin geführt, eine Reihe von Adelsrechten 
(Siegelmäßigkeit, eximierter Gerichtsſtand, Exemtion von 
rein lokalen Rechtsvorſchriften in Sachen des Familien⸗ und 
Erbrechts) auch auf den höheren Beamtenſtand auszudehnen. 
Zu den beſonderen Vorrechten des Adels gehörten die Adels⸗ 
prädikate, das Wappenrecht (ausnahmsweiſe wurden auch 
Bürgerlichen Familienwappen verliehen), die Lehnsfähig⸗ 
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feit, das Recht zu Stammqütern und Familienfideikommiſſen, 
die Fähigkeit zum Erwerbe von adeligen oder Rittergütern. 
Innerhalb des Adels unterſchied man titulierten und ein⸗ 
fachen, alten und neuen Adel. Im engeren Sinne bedeutete 
„alter Adel“ den Vierahnenadel, der aber bei manchen Fa⸗ 
milienſtiftungen auch nicht ausreichte, indem Acht⸗ oder gar 
Sechzehnahnenadel verlangt wurde. Abgeſehen von ſol⸗ 
chen Vorſchriften in Stiftungsbriefen waren Verbindungen 
Adeliger mit nichtadeligen Frauen durchaus ebenbürtige Ehen. 

Innerhalb des Bauernſtandes war die Zahl der alt⸗ 
freien Bauern teils durch die Ungunſt der wirtſchaftlichen 
Entwicklung, teils durch die Nachwirkungen des Bauernkrie⸗ 
ges erheblich zuſammengeſchmolzen. Die Reaktion gegen den 
letzteren hatte zum Teil ſogar dahin geführt, ganze Stadtge⸗ 
meinden, die ſich an dem Aufruhr beteiligt hatten, leibeigen 
zu machen, während es ſonſt als feſtſtehende Regel galt, daß 
eine Stadtgemeinde nur aus freien Bürgern beſtehe. Die 
kleinbäuerliche Bevölkerung war in Süd- und Weſtdeutſch⸗ 
land durchweg leibeigen. Die Leibeigenen hatten dem Herrn 
einen Leibzins (meiſtens in Geſtalt eines Leibhuhns) und bei 
Todesfällen einen Sterbfall oder den in einer Nachlaßquote 
beſtehenden Bauteil zu leiſten. Eine perſönliche Verpflich⸗ 
tung zu Frondienſten gab es im allgemeinen nicht; wo ſolche 
zu leiſten waren, laſtete die Pflicht nicht auf der Perſon, ſon⸗ 
dern auf dem von ihr beſeſſenen Leihegute. Teilweiſe waren 
die Unverheirateten zu Geſindedienſten auf dem Hofe ver⸗ 
pflichtet. Einer Eyebewilligung von feiten des Herrn bedurf- 
ten die Leibeigenen nicht, höchſtens bei Heiraten außerhalb 
des Landes; da aber die Kinder regelmäßig der Mutter nach⸗ 
folgten, fo hatten die Männer, wenn fie eine nicht zur Hof- 
genoſſenſchaft gehörige Frau heirateten, an ihren Herrn eine 
beſondere Abgabe zu entrichten, ſoweit nicht durch ſogenannte 
„Raub⸗ und Wechſelverträge“ der Herren die Heiraten hin- 
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über und herüber freigegeben waren. Für das weibliche Ge- 
ichlecht beſtanden keine Beſchränkungen, da die Kinder ja dem 
Herrn der Mutter zufielen. Im Gegenſatz zu der nord⸗ 
deutſchen Hofhörigkeit galten die Leibeigenen Süd⸗ und 
Weſideutſchlands nicht als Zubehör des Fronhofes, ſondern 
konnten von ihren Herren an andere Herren überwie ſen 
werden, was aber nicht als eine Veräußerung der Perſon, 
ſondern nur als eine Übertragung der dem Eigenherrn 
an dieſer zuſtehenden Rechte aufgefaßt wurde. Häufig 
hatten die Leibeigenen auch ihrerſeits das Recht des Ab⸗ 
zuges, wenn ſie nur dafür ſorgten, daß dem Herrn auch 
fernerhin ſein Recht, zumal der Leibzins, zuteil wurde. 
Da die Leibeigenen vermögensfähig waren, ſo konnten ſie 
ſich auch von ihrem Herrn loskaufen und einen Freibrief 
erlangen. Die Höhe der Loskaufſumme unterlag der Ver⸗ 
einbarung, richtete ſich aber ſpäter meiſtens nach feſten 
Taxen. 

Im öſtlichen Deutſchland erfuhr die bäuerliche Bevölkerung 
infolge der ſich immer mehr zum Großbetrieb entwickeln⸗ 
den Eigenwirtſchaft der Gutsherren ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert eine zunehmende Beſchränkung ihrer perſönlichen 
Freiheit, die urſprünglich gerade das charakteriſtiſche Element 
in den Koloniſationslanden gebildet hatte. Während ſich 
in Süddeutſchland nur die bayeriſchen Leibeigenen in einer 
ſtrengeren Abhängigkeit befanden, kam es in Mecklenburg 
und in den Grenzgebieten gegen Polen teils durch unbe⸗ 
rechtigte Heranziehung des römiſchen Sklavenrechts, teils 
durch den Einfluß des polniſchen Rechts geradehin zu einer 
Verknechtung des Landvolkes. Aber auch die milderen 
Formen der ſogenannten Erbuntertänigkeit oder Hofhörig⸗ 
keit, die den Bauern in anderen Gegenden aufgezwungen 
wurden, waren weit drückender als die abgeſchwächte Ge⸗ 
ſtaltung der Leibeigenſchaft in Süd- und Weſtdeutſchland. 
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Während dieſe im weſentlichen uur noch auf einer Abgaben⸗ 
pflicht beruhte, hatte die Gutsherrſchaft im Oſten dieſe ganz 
zurücktreten laſſen, ſie aber durch die weit empfindlicheren 
Frondienſte erſetzt und dieſe wieder benutzt, um den Bauern 
im einſeitigen Intereſſe der Herren das Recht des freien 
Abzuges zu benehmen, wofern ſie keinen dem Herrn ge⸗ 
nehmen Stellvertreter beſchafften oder ein ihm ausreichend 
ſcheinendes Loskaufgeld bezahlten. Durch die Einführung 
der Geſindezwangsdienſte wurden dieſe Freiheitsbeſchrän⸗ 
kungen auf die unverheirateten Kinder der Bauern ausge⸗ 
dehnt. Die Bauern wurden als Zubehör des Herrenhofes 
behandelt, ſelbſt wenn ſie kein Leihegut vom Herrn beſaßen, 
ſondern als bloße Inſtleute oder Einlieger auf dem Guts⸗ 
hofe wohnten. Zur Ergreifung eines anderen Berufes be- 
durften ſie der Genehmigung des Herrn, ebenſo zu ihrer 
Verheiratung mit Perſonen außerhalb der Hofgenoſſen⸗ 
ſchaft; letzteres galt auch für das weibliche Geſchlecht, da 
der Grundſatz, daß das Kind der Mutter folge, keine An⸗ 
erkennung gefunden hatte. 

Eine Beſſerſtellung des Domänenbauern wurde in Preu⸗ 
ßen durch Friedrich Wilhelm I. und Friedrich den Großen 
herbeigeführt, eine allgemeine Bauernbefreiung trat aber 
erſt unter den Einwirkungen der franzöſiſchen Revolutions⸗ 
geſetzgebung ein. 

V. Die Konfeſſionen. Durch den Augsburger Reli⸗ 
gionsfrieden von 1555 wurde die Gleichberechtigung des 
lutheriſchen Bekenntniſſes (Augsburger Konfeſſion) mit dem 
römiſch⸗katholiſchen ausgeſprochen, wirkliche Religionsfrei⸗ 
heit aber nur für die Reichsunmittelbaren, alſo die Reichs⸗ 
ſtände und die Reichsritterſchaft ſowie die freien Bauer⸗ 
ſchaften der wenigen Reichsdörfer, eingeführt. Während 
den Herren die freie Entſcheidung in Religionsſachen zuſtand, 
hatten ſie gegenüber ihren andersgläubigen Untertanen das 
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Recht des Religionsbannes (ius reformandi), d. h. die Wahl 
zwiſchen Duldung und Ausweiſung (aber unter Geſtattung 
freien Abzuges mit ihrer geſamten Habe): Cuius regio, 
eius religio; mit der einzigen Beſchränkung, daß die geiſt⸗ 
lichen Reichsſtände im Falle eines Konfeſſionswechſels die 
Angehörigen des vorher herrſchenden Bekenntniſſes nicht 
beeinträchtigen durften. Durch den Weſtfäliſchen Frieden 
wurden dieſe Beſtimmungen auch auf die Reformierten aus⸗ 
gedehnt. Zugleich wurde dem Religionsbann inſofern eine 
Schranke gezogen, als den verſchiedenen Konfeſſionen als 
Mindeſtrecht der Beſitzſtand des Jahres 1624, als des Normal⸗ 
jahres, gewährleiſtet wurde, ſo daß ſie durch neue Maßregeln 
des Regimentes in keine ſchlechtere Lage gebracht werden 
durften. Nur der Kaiſer behielt ſich für ſeine Erblande das 
Recht des Religionsbannes ohne jede Beſchränkung vor und 
hat von ihm auch weiterhin ausgiebigen Gebrauch gemacht. 

Die Stellung der Juden blieb reichsgeſetzlich die alte. 
Aber während noch die Reichspolizeiordnung von 1577 nur 
ſolchen Reichsſtänden, denen das Judenregal ausdrücklich 
vom Reiche übertragen war, die Aufnahme von Juden ge⸗ 
ſtattete, war es ihnen ſpäter freigegeben, die Stellung ihrer 
jüdiſchen Untertanen zu regeln. In Preußen wurde der 
drückende Judenleibzoll 1787 allgemein aufgehoben. Das 
frühere Wucherprivileg der Juden verlor ſeine Bedeutung 
dadurch, daß die vertragsmäßigen Zinſen bis zu 5% all⸗ 
gemein freigegeben wurden. 


82. Die Verfaſſung des Reiches. 

I. Kaiſer und Reich. Der Schwerpunkt der Reichs⸗ 
regierung lag nicht mehr beim Kaiſer, ſondern bei „Kaiſer 
und Reich“, indem alle wichtigeren Regierungsakte nur 
noch mit der Zuſtimmung der Kurfürſten oder des Reichs. 
tages vorgenommen werden konnten. 
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Die Königswahl wurde in alter Weiſe nach den Vor⸗ 
ſchriften der Goldenen Bulle durch die Kurfürſten zu Frank⸗ 
furt vollzogen, wo ſeit Ferdinand I, auch die Krönung er⸗ 
folgte. Eine beſondere römiſche Kaiſerkrönung gab es nicht 
mehr; der deutſche König war von vornherein „erwählter 
römiſcher Kaiſer“, während der noch bei Lebzeiten eines 
Kaiſers gewählte und gekrönte Regierungsnachfolger „rö⸗ 
miſcher König“ hieß. Seit der Wahl Karls V. ließen die 
Kurfürſten den Thronbewerber regelmäßig eine ihm vorge⸗ 
legte Wahlkapitulation beſchwören, bevor ſie zur Wahl 
ſchritten. Bis zum Ausſterben der Habsburger mit dem 
Tode Karls VI. (1740) wurde an dieſem Hauſe feſtgehalten. 
Dann folgte nach zweijährigem Interregnum der Kurfürſt 
von Bayern als Karl VII., der von mütterlicher Seite dem 
Hauſe der Habsburger angehörte, und nach deſſen Tode 
(1745) als Franz I. der Herzog von Lothringen, Gemahl der 
habsburgiſchen Erbtochter Maria Thereſia, deſſen Nachkom⸗ 
men dann bis zur Auflöſung des Reiches im Beſitz der Kaiſer⸗ 
krone blieben. Das Reichsvikariatsrecht war, ſoweit es 
früher dem Pfalzgrafen zugeſtanden hatte, ſeit dem Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden Gegenſtand des Streites zwiſchen Pfalz 
und Bayern, bis man ſich 1752 über alternierende Aus⸗ 
übung einigte, 1777 aber die bayeriſche Kurwürde überhaupt 
wieder erloſch. 

Dem Kaiſer wurde in den Wahlkapitulationen wegen der 
ſpaniſchen Beſitzungen der Habsburger die Reſidenz inner⸗ 
halb des Reiches und der ausſchließliche Gebrauch der deut⸗ 
ſchen oder lateiniſchen Sprache in Reichsangelegenheiten 
zur Pflicht gemacht. Hielt er ſich außerhalb des Reiches 
auf, ſo mußte, wenn ihm kein römiſcher König zur Seite 
ſtand, dem die Vertretung von Rechts wegen zufiel, ein 
Reichsverweſer beſtellt werden. Alle Reichsſtälde hatten 
für ſich wie für ihre Geſandten jederzeit das Recht, den Hof 
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aufzuſuchen und Gehör zu verlangen. Die Bereiſungen des 
Reiches durch den König hatten ſchon ſeit dem Anfang des 
15. Jahrhunderts vollſtändig aufgehört, und das Recht des 
Kaiſers, von den Reichsſtänden unentgeltliche Aufnahme 
und Weiterbeförderung zu beanſpruchen, war veraltet. 
Die Fürſten waren längſt nicht mehr, wie ehedem, Be⸗ 
amte und ſomit bloße Stellvertreter des Königs, durch deſſen 
perſönliche Anweſenheit ihre Gewalt von Rechts wegen 
niedergelegt wurde, ſondern ſie waren ſelbſtändig regierende 
Herren in ihren Territorien und geſtatteten ihm auf dieſe 
nur in dem ſehr beſchränkten Umfange der kaiſerlichen Re⸗ 
ſervatrechte eine u mittelbare Einwirkung. Dahin ge- 
hörte die Ernennung kaiſerlicher Notarien, die Ermächtigung 
der Fakultäten zur Erteilu a des Doktorgrades, die Bewil⸗ 
ligung von Moratorien, Verleihung von Titeln, Erteilung 
von Wappenprivilegien und die Erhebung in den niederen 
Adel. Stadt- und Marktprivilegien konnten ebenſowohl 
vom Kaiſer wie von dem Landesfürſten erteilt werden, und 
dasſelbe galt von der Legitimation unehelicher Kinder, der 
Erteilung der venia aetatis an Minderjährige und der Be⸗ 
guadigung verurteilter Verbrecher. Zollberleihungen, Sta- 
pelrechte und Münzprivilegien konnte der Kaiſer nur noch 
unter Mitwirkung der Kurfürſten erteilen; auch die Be⸗ 
rufung des Reichstages und die Neuverleikzuig größerer 
Reichslehen, die dem Reiche ledig geworden waren, bedurf⸗ 
ten ihrer Genehmigung. Im übrigen wurde auch kee 
daran feſtgehalten, daß der Kaiſer der oberſte Lehnsherr 5 
Reiches fei und die Verleihung von Reichslehen uur durch 
ihn erteilt werden könne. Gegenüber den Reichs ter ſtan⸗ 
den dem Kaifer gewiſſe Gerechtſame, insbeſondere das ſo⸗ — 
genannte Recht der erſten Bitte zu. Die Vertretung des: } 
Reiches gegenüber dem Auslande blieb Sache des Katſers = 
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haupt alle Verträge mit dem Auslande bedurften, wie 
überhaupt alle eigentlichen Regierungsakte, der Zuſtimmung 
des Reichstages. 

Dieſer hatte aufgehört, eine einheitliche Verſammlung 
zu ſein, da die Kurfürſten ſich zu einem von dem Fürſten⸗ 
rate getrennt tagenden Kollegium zuſammengeſchloſſen 
hatten und die ſeit 1500 dauernd zur Reichsſtandſchaft zu⸗ 
gelaſſenen Reichsſtädte ebenfalls ein eigenes Kollegium bil⸗ 
deten. Das Kurfürſtenkollegium beſtand, nachdem die 
pfälziſche Kurſtimme auf die bayeriſchen Wittelsbacher über- 
gegangen und dafür im Weſtfäliſchen Frieden für den Pfalz⸗ 
grafen und 1708 für Hannover eine mue Kurwürde er- 
richtet worden war, aus neun Stimmen (Mainz, Trier, Köln, 
Böhmen, Bayern, Sachſen, Brandenburg, Pfalz, Hannover). 
Nach dem Ausſterben des bayeriſchen Hauſes (1777) über⸗ 
nahm der Pfalzgraf wieder die fünfte Simme, wogegen 
ſeine bisherige achte Stimme erloſch Die letzten Verän⸗ 
derungen im Kurfürſtenkollegium erfoloten durch den Lüne⸗ 
viller Frieden (1801) und den Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß (1803): Köln und Trier ſchieden infolge der Säku⸗ 
lariſation aus, an die Stelle von Mainz trat Kur⸗Regens⸗ 
burg, und neue Kurwürden wurden für Salzburg, Baden, 
Württemberg und Heſſen⸗Kaſſel errichtet. — Soweit die Kur⸗ 
fürſten außer ihrem Kurfürſtentum noch andere reichsſtän⸗ 
diſche Territorien beſaßen, gehörten fie zugleich dem Reihs- 
fürſtenrate an. In dieſem wurde nicht nach Köpfen, ſon⸗ 
dern nach Territorien abgeſtimmt, indem jedes Fürſtentum 
eine Stimme hatte, die Reichsgrafſchaften dagegen ebenſo 
wie die reichsſtändiſchen Territorien der Prälaten auf den 
Anteil an Kuriatſtimmen, deren jede nur ſo viel wie eine 
Fürſtenſtimme galt, beſchränkt waren. In den letzten Zeiten 
des Reiches zählte man im Reichsfürſtenrate 100 Stimmen, 
nämlich 33 von geiſtlichen und 61 von weltlichen Fürſten⸗ 
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tümern, ferner 2 Kuriatſtimmen der Prälaten und 4 Kuriat⸗ 
ſtimmen der Grafſchaften. Nachdem durch die Säkulariſation 
des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes die geistlichen Stim- 
men im Reichsfürſtenrat ſämtlich erloſchen waren, wurde 
eine Neuregelung der Stimmenverteilung beabſichtigt, die 
aber nicht die kaiſerliche Sanktion erhielt. — Das Städte⸗ 
kollegium beſtand aus 51 freien und Reichsſtädten mit 
ebenſo vielen Stimmen; es zerfiel in eine rheiniſche und eine 
ſchwäbiſche Bank, die aber bei den Abſtimmungen ebenſo⸗ 
wenig eine Rolle ſpielten, wie die geiſtliche und die welt⸗ 
liche Bank im Reichsfürſtenrate. 

Die Berufung und Verabſchiedung des Reichstages, ſo⸗ 
wie die Beſtimmung des jeweiligen Verſammlungsortes blieb 
bis 1654 Sache des Kaiſers, wenn auch zum Teil nur unter 
Zuſtimmung der Kurfürſten. Die Beſchlüſſe des Wormſer 
Reichstages von 1495, die einen jährlichen Reichstag anord⸗ 
neten, gelangten nicht zur Ausführung. Der 1668, nach neun⸗ 
jähriger Pauſe, zu Regensburg zuſammengetretene Reichs⸗ 
tag wurde nicht mehr verabſchiedet, ſondern blieb permanent, 
bis zur Auflöſung des Reiches, ſo daß der Regensburger 
Reichsabſchied von 1654 der letzte blieb und daher ſpäter die 
Bezeichnung „Jüngſter Reichsabſchied“ (JR A.) erhielt. Hat- 
ten der Kaiſer und die Reichsſtände ſich bis dahin in der Regel 
perſönlich auf den Reichstagen eingefunden, ſo hörte ſeit 
1663 jede perſönliche Teilnahme auf, und der permanente 
Reichstag beſtand nur noch aus den nach ihrer Inſtruktion 
abſtimmenden Geſandten der Reichsſtände. Der Kaiſer ließ 
ſich ſeitdem durch einen fürſtlichen Prinzipalkommiſſarius 
und einen rechtskundigen Konkommiſſarius vertreten. Die 
zur Verhandlung beſtimmten kaiſerlichen Vorlagen wurden 
zunächſt den beiden erſten Kollegien übergeben, die getrennt 
darüber verhandelten und abſtimmten, ſich aber vor der Ab⸗ 
ſtimmnng miteinander in Verbindung ſetzen konnten, um 
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einen übereinſtimmenden Beſchluß zu erzielen. Kam ein 
ſolcher (conclusum duorum) zuſtande, fo ging er zu tei- 
terer Behandlung an das Städtekollegium, während dieſes 
überhaupt mit der Sache nicht mehr befaßt wurde, wenn 
die beiden anderen Kollegien ſich nicht geeinigt hatten. Auch 
die Städte hatten eine entſcheidende Stimme. Lehnten fie 
ab, ſo war die Sache erledigt, wenn es nicht gelang, die 
beiden anderen Kollegien noch zu einer von den Städten 
verlangten Abänderung ihres früheren Beſchluſſes zu be⸗ 
wegen. Kam es zu einem übereinſtimmenden Beſchluß der 
drei Kollegien, fo lag ein „Reichsgutachten“ vor, das noch 
der „Ratifikation“ (d. h. Sanktion) des Kaiſers bedurfte, um 
Geſetz zu werden. Die Publikation erfolgte durch den Kaiſer 
bei der Entlaſſung des Reichstages im „Reichsabſchied“ (re- 
cessus imperii), feit der Permanenz des Reichstages von 
Fall zu Fall als Reichsſchluß“ (conclusum imperii). Das 
Recht der Ratihabition und Publikation der Reichsgeſetze 
hat der Kaiſer, als einen nicht unwichtigen Reſt ſeiner 
monarchiſchen Gewalt bis zum Ende des Reiches be- 
hauptet. 

Das an fich ſchon äußerſt komplizierte Verfahren bei den 
Verhandlungen des Reichstages wurde noch verwickelter, 
ſeitdem der Weſtfäliſche Frieden in Religionsſachen, um jede 
Überſtimmung einer Religionspartei durch die andere aus⸗ 
zuſchließen, die itio in partes eingeführt hatte. Bei dieſer 
löſte ſich der Reichstag gewiſſermaßen in zwei Reichstage auf, 
indem das Corpus catholicorum nur die katholiſchen, das 
Corpus evangelicorum die evangeliſchen Mitglieder der 
drei Kollegien zuſammenfaßte, ein Reichsgutachten alſo nur 
zuſtande kam, wenn alle ſechs Kollegien übereinſtimmten. 
Derſelbe Paritätsgedanke des Weſtfäliſchen Friedens führte 
zu der Beſtimmung, daß alle Reichsdeputationen (Ausſchüſſe 
des Reichstages) paritätiſch zuſammengeſetzt ſein ſollten. 
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II. Reichsreform und Reichsbehörden. Die völlige 
Zerrüttung, der das Reich im Laufe des 15. Jahrhunderts, 
zumal unter Friedrich III., anheimgefallen war, hatte in 
den verſchiedenſten Kreiſen zu Reformbewegungen Anlaß 
gegeben, die teils auf eine kräftigere Organiſation der Zen⸗ 
tralgewalt, teils in mehr oder weniger revolutionärer Rich⸗ 
tung auf eine Befreiung der Maſſen von den bisherigen Be⸗ 
ſchränkungen hinzielten. Soweit die zentraliſierenden Be⸗ 
ſtrebungen eine Stärkung der kaiſerlichen Gewalt im Auge 
hatten, fanden ſie ihren Hauptvertreter in Kaiſer Maxi⸗ 
milian I., während Graf Bertold von Henneberg, Erzbiſchof 
von Mainz, der Führer der Reformbeſtrebungen auf reichs⸗ 
ſtändiſcher Grundlage war. Der Wormſer Reichstag von 
1495, durch den die Reichsreform zuerſt in greifbarer Geſtalt 
ins Leben gerufen wurde, ſuchte dem Reiche vor allen Dingen 
den Charakter eines Rechtsſtaates zu geben, indem er durch 
den ewigen Landfrieden das Fehderecht, den Krebs⸗ 
ſchaden des Mittelalters, ein für allemal verbot und durch die 
Reichskammergerichtsordnung auf die Herſtellung einer 
geordneten Rechtspflege vermöge eines geſetzlich geregelten, 
mit unabhängigen Richtern beſetzten oberſten Reichsgerichts 
bedacht war. Beide Geſetze, wie unvollkommen auch ihre 
Durchführung geweſen iſt, bedeuteten einen vollſtändigen 
Bruch mit dem Mittelalter und werden deshalb mit Recht als 
der Anfang einer neuen Periode in der Rechtsgeſchichte 
Deutſchlands betrachtet. 

Die reichsſtändiſchen Beſtrebungen ſuchten zugleich, dem 
Reichstage eine ſtändige Mitwirkung bei der Reichsregierung 
und eine geregelte Teilnahme an der Exekutivgewalt zu ſichern. 
Aber ſchon der erſte hierauf zielende Beſchluß, daß der Reichs⸗ 
tag jährlich zuſammentreten folle, blieb unausgeführt Frei- 
lich haben bis in das erſte Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts 
zahlreiche Reichstage ſtattgefunden und ſtellenweiſe recht er⸗ 
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hebliche Arbeit geleitet, aber eine feſte Rechtsordnung wurde 
dabei in keiner Weiſe beobachtet, und die Ziele, die man mit 
dem Reichstage hatte erreichen wollen, blieben unerfüllt, bis 
fie durch die Permanenz des Reichstages feit 1663 wenigſtens 
teilweiſe erreicht wurden. Einſtweilen ſuchte die Reichsreform⸗ 
partei einen Erſatz durch die Einſetzung eines „Reichsregi- 
ments“ zu erlangen, das auf dem Augsburger Reichstage 
von 1500 beſchloſſen, aber ſchon nach zwei Jahren durch den 
Widerſtand des Koiſers wieder hinfällig wurde. Es ſollte aus 
20 Deputierten der Kurfürſten und der übrigen Reichsſtände 
beſtehen und unter dem Vorſitz des Kaiſers oder feines Stell- 
vertreters alle ſonſt dem Kaiſer zuſtehenden Regierungsrechte 
ausüben. Ein neues Reichsregiment, im weſentlichen nach 
dem Muſter des früheren, aber mit größerer Berückſichtigung 
der kaiſerlichen Rechte, wurde auf dem Wormſer Reichstage 
von 1521 vereinbart. Es hatte gleich dem erſten ſeinen Sitz 
in Nürnberg und funktionierte als Statthaltereirat unter 
Ferdinand, dem Bruder Karls V., den dieſer für die Dauer 
feiner Abweſenheit zum Reichsverweſer ernannt hatte. Nach⸗ 
dem der Reichsverweſer 1530 als Ferdinand I. zun römischen 
König gewählt worden war und die Zügel des Reiches nun⸗ 
mehr kraft eigenen Rechts in die Hand genommen hatte, 
wurde auch dieſes zweite Reichsregiment wieder aufgelöſt. 
Dagegen wurde 1548 die, ordentlicheReichsdeputation“ 
eingeführt, die aus dem Kurfürſtenkollegium und Deputierten 
der übrigen Reichsſtände beſtand und in dringenden Fällen 
an Stelle des Reichstages zu einem „Reichsdeputationstage“ 
einberufen werden ſollte. Nachdem der Reichstag ſeit 1663 
permanent geworden war, kam die ordentliche Reichsdepu⸗ 
tation in Wegfall, während außerordentliche Reichsdepu⸗ 
tationen als Kommiſſionen für die Bearbeitung beſtimmter, 
ihnen vom Reichstage übertragener Aufgaben auch ferner 
in Übung blieben. 
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Der Hauptzweck, den man mit dem periodiſchen Reichs⸗ 
tage und dem Reichsregiment hatte erreichen wollen, war die 
„Handhabung des Landfriedens“, d. h. die Wahrung des ewi⸗ 
gen Landfriedens, vor allem durch die Sicherſtellung der 
Exekution der reichsgerichtlichen Urteile, geweſen. Da der 
Verſuch geſcheitert war, ſo ſuchte man dieſen Zweck nunmehr 
im Wege feſterer lokaler Organiſationen, nach dem Vorbilde 
der Landfriedenskreiſe älterer Landfriedenseinungen, zu er⸗ 
reichen. So entſtand die Kreisordnung von 1512, die in 
der Wormſer Ordnung von 1521 zum Abſchluß gebracht 
wurde. Sie teilte das Reich in zehn Kreiſe, indem man 
den zuerſt als bloße Wahlkreiſe für das Reichsregiment ge» 
planten ſechs Kreiſen der Regimentsordnung von 1500 noch 
die kurfürstlichen Gebiete als kurrheiniſchen und oberſächſi⸗ 
ſchen und die Erbländer des Kaiſerhauſes als öſterreichiſchen 
und burgundiſchen Kreis hinzufügte. Nur Böhmen behielt 
eine Sonderſtellung neben den zehn Kreiſen, und ebenſo 
blieben die Herrſchaften der Reichsritterſchaft von der Kreis⸗ 
verfaſſung ausgeſchloſſen. Jeder Kreis hatte als verfaſſungs⸗ 
mäßiges Organ ſeinen Kreistag, gebildet aus den dem Kreiſe 
angehörenden Reichsſtänden, und zwar, da die Kollegien 
des Reichstages hier fortfielen, alle einzelnen mit gleichem 
Stimmrecht. Die Berufung der Kreistage erfolgte je nach 
Bedürfnis durch den „kreisausſchreibenden Fürſten“. Die 
anfangs einzigen Aufgaben der Kreiſe waren die Fürſorge für 
den Landfrieden und die Vollſtreckung der wegen Land⸗ 
friedensbruches ergangenen reichsgerichtlichen Urteile. Später 
trat auch die Aufbringung von Reichsſteuern und die Auf⸗ 
ſtellung der Kreiskontingente zum Reichsheer hinzu; außer⸗ 
dem wurden die Kreiſe noch mit verſchiedenen anderen Muf- 
gaben, namentlich polizeilicher Natur (3. B. Aufſicht über das 
Münzweſen) betraut. Zu einer lebenskräftigen Entwicklung 
kam es aber nur in den Kreiſen, die, wie der fränkiſche und 
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ſchwäbiſche, eine größere Zahl kleiner Reichsſtände umfaßten, 
während in den anderen jede ſelbſtändige kommunale Ent⸗ 
wicklung durch die Übermacht der größeren Stände hintan⸗ 
gehalten wurde. 

Von den alten Erzämtern des Reiches (I S. 94f.), zu 
denen 1648 noch ein durchaus inhaltsloſes Reichsſchatzmeiſter⸗ 
amt getreten war, hatte nur das des Erzkanzlers eine 
größere Bedeutung behalten. Da der Erzbiſchof von Mainz 
die Hofkanzlei als ſein unmittelbares Recht behandelte, ſo 
wurde deren Vorſteher, der frühere Reichskanzler, ſeit 1519 
nur noch als „Vizekanzler“ bezeichnet, ſeine Ernennung 
erfolgte aber immer noch durch den Kaiſer, wenn auch im 
Einverſtändnis mit dem Erzkanzler, dem im übrigen die Cr- 
nennung der Kanzleibeamten zufiel. Erſt ſeit 1660 wurde 
auch der Vizekanzler mit Zuſtimmung des Kaiſers regelmäßig 
von Mainz ernannt, verlor aber dadurch feine bisherige Stel- 
lung als führender Reichsminiſter, Mitglied des geheimen 
Rates und des Reichshofrates. 

Der von Maximilian I. als oberſte Behörde für Rechts⸗ 
pflege und Verwaltung innerhalb des Reiches wie der kaiſer⸗ 
lichen Erblande errichtete „Hofrat“ mußte unter Ferdinand J. 
die erbländiſchen Sachen an einen eigenen erbländiſchen Hof- 
rat abgeben, jo daß er als Reichshofrat fortan auf Reichs⸗ 
angelegenheiten beſchränkt blieb. Seine Verfaſſung wurde 
durch die Reichshofratsordnung von 1654 neu feſtgeſtellt. Als 
kaiſerliches Gericht, in Konkurrenz mit dem Reichskammer⸗ 
gericht, wird er erft unten (S. 27) zu beſprechen fein. Im 
übrigen behielt er von feinen früher weit umfaſſender geweſe⸗ 
nen Aufgaben nur die Reichslehenſachen, die Begutachtung 
bei der Erteilung kaiſerlicher Privilegien und der Beſtätigung 
landesherrlicher Hausgeſetze Im übrigen gingen ſeine Be⸗ 
fugniſſe zum Teil auf den 1527 errichteten Geheimen Rat 
über, der dem Kaiſer in allen nicht dem Hofrat vorbehaltenen 
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Regierungsſachen ſowie in auswärtigen Angelegenheiten als 
eine Art Staatsrat zur Seite ſtand. 

Die Stellung der Hofpfalzgrafen blieb dieſelbe wie 
bisher (1 S. 95). Die ihnen erteilte Vollmacht hieß comitiva 
minor, wenn jie fich nur auf die geringeren Reſervatrechte be- 
zog, dagegen comitiva maior, wenn fie fich auf die Erhebung 
in den Adelsſtand erſtreckte. Die letztere wurde vornehmlich 
nur an Landesherren verliehen. Als beſondere kaiſerliche Be- 
amten für das Reich wie für die Erblande ſind nech der Oberſt⸗ 
hofmeiſter, der Oberſtmarſchall und der Generali chatzmeiſter 
zu erwähnen. 

III. Die Reichsgerichte. An die Stelle des nur der 
persönlichen Rechtſprechung des Kaiſers dienenden kaiſer⸗ 
lichen Kammergerichts (1 S. 108f.), das, an den Hof gebunden, 
weder einen feften Sitz noch eine geſetzlich geregelte Ber- 
faſſung hatte und bei der völligen Unbeſtimmtheit von Zeit 
und Ort ſeiner Sitzungen in den ſpäteren Regierungsjahren 
Friedrichs III. faſt ganz außer Übung gekommen war, trat 
1495 das Reichskammergericht, anfangs mit dem Sitze in 
Frankfurt a. M., ſpäter nach mehrfachem Wechſel in Speier 
und ſeit 1693 in Wetzlar. Seine Verfaſſung beruhte auf 
den Reichskammergerichtsordnungen von 1495, 1521 und 
1548 1555. Von ſpäteren Veränderungen waren nament⸗ 
lich die durch den Weſtfäliſchen Frieden von Bedeutung. 
Der Kaiſer ernannte den erſten Präſidenten (Kammer⸗ 
richter), der dem hohen Adel angehören mußte, und zwei, 
ſpäter vier Senatspräſidenten. Die Stellung der Präſi⸗ 
denten war der des altdeutſchen Richters nachgebildet, indem 
die Urteilsfindung ausschließlich Sache der teils vom Kaiſer, 
teils von den Kurfürſten und von den ſechs alten Kreiſen 
(S. 23) präſentierten und vom Kaifer, ſpäter aber vomGericht 
ſelber ernannten Beiſitzer (Aſſeſſoren, Urteiler) war. Die 
Zahl der Beiſitzer wurde allmählich von 16 bis auf 25 er- 
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höht; weitere Erhöhungen hatten fich als undurchführbar 
erwieſen. Von beſonderer Bedeutung war die Beſtimmung, 
daß die eine Hälfte der Beiſitzer aus Rechtsgelehrten (Dok⸗ 
toren oder Lizentiaten) beſtehen mußte, während die übrigen 
nicht notwendig geſchulte Juriſten zu ſein brauchten, immer 
aber dem Adel angehören ſollten. Außerdem ordnete der 
Weſtfäliſche Frieden die paritätiſche Zuſammenſetzung der 
Gerichte an. Vertreter der Parteien waren die vom Ge⸗ 
richt ernannten Prokuratoren und Advokaten, für die In⸗ 
tereſſen des Reiches der kaiſerliche Fiskal. Die Gerichtskanzlei 
war dem Erzkanzler unterſtellt. Für die Unterhaltung des 
Gerichts waren außer den Gerichtsgefällen die „Kammer⸗ 
zieler“ beſtimmt, eine eigene, feit 1548 für dieſen Zweck ein- 
geführte Matrikularſteuer, die aber ſo unregelmäßig einging, 
daß eine ausreichende Beſetzung des Gerichts nicht durch⸗ 
geführt werden konnte. Hatte das Gericht vor Einführung 
der Kammerzieler zuweilen aus Mangel an Mitteln ge⸗ 
radezu auf längere Zeit ſtillgelegt werden müſſen, ſo war 
es auch ſpäter bei vielfach ungenügender Beſetzung nicht im⸗ 
ſtande, die zahlreich eingehenden Akten in angemeſſener Zeit 
zu bewältigen. Zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
kammergerichts gehörten alle Landfriedensbrüche, außerdem 
war es das ordentliche Gericht für fiskaliſche Sachen und für 
bürgerliche Klagen gegen Reichsunmittelbare (Berufungs⸗ 
gericht gegen ſolche, die zunächſt das Recht auf ſchiedsrichter⸗ 
liche Entſcheidung durch einen „Austrag“, ein ſogenanntes 
„Austrägalgericht“, hatten), ferner oberſtes Berufungsgericht 
in Zivilſachen für alle Landgerichte, ſoweit dieſe nicht durch 
ein privilegium de non appellando ganz oder doch für ge- 
wiſſe Sachen (Immobiliarprozeſſe) eximiert waren. Nur in 
Fällen der Rechtsverweigerung hatten derartige Exemtionen 
keine Wirkung. 

Eine ſehr empfindliche Konkurrenz erwuchs dem Reichs⸗ 
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kammergericht durch den Reichshofrat, der dem Kaiſer für 
die Ausübung feiner nie aufgegebenen perſönlichen Juris- 
diktion als Organ diente. Er war, ohne jeden feſten Sitz, an 
den Hof des Kaiſers gebunden und wurde während jedes 
Interregnums ſuspendiert. Kriminalklagen gegen Reichs⸗ 
unmittelbare, mit Ausnahme der dem Kammergericht vor⸗ 
behaltenen Landfriedensbrüche, ferner Reichslehenſachen und 
gewiſſe andere Angelegenheiten gehörten zu feiner ausf chließ⸗ 
lichen Zuſtändigkeit, während er in allen anderen Sachen mit 
dem Reichskammergericht in freie Konkurrenz trat, ſo daß die 
Priorität der Anhängigkeit einer Sache den Ausſchlag gab. 
Die Verhängung der Reichsacht ſtand urſprünglich beiden 
Gerichten, ſeit 1711 aber nur noch dem Kaiſer mit dem Reichs⸗ 
tage zu. Unterhalt und Beſetzung des Reichshofrates war 
urſprünglich ganz dem Kaiſer überlaſſen, erſt der Weſtfäliſche 
Frieden traf in dieſer Beziehung einige, die ſchlimmſten Aus- 
wüchſe kaiserlicher Willkür abſchneidende Beſtimmungen. 
Ganz beſonders trat der persönliche Charakter der Recht- 
ſprechung darin hervor, daß der Reichshofrat alle Sachen 
der perſönlichen Entſcheidung des Kaiſers anheimgeben konnte 
(votum ad imperatorem), was auch nach dem Weſtfäliſchen 
Frieden nicht ganz beſeitigt wurde. 

IV. Das Reichsheerweſen. Durch die Erfindung des 
Schießpulvers hatte das auf dem Lehnsweſen beruhende 
Reiterheer feine maßgebende Bedeutung verloren, während 
die Fußtruppen mehr und mehr in den Vordergrund traten. 
Neben die berittene Feudalmiliz ſtellte ſich das Söldnerheer 
angeworbener Landsknechte. Da die von Maximilian I. ver⸗ 
ſuchte Auſſtellung eines Reichsſöldnerheeres auf der Grund⸗ 
lage einer direkten Reichsſteuer ſich als undurchführbar er⸗ 
wieſen hatte, entſchloß man ſich auf dem Wormſer Reichs⸗ 
tage von 1521 für den von Karl V. beabſichtigten Römerzug 
zur Aufſtellung eines Kontingentheeres nach Maßgabe einer 
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für dieſen Zweck feſtgeſtellten Matrikel, die als „Wormſer 
Matrikel“ auch fernerhin die Grundlage des Reichsheer⸗ 
weſens gebildet hat. Der einfache Anſchlag (Simplum) 
wurde auf 4000 „Reiſige“ und 20000 „Fußknechte“ feſt⸗ 
geſtellt, die ſich nach den Beſtimmungen der Matrikel auf 
die Einzelkontingente der ſämtlichen Reichsſtände verteilten. 
Jeder Reichsſtand hatte ſein Kontingent ſelbſt zu ſtellen und 
auszurüſten, wobei die Reiſigen teils aus der Lehnsmann⸗ 
ſchaft, teils durch Anwerbung berittener Söldner gewonnen 
wurden. Je mehr es Sitte wurde, daß die Lehnsmannen 
ihre Heerfahrtpflicht durch Ritterpferdsgelder ablöſten, deſto 
ſtärker trat auch bei der Reiterei das Weſen des Söldner: 
heeres hervor. Durch die Reichsdefenſionalverfaſſung von 
1681 wurde das Simplum auf 12000 Reiſige und 28000 Fuh- 
knechte erhöht und die Verteilung der Kontingente auf die 
zehn Kreiſe angeordnet, denen ihrerſeits die Weiterverteilung 
auf die einzelnen Kreisſtände nach Verhältnis der Wormſer 
Matrikel oblag. Jedes Kreiskontingent bildet ein eigenes, 
in Regimenter eingeteiltes Korps mit eigenen Generälen, 
während die vom Kaiſer im Einverſtändnis mit dem Reichs⸗ 
tage eingeſetzte Reichsgeneralität wieder einem vom Reichs⸗ 
tage eingeſetzten Reichskriegsrate unterſtellt war. Böhmen, 
das einen Kreis für ſich bildete, ſtellte ſein eigenes Kon⸗ 
tingent, während die ebenfalls uneingekreiſte Reichsritter⸗ 
ſchaft nach Vereinbarung mit dem Kaiſer eine Kriegsſteuer 
(subsidium caritativum) zu leiſten hatte. Das Heer wurde 
immer nur für den einzelnen Kriegsfall gebildet, ſo daß der 
Reichstag nicht nur über die Aufſtellung des Heeres über⸗ 
haupt, ſondern auch über ſeine Stärke, die Zahl der An⸗ 
ſchläge oder Simpla zu beſchließen hatte. 

V. Das Reichsfinanzweſen. Die dauernden i- 
nahmequellen des Reiches waren bis auf geringe Reſte teils 
außer Übung gekommen, teils veräußert oder verpfändet. 
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Eine ſtändige Reichsſteuer waren die bereits erwähnten 
Kammerzieler (S. 26). Sonſt gab es nur außerordentliche 
Steuern, die von Fall zu Fall, vornehmlich zu Kriegszügen, 
vom Reichstage beſchloſſen wurden. Das anfangs dabei be⸗ 
vorzugte Syſtem einer direkten Reichsſteuer, des „gemeinen 
Pfennigs“, teils Vermögens-, teils Kopfſteuer, wurde zuletzt 
1544 angewendet. Seitdem gab es nur noch Matrikular⸗ 
ſteuern, die nach der für das Reichsheer maßgebenden Kon⸗ 
tingentierung der Wormſer Matrikel von 1521 (S. 28) auf 
die Reichsſtände, und zwar ſpäter zunächſt auf die Kreiſe, 
denen Umlage und Eintreibung anheimfiel, verteilt wurden. 
Wie beim Heere das Simplum, ſo bildete hier der „Römer⸗ 
monat“ den Einheitsſatz, nach welchem die Steuer feſtgeſtellt 
wurde. Ein Römermonat war der Betrag, den der einzelne 
Reichsſtand als Monatsſold für ſein Truppenſimplum (12 
Gulden für den Reiſigen, 4 Gulden für den Fußknecht) zu 
entrichten hatte. Die Kriegsſteuern floſſen in die Reichs⸗ 
operationskaſſe, während die ebenfalls als Matrikularſteuer 
veranlagten Kammerzieler auf beſonderem Wege verein⸗ 
nahmt und verrechnet wurden. Die vielfachen Härten, die 
ſich aus der Anwendung der Wormſer Matrikel ergeben 
mußten, führten zu einer immer laxeren Handhabung und 
ſchließlich zu einer tatſächlichen Herabſetzung des Römer⸗ 
monats um mehr als die Hälfte. Eine weitere Beeinträch⸗ 
tigung brachte die althergebrachte Auffaſſung, daß Steuern 
nur von denen zu zahlen ſeien, die ſie bewilligt hätten, 
woraus vielfach ſolche Reichsſtände, die gegen die Steuer 
geſtimmt hatten, eine Berechtigung zur Steuerverweigerung 
herleiteten. 

VI. Die Reichspolizei. Eine Pflicht des Reiches, für 
das öffentliche Wohl zu ſorgen, trat erft unter Maximilian J. 
hervor, um dann in den Reichspolizeiordnungen von 1530, 
1548 und 1577 ihren genaueren Ausdruck zu finden. Man 
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verſtand darunter namentlich die ſtaatliche Pflege von Handel 
und Wandel, die Sorge für die öffentliche Sicherheit, die 
Bekämpfung des Luxus und der Unſittlichkeit. Auch die 
Aufſicht über das Münzweſen wurde als Sache der Polizei 
angeſehen und den Reichskreiſen übertragen, die jährliche 
Münzprobationstage abhalten ſollten und für die nicht im 
Beſitze eigener Münzſtätten befindlichen Münzherren be⸗ 
ſondere Kreismünzſtätten hielten. Zur Grundlage für die 
Münzprägungen wurde durch die Münzordnung von 1559 
die Kölniſche Mark beſtimmt. Das nach dem Reichsmünz⸗ 
fuß ausgeprägte Geld ſollte im ganzen Reich kurſieren, und 
zwar nit Annahmezwang. Für den Binnenverkehr in den 
einzelnen Territorien wurde den Landesmünzen eine größere 
Freiheit gewährt; weitere Regelungen erfolgten im Wege 
der Münzeinungen oder Mümzkonventionen. 


§ 3. Die Territorien. 

Das Reich beſtand in dem letzten Jahrzehnt vor ſeiner 
Auflöſung aus mehr als 300 reichsſtändiſchen Territorien 
(Kurfürſtentümern, Fürſtentümern und Territorien der Prä⸗ 
laten, Grafen und Herren) und faſt 1500 reichsunmittel⸗ 
baren Herrſchaften ohne Reichsſtandſchaft, die größtenteils 
zu der Reichsritterſchaft gehörten. Die letztere, aus 
Ritterbündniſſen des niederen Adels in Süd- und Weft- 
deutſchland hervorgegangen und dadurch vor der Unter- 
werfung unter die landes herrliche Gewalt der Fürſten be- 
wahrt, bildete ſeit 1577 einen Geſamtbund der drei Ritter⸗ 
kreiſe Schwaben, Franken und Rhein. Die gemeinſamen 
Angelegenheiten wurden auf Storrefpoudenztagen verhan⸗ 
delt, die der einzelnen Kreiſe in Kreisverſammlungen. An 
der Spitze jedes Kreiſes ſtand ein Direktorium, an der Spitze 
der einzelnen Kantone, in welche die Kreiſe zerfielen, ein 
Ritterhauptmann. Alle Mitglieder der Reichsritterſchaft 
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waren reichsunmittelbar und übten auf ihren in die Matrikel 
eingetragenen Beſitzungen eine beſchränkte Landeshoheit 
aus; ihnen ſtand insbeſondere das Recht des Religionsbannes 
(S. 15) und der Hausgeſetzgebung, meiſtens auf Grund 
kaiſerlicher Bannleihe auch die hohe Gerichtsbarkeit zu. Ein 
Beſteuerungsrecht und eine gewiſſe Autonomie beſaß nur 
die Reichsritterſchaft als Ganzes. 

Die landesherrliche Gewalt in den reichsſtändiſchen 
Territorien (hohe Obrigkeit, Landes⸗ oder landesfürſtliche 
Obrigkeit) hatte ſich nach dem Vorbilde der kurfürſtlichen 
Landeshoheit überall gleichmäßig geſtaltet und in dem weſt⸗ 
fäliſchen Friedensinſtrument (JPO.) als ius territorii et 
superioritatis ihren Höhepunkt erreicht. Sie war eine volle 
Regierungsgewalt, nur mit einer gewiſſen Unterordnung 
unter das Reich. In kirchlicher Beziehung umfaßte ſie, außer 
dem durch das Normaljahr 1624 beſchränkten Religionsbann 
(S. 15), gegenüber der proteſtantiſchen Kirche das bisher 
von den Biſchöfen ausgeübte Kirchenregiment (ius circa 
sacra), allgemein aber wurde, zumal in den katholiſchen 
Ländern, im Laufe des 18. Jahrhunderts mit zunehmender 
Schärfe das ſogenannte dominium eminens des Staates 
an allen Kirchengütern geltend gemacht, das zu zahlreichen 
Säkulariſationen und ſchließlich zu der allgemeinen Säku⸗ 
lariſation des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes (RDeSchl.) 
von 1803 führte. 

Angeſichts der vollen Staatsgewalt, zu der ſich die „lan⸗ 
desfürſtliche Obrigkeit“ feit dem Weſtfäliſchen Frieden ent- 
wickelt hatte (ſelbſt Bündniſſe mit dem Auslande waren 
jeit dem IPO. geſtattet, wofern fie fih nur nicht gegen 
das Reich richteten), kam es innerhalb der ſtaatsrechtlichen 
Literatur zu einem lebhaften Streit über die Frage, ob 
der Kaifer berechtigt Jei, das erft neuaufgekommene Poft- 
regal für das Reich in Anſpruch zu nehmen, während die 
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Fürſten ihr landesherrliches Recht behaupteten. Die kaiſer⸗ 
liche Partei, die noch an den durch Kaiſer Maximilian I. 
vertretenen Ideen zehrte, erklärte das Reich nach wie vor 
für eine einheitliche Monarchie, indem der Kaiſer den Fürſten 
nur die Ausübung ganz beſtimmter Hoheitsrechte, aber 
keineswegs die Fülle der Staatsgewalt übertragen habe. 
Demgegenüber wurde von der reichsſtändiſchen Partei unter 
der Führung Schwedens die von Hippolithus a Lapide 
(von Chemnitz) verfochtene Theorie einer Fürſtenrepublik 
mit einer im weſentlichen nur mit Ehrenrechten ausge⸗ 
ſtatteten Spitze aufgeſtellt. Dem hiſtoriſchen Werdegang 
wurden nur Hermann Conring, der erſte Schöpfer einer 
wiſſenſchaftlichen Rechtsgeſchichte Deutſchlands, und der große 
Heidelberger Publiziſt Samuel von Pufendorf (Monzam- 
bano) gerecht, indem fie das Reich für eine entartete Mo⸗ 
narchie erklärten, die jeder juriſtiſchen Konſtruktion ſpotten 
müſſe. Erſt im 18. Jahrhundert wurde von Pütter und 
Häberlin eine ſolche aufgeſtellt, indem ſie das Reich für 
einen zuſammengeſetzten Staat unter einer auf Wahl be⸗ 
ruhenden und durch die Reichsſtände beſchränkten monarchi⸗ 
ſchen Spitze erklärten. 

Für die innere Erſtarkung der territorialen Staatsgewalt 
war es beſonders wichtig, daß die fürſtlichen Hausgeſetze 
nach dem Vorbilde der Kurfürſtentümer mehr und mehr zur 
Einführung der ungeteilten Erbfolge nach demErſtgeburts⸗ 
recht (J S. 116) übergingen. Daneben ſuchte man, ſoweit 
nicht ſchon Eventualbelehnungen beſtanden oder neuerlich 
durchzuſetzen waren, durch Erbverbrüderungen mit anderen 
Staaten, die allerdings ebenſo wie die Hausgeſetze der kaiſer⸗ 
lichen Beſtätigung bedurften, für die territoriale Vergröße⸗ 
rung zu ſorgen. 

Eine bedeutende Beſchränkung der landesherrlichen Ge⸗ 
walt bildeten die Landſtände, zumal in den geiſtlichen 
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Staaten durch das Übergewicht der Prälaten, die durch 
Wahlkapitulationen bei jeder Stuhlerledigung ihre Macht 
zu erweitern in der Lage waren, und in den weltlichen 
Staaten Norddeutſchlands wegen des zahlreichen Landes⸗ 
adels, während der niedere Adel in Süd⸗ und Weſtdeutſch⸗ 
land überwiegend der Reichsritterſchaft angehörte und eigene 
Herrſcherrechte auf ſeinen Beſitzungen ausübte, ſo daß der 
wenig zahlreiche Landesadel kaum ins Gewicht fiel. Die 
kleineren Staatsgebilde hatten zum Teil gar keine Rand- 
ſtände, weil es an dem erforderlichen Material dafür fehlte. 

In den zuſammengeſetzten Territorien waren die Stände 
ein weſentliches Hindernis für die Ausbildung einer kräftigen 
Staatseinheit, weil jeder Landesteil, der früher ein eigenes 
Territorium gebildet hatte und als ſolches auch noch jetzt 
bei der Reichs⸗ und Kreisſtandſchaft behandelt wurde, feine 
eigenen Stände halte, bei denen die engeren Intereſſen und 
partikulariſtiſche Anſchauungen vielfach den Ausſchlag gaben. 
Kein Wunder, daß die nach oben hin faſt ſelbſtändig ge- 
wordenen Landesherren nunmehr alsbald den Kampf gegen 
die Macht der Landſtände aufnahmen, um auch die innere 
Erſtarkung der Staatsgewalt zu erzielen. In Oſterreich 
hatte die Staatsregierung gegenüber den vorwiegend evan⸗ 
geliſch geſinnten Ständen nur das Intereſſe der Durch⸗ 
führung der Gegenreformation, und es gelang ihr, auf 
dieſem Gebiete allen Widerstand zu brechen, während fie 
im übrigen die ſtändiſchen Rechte, zumal das der Steuer⸗ 
bewilligung, unangefochten ließ. Dagegen war es in Bran⸗ 
denburg und Bayern der Kampf um die Bedürfniſſe der 
Landesverteidigung, die bei dem Steuerbewilligungerecht 
der Stände keine genügende Berücksichtigung fanden. Nur 
was zur Beſtreitung der Reichs⸗ und Kreislaſten erforderlich 
war, mußten die Stände unbedingt bewilligen, ſeit dem 
SRA. von 1654 auch das Notwendige für die Beſatzung 
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und Erhaltung der Feſtungen. Aber ein 1670 gefaßter Reichs⸗ 
tagsbeſchluß, der ſchlechthin alle Bedürfniſſe der Landes⸗ 
verteidigung von der landſtändiſchen Bewilligung unab⸗ 
hängig machen wollte, erhielt die kaiſerliche Ratifikation 
nicht. Immerhin wurde ſo viel erreicht, daß ein in dieſer 
Beziehung ausgebildetes Gewohnheitsrecht aufrechterhalten 
bleiben ſollte. Auf dieſem Wege gelang es der Staats⸗ 
gewalt in Brandenburg und Bayern, das unbeichränfte 
Beſteuerungsrecht des Landesherrn, zum Teil auch das un- 
beſchränkte Geſetzgebungsrecht, alſo die abſolute Monarchie, 
durchzuſetzen, ſo daß den Ständen nur untergeordnete Rechte 
belaſſen wurden. Insbeſondere verloren ſie das Recht, ſich 
ohne landesherrliche Berufung zu verſammeln, ſo daß es 
den Landesherren möglich wurde, auch ohne ihre Berufung 
zu regieren oder ſich mit der Berufung bloßer Landtags⸗ 
ausſchüſſe zu begnügen. Nur in Sachſen, Braunſchweig, 
Heſſen und Mecklenburg blieb die alte landſtändiſche Ver⸗ 
faſſung unverändert beſtehen, während in den meiſten übri⸗ 
gen Staaten ein Mittelweg eingeſchlagen wurde. Die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Stände blieb im allgemeinen die alte, 
nur in Württemberg hatte eine geſunde Fortbildung ſtatt⸗ 
gefunden, indem auch die Landgemeinden zur Landſtand⸗ 
ſchaft zugelaſſen wurden. 

Die Heere beſtanden ausſchließlich aus Söldnern, deren 
Anwerbung für die Regimenter den Obriſten als ſelbſtändigen 
Unternehmern oblag. Nur mit ihnen hatte der Kriegsherr 
zu tun und an ſie den Geſamtſold für das Regiment zu 
zahlen. Die Übernahme der angeworbenen Landsknechte 
und Reiſigen erfolgte durch die „Muſterung“ und die eid⸗ 
liche Verpflichtung der Truppen auf die üblichen Vertrags⸗ 
artikel, den Artikulsbrief und die Reuterbeſtallung. Wo es 
zur Einführung ſtehender Heere kam (ſo namentlich in 
Brandenburg und Öfterreich), nahm die Staatsregierung 
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die Anwerbung ſelbſt in die Hand, die Kriegsartikel tour- 
den zu Staatsgeſetzen. Neben den Söldnerheeren hatte 
ſich für außerordentliche Fälle der Landesverteidigung die 
alte Landfolge oder Landwehr (J S. 34, 98) als „Reis und 
Folge“ erhalten, die in Preußen ſeit Friedrich Wilhelm I. 
zur Organiſation der Landmilizen führte. Wichtiger als 
der doch nur geringe militäriſche Wert derartiger Landes⸗ 
aufgebote war es, daß durch ſie der Gedanle der allgemeinen 
Wehrpflicht der Untertanen feſtgehalten wurde. Zu neuem 
Ausdruck kam dieſe in einem preußiſchen Reglement von 
1733, das für die unteren Klaſſen der Bevölkerung Bauern 
und niederen Bürgerſtand) Stammrollen (Enrollierung) 
einführte und jedem Regiment einen Aushebungsbezirk zu⸗ 
erteilte. Dem Adel wurde der Offiziersdienſt im Heere 
als ſtaatliche Pflicht vorgeſchrieben. Die Angehörigen des 
höheren Bürgerſtandes ſowie Berlin und die weſtlichen 
Provinzen blieben noch von der allgemeinen Wehrpflicht 
ausgeſchloſſen, während andererſeits neben der Aushebung 
die Werbung im Auslande noch aufrechterhalten blieb. 

Auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung hatte die 
Organisation des Reichskammergerichts auch für die landes- 
ſtaaklichen Obergerichte die Beſetzung mit Rechtsgelehrten 
notwendig gemacht, auch ſie waren durchweg zu gelehrten 
Kollegialgerichten geworden, während die Untergerichte mehr 
und mehr mit rechtsgelehrten Einzelrichtern und je einem 
Gerichtsſchreiber beſetzt wurden. Auch die grundherrlichen 
Gerichtsherren wurden genötigt, ihre Gerichtsbarkeit rechts⸗ 
kundigen Juſtitiarien oder Gerichtshaltern zu übertragen, 
deren Anſtellung nun aber als Sache des Staates behandelt 
wurde, ſo daß die Gerichtsherren nur noch das Präſentations⸗ 
recht hatten, ihre frühere Gerichtsbarkeit alſo zur bloßen 
Patrimonialgerichtsbarkeit umgeſtaltet wurde. 

Die territorialen Hofgerichte waren die ordentlichen Ge- 
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richte für die Eximierten und zugleich Berufungsinſtanz für 
die niederen Gerichte In den zuſammengeſetzten Territorien 
hatte jeder Landesteil ſein eigenes Hofgericht Daneben blieb 
die alte Anſchcuung, daß der Fürſt perſönlich der eigentliche 
Richter des Landes ſei, lebendig. Wie dieſe im Reiche dazu 
geführt hatte, dem Reichskammergericht in dem Reichshofrat 
eine Konkurrenz zu ſchaffen, ſo bildeten ſich neben und über 
den Hofgerichten, deren Beſetzung zum Teil in den Händen 
der Stände lag, neue, rein landesherrliche Obergerichte 
(Hofrat, Kanzlei oder Juſtizkanzlei, Kammergericht, Regie- 
rung), durch die die erſteren teils ganz verdrängt wurden, 
teils eine ihnen übergeordnete Inſtanz erhielten. Solche 
Oberappellationsgerichte waren, da die Reichsgeſetze drei 
Rechtsinſtanzen verlangten, eine unentbehrliche Einrichtung 
in allen Territorien, die ein privilegium de non appel- 
lando gegenüber den Reichsgerichten beſaßen. Preußen er⸗ 
langte für feine nichtkurfürßlichen Landesteile ein ſolches 
Privileg 1702, unbeſchränkt aber erſt 1750; während hier 
anfangs drei oberite Gerichtsböfe für die verſchiedenen Qu- 
dest ile beſtanden, wurden diefe 1748 zu dem Tribunal, 
(ſpäter Obertrihunal) vereinigt. 

Eine durchgreifende Neuorganiſation der Zentral- und 
Provinzialbehörden erfolgte in Oſterreich unter Mari- 
milian I. und Ferdinand J., in Preußen unter Friedrich Wil- 
helm I. Die übrigen deutſchen Staaten ſchloſſen ſich den von 
jenen gegebenen Vorbildern mehr oder weniger an. Die 
öſterreichiſchen Zentralbehörden (Hofrat, Hofkammer, Hof- 
kanzlei) waren anfangs dazu beſtimmt, dem Kaiſer ſowohl 
in ſeinen erbländiſchen wie in Reichsangelegenheiten zu die⸗ 
nen, ſtießen dabei aber auf den Widerſtand der Reichsſtände, 
die darin eine unzuläſſige Stärkung der kaiſerlichen Gewalt 
ſahen. Nur der Geheime Rat (S. 24) behauptete ſich auch 
in Reichsſachen, während die obengenannten Behörden ihre 
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Tätigkeit auf die Fatferlichen Erblande beſchränken mußten. 
In den Provinzen wurden die „Regierungen“ oder „Re⸗ 
gimente“, die zugleich als Obergerichte dienten, mit der 
Juſtiz und Verwaltung, die Raitkammern (Schatzkammern, 
Kammerkollegien) mit der Finanzverwaltung betraut. Die 
untere Verwaltungsorganiſation blieb in Oſterreich bis zum 
18. Jahrhundert auf dem Standpunkt des mittelalterlichen 
Staates ſtehen. 

In Preußen errichtete Friedrich Wilhelm J. drei Mini- 
ſterien (das Kabinettsminiſterium für Auswärtiges, das Ge⸗ 
neraldirektorium für Inneres, Finanzen und Heerweſen und 
das Juſtizdepartement für Juſtiz und Kultus). An der Spitze 
jedes Miniſterſums ſtanden mehrere Miniſter, jeder mit fei- 
nem beſonderen Departement. Innerhalb jedes Departe⸗ 
ments galt ſtrenges Kollegialſyſtem, ſo daß die Räte nicht 
bloß Berater ihres Miniſters waren, ſondern volles Stimm⸗ 
recht hatten. Dasſelbe Kollegialſyſtem galt für den Ge⸗ 
heimen Rat oder Staatsrat (ſpäter „Geheimes Staatsmini⸗ 
jterium“), der aus der Geſamtheit der Miniſter unter deni 
Vorſitz des Königs beſtand. Unter dem Juſtizdepartement 
ſtand das Oberkonſiſtorium, dem die Verwaltung der evan⸗ 
geliſchen Landeskirche oblag. Provinzialbehörden für Ver⸗ 
waltung und Finanzen waren die Kriegs⸗ und Domänen⸗ 
kammern, für Juſtizverwaltung und Rechtſprechung die „Re⸗ 
gierungen“ oder „Provinzial⸗Landesjuſtizkollegien“. Die 
Einteilung der Provinzen in Kreiſe, die ſchon im 16. Jahr⸗ 
hundert begonnen hatte, wurde allmählich im ganzen Staate 
durchgeführt. Urſprünglich handelte es ſich bloß um Wahl⸗ 
bezirke für die Wahlen zu den Landtagsausſchüſſen, mit der 
Zeit erhielten die Kreiſe aber eine eigene Kommunalverfaſ⸗ 
jung mit Kreisbagen unter einem Kreisdirektor oder Land- 
kommiſſar, dem ſpäteren Landrat. Der letztere war inner⸗ 
halb des Kreiſes das ausführende Organ der Kriegs und 
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Domänenkammer, aber nur für das offene Land, da die 
Städte zu Inſpektionsdepartements unter beſonderen Kriegs- 
und Steuerräten bereinigt wurden. Die Ortspolizei verblieb 
in alter Weiſe bei den Amtmännern (regelmäßig Domänen⸗ 
pächtern), in den ſelbſtändigen Gutsbezirken bei den Guts⸗ 
herren. 


8 4. Städte und Reichsdörfer. 


Durch den Weſtfäliſchen Frieden erhielten die freien 
Reichsſtädte die volle Gleichſtellung mit den übrigen Reichs⸗ 
ſtänden, auch hinſichtlich der Landeshoheit über ihre Land⸗ 
gebiete, die zum Teil an Ausdehnung manchem Fürſtentun 
gleichkamen (fo bei Nürnberg, Ulm, Hamburg und Bremen), 
während ſie bei einzelnen Stadten ganz fehlten. Einige 
Städte ſtanden noch unter Reihs- oder fürſtlichen Vögten, 
die aber wenig zu bedeuten hatten. Hamburg wurde erſt 
1618 durch Entſcheidung des Reichskammergerichts, unter 
Abweiſung der landesherrlichen Anſprüche des Herzogs von 
Holſtein, endgültig für reichsfrei erklärt. An der Spitze jeder 
Stadt ſtanden Bürgermeiſter und Rat. Die Zuſammenſetzung 
des letzteren war vielfach ariſtokratiſch, ſo daß die Patrizier 
den Haupteinfluß hatten (ſo namentlich in Nürnberg), zum 
Teil aber vorwiegend demokratiſch, indem das Schwergewicht 
bei den Zünften und der Bürgerſchaft ruhte. Aber auch in 
den ſtrengſten Ariſtokratien hatte die Bürgerſchaft das Steuer⸗ 
bewilligungsrecht und die Mitwirkung bei der Geſetzgebung. 
Der Stadtrat war meiſtens zugleich das Obergericht. Unter 
den Ratsherren befanden ſich regelmäßig einige Rechtsge⸗ 
lehrte, mindeſtens bedurfte es eines rechtskundigen Stadt⸗ 
ſchreibers Syndikus, Beigeordneter). Dem Kaiſer hatte der 
Rat, zuweilen ſogar die ganze Bürgerſchaft, den Huldigungs⸗ 
eid zu leiſten. 
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Durch den RD Schl. von 1803 wurden ſämtliche Reichs⸗ 
ſtädte bis auf Lübeck, Hamburg, Bremen, Frankfurt, Nürn⸗ 
berg und Augsburg mediatiſiert; bald darauf traf das gleiche 
Schickſal auch Augsburg (Preßburger Frieden 1805). 

Der Hanſabund nahm noch im 16. Jahrhundert eine 
ſehr angeſehene Stellung ein. Die ſeerechtlichen Beſtim⸗ 
mungen der Hanſarezeſſe von 1571 und 1614 haben noch bis 
in die neuere Zeit in Geltung geſtanden. Aber die erſtar⸗ 
kende landesherrliche Gewalt drängte die ihr unterſtellten 
Städte mehr und mehr zum Austritt aus dem Bunde, dem 
jeit 1630 nur noch die drei freien Reiha- und Hanſeſtädte 
Lübeck, Hamburg und Bremen angehörten. 

Von den Landſtädten hatten einzelne durch ihre lange 
Zugehörigkeit zur Hanſa eine große Selbſtändigkeit erlangt, 
die den ſchwediſchen Städten Stralſund, Greifswald und 
Wismar auch ſpäter verblieb, während andererſeits Städte 
wie Roſtock und Braunſchweig ſich vermöge ihrer Landſtand⸗ 
ſchaft in einer gewiſſen Unabhängigkeit behaupteten. Im all⸗ 
gemeinen aber ſanken die Städte, namentlich unter der Herr⸗ 
ſchaft der abſoluten Monarchie, zu bloßen ſtaatlichen Verwal⸗ 
tungsbezirken mit ſehr beſchränkter Selbſtverwaltung herab, 
und ihre Bürgermeiſter und Ratsherren, die zwar noch ge⸗ 
wählt wurden, aber ſtaatlicher Beſtätigung bedurften, erhiel- 
ten den Charakter mittelbarer Staatsbeamten. Die ſtädtiſchen 
Feſtungswerke blieben nur in den Landesfeſtungen in ihrem 
alten Stande, im übrigen wurden Mauern und Tore nur 
wegen der von den Städten erhobenen Akziſe (Ungeld) bei⸗ 
behalten. Gewerbe und Handwerk, die nur in den Städten 
betrieben werden durften. unterlagen dem ſtrengſten Zunft⸗ 
zwange. 

Durch den RDHSHI. wurden auch die letzten kümmer⸗ 
lichen Reſte der ehemaligen Reichslandvogteien, die mit aus⸗ 
gedehnter Selbſtverwaltung ausgeſtatteten Reichsdörfer, 
beſeitigt. 
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$5. Die Rechtsquellen. 

Die im 15. und 16. Jahrhundert vollzogene Rezeption 
des römiſchen Rechts umfaßte das Corpus iuris eivilis 
Juſtinians, die in den Handſchriften als Anhang zu dieſem 
behandelten Libri Feudorum (I S. 141f.) und das bis dahin 
nur für die Kirche und die geiſtlichen Gerichte maßgebend 
geweſene Corpus iuris canonici. Durch die Rezeption er- 
hielten diefe die Kraft von Reichsgeſetzen, als des Reiches 
gemeine Rechte“. Hervorgegangen iſt die Rezeption aus 
einer rein gewohnheitsrechtlichen Entwicklung innerhalb des 
Juriſtenſtandes, erſt hinterher hat fie auch die geſetzliche An- 
erkennung gefunden. Gelehrte Juriſten gab es in Deutſch⸗ 
land anfangs nur innerhalb des Klerus, da die Kirche nach 
dem durch das kanoniſche Recht fortgebildeten römiſchen 
Recht lebte. Seit dem 14. Jahrhundert war eine umfang- 
reiche populäre Literatur des römiſchen Rechts beſtrebt, auch 
den niederen Klerus durch gemeinfaßliche Darſtellung in das 
Verſtändnis des römiſchen Rechts einzuführen. Gleichzeitig 
mehrte fich die Zahl der rechtskundigen Laien, die in Bologna 
und Paris, ſpäter ouch an deutſchen Hochſchulen, das römiſche 
Recht ſtudiert und, von humaniſtiſcher Begeiſterung für das 
laſſiſche Altertum ergriffen, als das allein vernunft⸗ und 
naturgemäße Recht in ſich aufgenommen hatten An den 
Höfen der Könige, die ſich als Rechtsnachfolger der römiſchen 
Kaiſer fühlten und bei ihren italieniſchen Händeln gern auf 
das römiſche Recht beriefen, fanden ſie leicht Anſtellung und 
Einfluß, in den Territorien aber bildeten ſie, ſeit die Um⸗ 
wandlung des Lehnsſtaates in einen Beamtenſtaat begonnen 
hatte (I S. 120), neben den Miniſterialen ein erwünſchtes 
Material für die Beſetzung landesherrlicher Amter, und 
ſelbſt vor den Miniſterialen, wenn es ſich darum handelte, 
die Rechte des Fürſten gegenüber ſeinen Landſtanden zu 
wahren. 
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Für die Rezeption konnten die rechtsgelehrten Beamten 
erſt in Betracht kommen, nachdem ſie auch in den Gerichten 
zu maßgebendem Einfluß gelangt waren. Dies war zuerſt 
im kaiſerlichen Kammergericht (J S. 108f.) der Fall, das, von 
vornherein nach italieniſchem Muſter zugeſchnitten, ſich im 
Verfahren durchaus an den italieniſchen Prozeß anſchloß 
und, bei ausſchließlicher Beſetzung mit Rechtsgelehrten, auch 
materiell auf römiſches und kanoniſches Recht zurückgriff, 
ſobald das einheimiſche Recht nicht in ſchlüſſiger Weiſe vor⸗ 
lag. Das Reichskammergericht von 1495 folgte durchaus 
den Spuren des früheren kaiserlichen Kammergerichts. Bei 
ſeiner Beſetzung hatten die rechtsgelehrten Beiſitzer von vorn⸗ 
herein das Übergewicht, ſeit 1521 durften überhaupt nur 
noch rechtskundige Beiſitzer angeſtellt werden. Das Ver⸗ 
fahren war nicht mehr das deutſche, ſondern das der ita⸗ 
lieniſchen Gerichte, wie es fich, anknüpfend an den römiſchen 
Libellarprozeß, aus dem in den geiſtlichen Gerichten aus⸗ 
gebildeten kanoniſchen Gerichtsverfahren entwickelt hatte. 
Durch ihren Amtseid waren ſämtliche Mitglieder des Reichs⸗ 
kammergerichts verpflichtet, „nach des Reichs gemainenRech⸗ 
ten, auch nach redlichen, erbern und leidlichen Ordnungen, 
Statuten und Gewohnheiten der Fürſtenthumb, Herrſchaſten 
und Gericht, die für ſie bracht werden“, zu urteilen. Dem 
Vorbilde des Reichskammergerichts folgten alsbald auch die 
in gelehrte Kollegialgerichte umgewandelten höheren Lau⸗ 
des⸗ und Stadtgerichte und die mit gelehrten Einzelrichtern 
beſetzten Niedergerichte. Überall wurde das altdeutſche Ge- 
richtsverfahren zugunſten dee italieniſchen Prozeßformenauf⸗ 
gegeben, auf dem Gebiete des bürgerlichen und des Lehn⸗ 
rechts aber wurden die rezipierten Quellen zu ſubſidiären 
Rechtsnormen, und zwar in dem Umfang und der Auf⸗ 
faſſung, die ihnen von den Poſtgloſſatoren und der an diefe 
anknüpfenden Doktrin eingeräumt worden waren. 
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Auf dem Gebiete der Reichsgeſetzgebung wurde ſeit 
dem Wormſer Reichstage von 1495, der die Reichskammer⸗ 
gerichtsordnung und den ewigen Landfrieden ſchuf, ein Jahr⸗ 
hundert lang fleißig gearbeitet. Für das Reichsſtaatsrecht 
waren die ſeit 1519 eingeführten Wahlkapitulationen (S. 16) 
von hervorragender Bedeutung. Die im Weſtfäliſchen Frie⸗ 
den beſchloſſene Ausarbeitung einer ſtändigen Wahlkapitu⸗ 
lation brachte es nur zu einem Entwurfe (1711), der aber, 
obwohl er nicht Geſetz geworden war, tatſächlich für alle ſpä⸗ 
teren Wahlkapitulationen die Grundlage abgegeben hat. Die 
konfeſſionellen Verhältniſſe wurden durch den Paſſauer Ver⸗ 
trag von 1552 und den Augsburger Religionsfrieden von 
1555, ſodann durch die Beſtimmungen des Weſtfäliſchen Frie⸗ 
dens (J PO.) geregelt, die überhaupt eine neue Grundlage 
des Reichsſtaatsrechts ſchufen und in dem Jüngſten Reichs⸗ 
abſchied (JRA.) von 1654 ausdrücklich als Reichsgrundgeſetz 
verkündigt wurden. Die einſchneidenden Veränderungen, 
die infolge der Abtretung des linken Rheinufers im Lüne⸗ 
viller Frieden von 1801 vorgeſehen worden waren, wurden 
durch den Reichsdeputations⸗Hauptſchluß (NDHSHL.) von 
1803 reichsgeſetzlich erledigt, nur die durch dieſen angeordnete 
Neuregelung des Stimmverhältniſſes im Reichsfürſtenrate 
hat die kaiſerliche Ratifikation nicht erhalten. 

Auf die Reichskammergerichtsordnung (REG O.) von 1495 
folgte 1521 eine zweite, 1548 und 1555 eine dritte und vierte. 
Mit dem Reichshofrat beſchäftigten fich die Reichshofratsord⸗ 
nungen von 1559 und 1654. Alle dieſe Geſetze enthielten auch 
mehr oder weniger wichtige Beſtimmungen über das bürger⸗ 
liche Gerichtsverfahren, denen fih die des IRA. von 1654 
anſchloſſen. 

Von einſchneidender Bedeutung war die Regelung des 
Strafprozeſſes und des materiellen Strafrechts durch die 
peinliche Gerichtsordnung Karls V. (C. C. C. — Constitutio 
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Carolina eriminalis), die erſt nach mannigfachen Entwürfen 
auf Grundlage der von Johann von Schwarzenberg ver⸗ 
faßten Bamberger Halsgerichtsordnung von 1507 durch den 
Regensburger RA. von 1532 als Reichsgeſetz ins Leben trat. 
Obwohl dieſer erſten, wohlgelungenen Kodifikationsarbeit 
auf das Verlangen der Reichsſtände durch die ſogenannte 
ſalvatoriſche Klauſel nur ſubſidiäre Geltung gegenüber den 
Partikularrechten eingeräumt wurde, hat ſie doch vermöge 
ihres gediegenen Inhalts überall die Vorherrſchaft erlangt 
und bis zum 18. Jahrhundert behalten. 

Noch mehr, als auf dem Gebiete des Strafrechts, das 
doch ſchon im Mittelalter durch die Landfriedensgeſetzgebung 
des Reiches vielfache Regelung erfahren hatte, zeigte ſich 
die alte Abneigung gegen reichsgeſetzliche Normierungen 
auf dem Gebiete des Privatrechts, das nur in den erbrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen der Reichsabſchiede von Freiburg, 
Augsburg und Worms (1498, 1500, 1521), der Notariats⸗ 
ordnung von 1512 und verſchiedenen Reichspolizeiordnungen 
(1530, 1548, 1577) ſowie einer Reihe von Einzelgeſetzen be⸗ 
rührt wurde. 

Die Landesgeſetzgebung entwickelte hauptſächlich im 
Laufe des 16. Jahrhunderts eine außerordentliche Tätigkeit, 
weil es ſich darum handelte, die bisherigen Verhältniſſe der 
durch die Rezeption geſchaffenen Rechtslage reformatoriſch 
anzupaſſen. Unter den großen Landrechtsaufzeichnungen, 
die in dieſem Sinne entſtanden, ſind beſonders beachtenswert 
die Tiroler Landesordnungen von 1526, 1532 und 1573, die 
Landrechte von Jülich (1537), Württemberg (15551567 
1610) und der Grafſchaft Solms (1571), das letztere per- 
faßt von Fichard, ferner die kurſächſiſchen Konſtitutionen 
(1572) und Deziſionen (1661, 1726), die neben dem Sachſen⸗ 
ſpiegel die Grundlage des fogenamnten gemeinen Sachſen⸗ 
rechts bildeten. 
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Unter den Stadtrechtsreformationen ragen hervor 
die Wormſer von 1499, die Frankfurter von 1509 und 1578 
(bzw. 1611), die letztere von demſelben Fichard, den wir als 
Verfaſſer des Solmſer Landrechts kennen gelernt haben, 
ferner das von Ulrich Zaſius verfaßte Freiburger Stadtrecht 
von 1520 und das Hamburger Stadtrecht von 1603. Die 
Nürnberger Reformation von 1479, die vielfach auch aus- 
wärtigen Rechtsaufzeichnungen zugrunde gelegt wurde, iſt 
als die erſte Verarbeitung des einheimiſchen und des fremden 
Rechts zu einem einheitlichen Geſetzbuche ein beachtenswerter 
Vorläufer der ſpäteren Kodifikationen geworden. 

Die Notwendigkeit derartiger Kodifikationen hatten 
ſchon Luther und ſpäter Leibniz hervorgehoben. Zuerſt kam 
es in Bayern unter Maximilian III. zu Kodifikationen des 
Strafrechts und Strafprozeſſes (Codex iuris Bavarici cri- 
minalis 1751) und des Zivilprozeſſes (Codex iuris iudi- 
ciarii), während das Zivilgeſetzbuch (Codex Maximilia- 
neus Bavaricus civilis 1756) das gemeine Recht noch in 
ſubſidiärer Geltung beſtehen ließ. Von den großen Kodifika⸗ 
tionsarbeiten, die Friedrich Wilhelm I. angeregt und Fried- 
rich der Große ins Leben gerufen hatte (anfangs unter Coc⸗ 
ceji, dann unter v. Carmer und Suarez), wurde 1783 die 
Hypothekenordnung, dann 1794 (zuerſt 1791 als „allgemeines 
Geſetzbuch für die preußiſchen Staaten“) das Allgemeine 
Landrecht, das außer dem bürgerlichen Recht auch das Han⸗ 
dels⸗, Kirchen⸗, Staats⸗ und Strafrecht enthielt, 1793—1795 
die allgemeine Gerichtsordnung und 1805 die Kriminalord⸗ 
nung erlaſſen. In Oſterreich wurde das Strafrecht durch die 
Thereſianiſche Halsgerichtsordnung von 1768 und die Straf⸗ 
geſetze von 1787 und 1803, der Prozeß durch die allgemeine 
Gerichtsordnung von 1781 und die Kriminalgerichtsordnung 
von 1788 geregelt. Die unter Maria Thereſia und Joſeph II. 
begonnene Kodifikation des Zivilrechts kam exit 1811 mit 
dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch zum Abſchluß. 
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In der juriſtiſchen Literatur trat zunächſt das Be⸗ 
ſtreben, die rezipierten fremden Rechte in populärer Form 
auch für die ungelehrten Kreiſe zur Darſtellung zu bringen, 
in den Vordergrund. Dieſer Richtung gehörte ſchon der Klag⸗ 
ſpiegel aus der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts und der 
Laienſpiegel des Ulrich Tenngler von 1509 an. Mit der 
Praxis des Reichskammergerichts beſchäftigten ſich nament⸗ 
lich Andreas Gail und Joachim Mynſinger. Andererſeits 
blieb auch das einheimiſche Recht nicht unberückſichtigt. Unter 
den Rechtsgelehrten zeichnete ſich beſonders Ulrich Zaſius 
durch ſein Verſtändnis für das deutſche Recht aus Vor 
allem war es Hermann Contina, deſſen Werk de origine 
juris Germaniei die wiſſenſch ftliche Erforſchung des deut⸗ 
ſchen Rechts überhaupt erſt begründet hat. Unter ſeiner 
Anregung ſtanden namentlich der Straßburger Johann 
Schilter ud die Halliſchen Juriſten Stryk und Thomaſius, 
während der berühmte Begründer des Völlerrechts, Hu zo 
de Groot, eine unübertreffliche Darſtellung des holländiſchen 
Rechtes lieferte. 

Von der ſtaatsrechtlichen Literatur fnd außer den S. 31f. 
Erwähnten beſonders Johannes Altluſius (1557 — 1638), aus 
dem 18. Jahrhundert J. J. Moſer, Pütter, Häberlin und 
Schmauß, als Rechtshiſtoriker vor allem der treffliche Osna⸗ 
brider Juſtus Möſer zu erwähnen. Auch auf dem Gebiete 
des deutſchen Privatrechts wurde im 18. Jahrhundert viel⸗ 
fach, aber noch mit unzureichender Methode, gearbeitet. 


§ 6. Strafrecht und Gerichts verfahren. 


I. Das gegen Ende des Mittelalters völlig entartete 
Strafrecht wurde auf der Grundlage des rezipierten ita⸗ 
lieniſchen Strafrechts, das jelbit wieder eine Fortbildung des 
römiſchen war, durch die peinliche Gerichts ordnung Karls V. 
vollkommen umgeſtaltet. Nur auf dem Gebiete des Strafen⸗ 


46 Die Neuzeit. Erſter Abſchnitt. 


ſyſtems wurde im weſentlichen an dem Hergebrachten feſt⸗ 
gehalten. Die regelmäßige Form der Todesſtrafe blieb die 
Enthauptung mit dem Schwert oder der Galgen, für gewiſſe 
Fälle Ertränken oder Verbrennen. Für ſchwerere Fälle foll- 
ten auch fernerhin Verſchärfungen der Todesſtrafe eintreten, 
ſo das Rädern, Vierteilen, Pfählen, Lebendigbegraben, 
Schleifen zum Richtplatz, Kneifen mit glühenden Zangen. 
Auch bei den Verſtümmelungsſtrafen (Blendung, Abhauen 
der Hand oder der Finger, Ausſchneiden der Zunge, Ab⸗ 
ſchneiden der Ohren) wurden nur die roheſten Ausſchrei⸗ 
tungen beſeitigt. Sonſtige Strafen waren die Landesver⸗ 
weiſung, Gefängnis, körperliche Züchtigung, Pranger, Ver- 
mögenseinziehung und Konfiskationen, Geldſtrafen. Die 
Ehrlofigfeit trat als geſetzliche Folge bei allen vom Henker 
vollzogenen Strafen ein, konnte aber auch als ſelbſtändige 
Strafe verhängt werden. Ein großer Fortſchritt beſtand in 
der Verminderung der todeswürdigen Verbrechen, deren 
Zahl im ſpäteren Mittelalter eine allem Rechtsgefühl wider- 
ſtrebende Ausdehnung erfahren hatte. Nach Art. 104 ſollte 
die Todesſtrafe nur noch auf ſolche Fälle Anwendung fin⸗ 
den, die auch im römiſchen Recht mit ihr bedroht waren. 
Die Strafzurechnung, die bei der bisherigen Behandlung 
der Ungefährſachen fo gut wie unberückſichtigt geblieben 
war, wurde in einſichtsvoller Weiſe geregelt, ſo daß ferner⸗ 
hin bei echter Notwehr und allem „ungeverlicher weiß“ 
Geſchehenen jede Strafverfolgung zu unterbleiben hatte. 
Ebenſo kamen bei der Behandlung des Verſuches und der 
Teilnahme einſichtsvolle und verſtändige Anſchauungen, wie 
ſie der früheren Zeit unbekannt geblieben waren, zur Gel⸗ 
tung. Dem richterlichen Ermeſſen wurde vielfach ein weiter 
Spielraum gewährt. 

Fortgebildet wurde das Strafrecht der Carolina teils 
durch die kriminaliſtiſche Wiſſenſchaft, in der namentlich 
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Berlich und Carpzov hervorragten, teils durch die Landes⸗ 
geſetzgebung, die insbeſondere durch die Einführung von 
Bucht- und Arbeitshäuſern eine erfreuliche Ergänzung des 
Strafenſyſtems herbeiführte. 

Erſt die Naturrechtsſchule des 18. Jahrhunderts er⸗ 
ſchütterte das Anſehen der peinlichen Gerichtsordnung und 
führte zu den S. 42f. erwähnten Strafrechtskodifikationen 
in Bayern, Öfterreich und Preußen, durch die das moderne 
Strafrecht vorbereitet wurde. 

II. Das Strafverfahren wurde in der Carolina teils 
an den altdeutſchen Anklageprozeß, teils an das Rügever⸗ 
fahren von Amts wegen angeknüpft, in beiden Richtungen 
aber auf der Grundlage des italieniſchen Inquiſitions⸗ 
prozeſſes neugeſtaltet. Die Anklage wurde ebenſo wie jede 
weitere Verhandlung vom Gerichtsſchreiber protokolliert. 
War ſie für den Angeklagten genugend belaſtend, ſo wurde 
dieſer in Haft „angenommen“. War die Klage nicht von 
Amts wegen, ſondern durch einen Privatkläger erhoben 
worden, ſo mußte dieſer für die Gerichtskoſten ſowie für 
den dem Angeklagten im Falle der Freiſprechung zu leiſten⸗ 
den Schadenerſatz einen vom Gericht feſtzuſtellenden Koſten⸗ 
vorſchuß leiſten oder ſicherſtellen; vermochte er dies nicht, 
ſo wurde er ebenfalls für die Dauer des Verfahrens in 
Haft genommen. Wenn der Angeklagte leugnete und ſich 
nicht zu entlaſten vermochte (3. B. durch Beweis der Not⸗ 
wehr), ſo kam es, wenn der Indizienbeweis des Klägers 
dem Gericht ausreichend erſchien, zur peinlichen Frage; doch 
genügte das unter den Folterqualen abgelegte Geſtändnis 
nicht, wenn es nicht nach der Entlaſſung aus der Tortur 
vom Angeklagten wiederholt wurde. War kein Geſtändnis 
des Angeklagten zu erzielen, ſo ſtand dem Kläger noch die 
Möglichkeit des Schuldbeweiſes durch mindeſtens zwei 
Zeugen offen. Alle anderen bisherigen Beweismittel, ſelbſt 
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handhafte Tat und Augenſchein, hatten nur den Wert von 
Indizien. Das Inquiſitionsverfal ren ohne Kläger hatte den= 
ſelben Verlauf, nur daß hier der Richter von Amts wegen 
für die Überführung des Verdächtigen zu ſorgen hatte. Der 
Miſſetäter wurde „von Ampts halben angenommen“, wenn 
die Tat handhaft oder notoriſch („offenlich und unzweifen⸗ 
lich“) war, oder wenn er ſeiner Tat „durch gemeinen Leu⸗ 
mut berüchtiget, oder andere glaubwürdige Anzeigung, Ver⸗ 
dacht und Argkwonig“ vorlag. Den Schluß des Verfahrens 
bildete der endliche Rechtstag“, bei welchem die Klage oder 
Anſchuldigung vorgetragen, die Antwort des Angeſchuldigten 
gehört und ſodann das Urteil verkündigt wurde. Da das 
Gericht ſchon vorher über das Urteil zu beſchließen hatte 
und wohl nur in den ſeltenſten Fallen durch die Verhand- 
lungen des endlichen Rechtstages noch zu einer Anderung 
veranlaßt werden mochte, ſo lag die Bedeutung des letzteren 
im weſentlichen nur in der Mündlichkeit und Of fſentlichkeit 
des Verfahrens, während für alle übrigen N 
im Anſchluß an 22 kanoniſchen Prozeß, das Prinzip des 
geheimen ſchriftlichen Verfahrens galt. 

Im Gegenſatz zum altdeutſchen Recht lag die Urteils- 
findung nicht bloß bei den Schöffen oder Urteilern, ſondern 
bei ihnen und dem Richter gemeinſam. War aber das Gc- 
richt über das zu fällende Urteil nicht ſchlüſſig, oder hatte 
eine Partei einen entſprechenden Antrag geſitellt, jo waren 
die Akten zur Einholung einer Rechtsbelehrung an einen 
Oberhof, eine Univerſität oder an andere Rechtsverſtändige 
einzuſenden. 

Die Verhängung der „Mordacht“ über den ausgeblie⸗ 
benen Miſſetäter war in der Carolina nicht beſonders ge⸗ 
regelt, ſondern den örtlichen Gewohnheiten überlaſſen. 
Doch wurde der Geächtete, wenn er gefangen wurde, nicht 
anders behandelt, als wenn er ſich aus der Acht gezogen 
hätte (Art. 155). 
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In der Folgezeit kam das Anklageverfahren der pein: 
lichen Gerichtsordnung ganz außer Gebrauch, ſo daß ſich 
der Inquiſitionsprozeß allein behauptete. Eine weſentliche 
Veranderung erfuhr der letztere erft durch die im 18. Jabr- 
hundert nach dem Vorgange Friedrichs des Großen (1740) 
allgemein abgeſchaffte Folter, im übrigen beſtimmte noch 
die preußiſche Kriminalordnung von 1805: „Verbrechen 
müſſen in der Regel von Amts wegen unterſucht werden, 
ohne den Antrag einer Partei oder eines Beſchädigten ab⸗ 
zuwarten“, und es „ſoll zwiſchen einer Unterſuchung, die 
von Amts wegen, und einer ſolchen, welche auf den Grund 
einer Anzeige eröffnet wird, kein Unterſchied ſtattfinden“. 
An die Stelle des endlichen Rechtstages trat das Schluß⸗ 
verhör des Angeſchuldigten nach Beendigung der Unter⸗ 
ſuchung und die Publikation des Urteils durch Vorleſung 
der Eatſcheidung. 

III. Der bürgerliche Prozeß, wie er beim Reichs⸗ 
kammergericht geübt wurde, ſchloß ſich durchaus an das 
italieniſche Gerichtsverfahren an. Das anfangs noch zuge⸗ 
laſſene mimdliche Verfahren wurde feit 1507 zugunſten der 
Schriftlichkeit ausgeſchloſſen. Die bei Gericht einzureichende 
Klageſchrift wurde dem Angeklagten in einem beſonderen 
Gerichtstermin mitgeteilt. Nachdem dieſer ſich auf die Klage 
eingelaſſen, d. h. ſich zur Beantwortung der Klage ver⸗ 
pflichtet hatte (Kriegsbefeſtiaung) und von beiden Teilen der 
Kalunmien⸗ oder Gefährdeeid geleiſtet worden war, hatte 
der Kläger die zum Beweiſe zu ſtellenden Tatſachen der 
Klage, Beklagter ebenſo die ſeiner Einreden, in Artikeln for⸗ 
muliert, dem Gericht zu übergeben. Sache der Parteien war 
es ſodann, für ihre vom Gegner beſtrittenen „Poſitionen“ 
den Beweis anzutreten. Der Wert der Beweismittel wurde 
nach Maßgabe einer ſtrikten Beweistheorie beurteilt. Der 
Eid war nicht mehr ein Recht der Partei, die ſich zum Be⸗ 
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ſchwören ihrer Behauptung erbot, vielmehr mußte der Eid 
dem Gegner zugeſchoben werden, der ihn leiſten oder zurück⸗ 
ſchieben konnte. Unter beſtimmten Vorausſetzungen konnte 
auch der Richter einer Partei den Eid auferlegen, ſei es als 
Erfüllungseid zur Ergänzung eines von ihr geführten halben 
Beweiſes, oder als Reinigungseid zur Abweiſung gewiſſer 
Tatſachen. In einer Schlußverhandlung hatten beide Teile 
zu erklären, daß ſie keine weiteren Tatſachen oder Beweis⸗ 
mittel vorzubringen hätten, ihre Sache alſo nunmehr ſpruch⸗ 
reif ſei. Das Kontumazialverfahren gegen einen Beklagten, 
der die Einlaſſung verweigerte oder den Termin unentſchul⸗ 
digt verſäumte, beſtand darin, daß der Kläger nach ſeiner 
Wahl entweder die Verhängung der Acht iiber den Rechtsver⸗ 
weigerer, oder den aus der Fronung (I S. 40) herſtammenden 
„Einſatz“ in ſeine Güter (missio in bona) beantragen oder 
die Behauptungen ſeiner Klage einſeitig beweiſen durfte. 

Erhebliche Vorzüge vor dem ſchleppenden Rechtsgange 
des reichskammergerichtlichen Verfahrens beſaß der ſächſiſche 
Prozeß, der ſtatt der von den Parteien zu verfaſſenden Be⸗ 
weisartikel ein vom Gericht zu erlaſſendes Beweisurteil be⸗ 
ſaß und bei Ungehorſam des Beklagten ein Kontumazialurteil 
eintreten ließ. Unter dem Einfluß des ſächſiſchen Prozeſſes 
wurde das Verfahren durch den IRA. von 1654 erheblich ver- 
beſſert Die Auswüchſe des Verhandlungsprinzips und der 
Eventualmaxime wurden beſeitigt, indem die Beweisartikel 
der Parteien verſchwanden und das Gericht die Regelung der 
Beweisführung durch Beweisurteil in die Hand nahm. 
Acht und Einſatz beim Ungehorſamsverfahren wurden auf⸗ 
gehoben, und ein geregeltes Kontumazialverfahren trat an 
ihre Stelle. Einen ganz neuen Weg ſchlug die preußiſche Ge⸗ 
richtsordnung von 1793/5 ein, indem ſie das Verhandlungs⸗ 
prinzip und die Eventualmaxime beſeitigte und nach dem 
Muſter des Inquiſitionsprozeſſes die Prozeßleitung und die 
Ermittelung der Wahrheit in die Hände des Richters legte. 
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Zweiter Abſchnitt. Von der Auflöſung 
des Römifchen Reiches deutſcher Nation an. 


§ 7. Der Rheinbund und die Auflöſung des Reiches. 

Durch die am 12. Juli 1806 zu Paris beſchloſſene Rhein⸗ 
bundsakte traten ſechzehn deutſche Fürſten als Etats con- 
fédérés du Rhin unter dem Protektorat des Kaiſers von 
Frankreich, mit dem fie zugleich ein Schutz und Trutzbündnis 
abſchloſſen, zum „rheiniſchen Bunde“ (Confédération du 
Rhin) zuſammen, indem fie fich gleichzeitig von dem Deutſchen 
Reiche und feinen Geſetzen losſagten und als nunmehr „ſou⸗ 
veräne“ Fürſten die vom Reiche herrührenden Titel ablegten 
und dafür neue Titel (die größeren den Königs⸗ oder Groß⸗ 
herzogstitel) annahmen. Die ſämtlichen, zwiſchen ihren Terri- 
torien liegenden reichsunmittelbaren Beſitzungen wurden von 
den Verbündeten für mediatiſiert erklärt und einverleibt, ſo 
daß in Süd- und Weſtdeutſchland alle bisherigen Reichsſtände, 
die nicht demRheinbunde angehörten, ſowie die ganze Reichs⸗ 
ritterſchaft der Mediatiſierung verfielen. Am 1. Auguft 1806 
wurde die Rheinbundakte durch den franzöſiſchen Geſandten 
am Reichstage überreicht, zugleich mit der Erklärung, daß 
Frankreich das Deutſche Reich nicht mehr anerkenne. Durch die 
einſeitige Losſagung derRheinbundſtaaten und den von ihnen 
vollzogenen Gewaltakt der Mediatiſierungen war das Reich 
tatſächlich aufgelöſt, und der Kaiſer zog nur die Konſequenzen 
daraus, als er am 6. Auguſt den einzelnen Höfen mitteilte, 
daß er die Kaiſerkrone und die Regierung niederlege und ſeine 
Erblande, die er ſchon 1804 zum Kaiſertum Oſterreich erhoben 
hatte, nicht mehr als zum Reiche gehörig betrachte. Nach⸗ 
dem die Verſuche Preußens, die noch freigebliebenen nord⸗ 
deutſchen Staaten zu einem engeren Bunde mit Preußen zu 
vereinigen, an den preußiſchen Niederlagen von 1806 und 
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1807 geſcheitert waren, traten auch dieſe nachemander dem 
Rheinbunde bei, jo daß nur Oſterreich, das durch den Tilſiter 
Frieden von 1807 bis auf die Hälfte verkleinerte Preußen, die 
ſchwediſchen Landesteile und Holſtein außerhalb des Bundes 
verblieben. Die Verfaſſung des Rheinbundes war nur in 
ihren Grundzügen in der Rheinbundakte geregelt, iſt aber 
nie ins Leben getreten, da die weiteren politiſchen Ereigniſſe 
ihren Abſchluß im einzelnen verhinderten. Zum Organ des 
Rheinbundes wurde eine Bundesverſammluna beſtimmt, die 
ihren Sitz in Frankfurt nehmen und nach dem Vorbilde der 
beiden erſten Kollegien des früheren Reichstages in ein 
königliches und ein fürſtliches Kollegium zerfallen ſollte. Mit 
dem Präſidium unter dem Titel „Fürſtprimas“ betraute 
Napoleon den früheren Kurerzkanzler von Regensburg 
(Mainz), nunmehrigen Großberzog von Frankfurt. Den 
mediatiſierten ehemaligen Reichsfürſten und Reichsgrafen 
wurden ihre Kammergüter und niederen Regalien ſowie 
ihre lehns⸗ und gutsherrlichen Rechte belaſſen, ſie behielten 
die Zugehörigkeit zum hohen Adel und die Ebenbürtigkeit 
mit den Angehörigen der regierenden Häuſer, ſowie das 
Recht der Hausgeſetzgebung und innerhalb der Staaten, 
denen ſie einverleibt wurden, den Charakter der höchſt⸗ 
privilegierten Untertanen. 

Innerhalb der einzelnen Rheinbundſtaaten vollzogen ſich 
die durch die Gebietsveränderungen notwendig gewordenen 
Neuorganiſationen mehr oder weniger nach franzoöſiſchem 
Muſter. Unter dem Einfluß des in großem Umfonge einge⸗ 
führten franzöſiſchen Rechtes erfolgten vielfache zeitgemäße 
Reformen, fo die Trennung von Juſtiz und Verwaltung, Ver- 
beſſerung der Gerichtsverfaſſung und des Strafprozeſſes(zum 
Teil ſchon Einführung der Schwurgerichte), Aufhebung der 
Leibeigenſchaft und des Jagdrechts auf fremdem Grund 
und Boden, Einführung der Religionzfreiheit, auf dem Ge- 
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biete des Heerweſens Einführung der Konſkription (Aus⸗ 
hebung), aber mit zahlreichen Befreiungen und dem Rechte 
der Vermögenderen, ſich durch Stellung eines Vertreters 
loszukaufen. Die Landſtände wurden in den meiſten Rhein⸗ 
bundſtaaten zugunſten des abſoluten Staates beſeitigt, der 
ſich im allgemeinen im Sinne des aufgeklärten Def potismus 
entwickelte. Sachſen und Mecklenburg behielten ihre ſtändiſche 
Verfaſſung unverändert bei. 

Gegenüber den in der Hauptſache doch von Frankreich aus: 
gegangenen Reformbeſtrebungen in den Rheinbundſtaaten 
vollzog ſich die Wiedergeburt des preußiſchen Staates nach 
dem Tilſiter Frieden von 1807 von innen heraus als das 
Werk der großen Stein⸗Hardenbergſchen Geſetzgebung. Hier 
erfolgte die Aufhebung der Leibeigenſchaft und Erbunter⸗ 
tänigkeit durch das berühmte Edikt vom 9. Oktober 1807. 
Daran ſchloß ſich die gutsherrlich⸗bäuerliche Regulierung durch 
das Landeskulturedikt von 1811, das die bäuerlichen Leihe⸗ 
güter zu einem Teil in freies Eigentum der Bauern ver⸗ 
wandelte, während ein anderer Teil den bisherigen Guts⸗ 
herren als Entſchädigung für die aufgehobenen Zinſe und 
Frondienſte zugewieſen wurde. Die Städteordnung von 
1808 gab den Städten die lange entbehrte Selbſtverwaltung 
in ausgedehntem Maße zurück, 1810 wurde die allgemeine 
Gewerbefreiheit, 1812 die Judenemanzipation durchgeführt. 
Die von Friedrich Wilhelm I. geſchaffene Organiſation der 
Zentralverwaltung, die fich wegen ihres | chwerfälligen Kolle⸗ 
gialſyſtems nicht bewährt hatte, wurde auf ganz neue Grund⸗ 
lagen geſtellt. Die große Zahl der Miniſter wurde beſeitigt. 
Jedes der fünf Miniſterien ſtand unter einem einzigen Mi⸗ 
niſter, der nach ſtreng durchgeführtem Bureauſyſtem allein 
die Enticheidung hatte, während die Rate nur als Referenten 
und Berater dienten. Die Geſamtheit der Miniſter bildete 
das Kabinett, dem der Staatskanzler als das Haupt der ge⸗ 
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ſamten Staatsverwaltung vorſtand. Weſentlich verändert 
wurde auch die Organiſation der Provinzen und Regierungs⸗ 
bezirke, die aber erſt nach 1815 zum Abſchluß kam. An die 
Spitze der Provinzen traten als Organe der Staatsregierung 
Oberpräſidenten, während die eigentliche Verwaltung den 
„Regierungen“ der einzelnen Regierungsbezirke übertragen 
wurde, und zwar unter Beibehaltung des Kollegialſyſtems. 
Die Oberlandesgerichte der einzelnen Provinzen wurden auf 
die Rechtſprechung beſchränkt, nur ihren Präſidenten verblieb 
die Justizverwaltung, ſoweit diefe nicht Sache des Juſtiz⸗ 
miniſteriums war. Hinſichtlich der Untergerichte blieb es beim 
alten, ebenſo hinſichtlich der Kreis⸗ und Lokalverwaltung. 
Auf dem Gebiete des Heerweſens wurde zunächſt die Wer: 
bung gänzlich beſeitigt, ſodann aber durch das Geſetz über die 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt, vom 3. September 1814, 
die große, von Scharnhorſt vorbereitete Reform auf der 
Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht, mit der Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Linie und Landwehr, verwirklicht. 


$S 8. Die Verfaſſung des Deutſchen Bundes. 


Durch den erſten Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814 er⸗ 
hielt Deutſchland die Grenzen von 1792, durch den zweiten 
vom 20. November 1815 die von 1790 zurück. Die unum⸗ 
gängliche Neuordnung der Gebiete innerhalb Deutſchlands 
erfolgte in den Richtlinien durch die Wiener Kongreßakte vom 
9. Juni 1815, im einzelnen durch den Rezeß der Territorial- 
kommiſſion von 1819. Schweden ſchied aus, indem es Neu⸗ 
vorpommern und Rügen an Preußen und das dafür empfan⸗ 
gene Herzogtum Lauenburg an Dänemark abtrat und Wis⸗ 
mar an Mecklenburg verpfändete. Das Königreich Weſtfalen 
und die Großherzogtümer Würzburg, Frankfurt und Berg 
wurden aufgehoben, die von Napoleon vertriebenen Dyna⸗ 
ſtien wieder in ihre Lande eingeſetzt, die drei Hanſeſtädte und 


8 8. Die Verfaſſung des Deutſchen Bundes. 55 


Frankfurt erhielten ihre von Napoleon beſeitigte Selbſtändig⸗ 
keit zurück. Im übrigen wurden die Mediatiſierungen auf⸗ 
rechterhalten. 

Durch die Deutſche Bundesakte (DBA.) vom 8./10. Juni 
1815, die ſpäter durch die Wiener Schlußakte (WSchlAl.) vom 
15. Mai/8. Juni 1820, als zweites Grundgeſetz, teils ergänzt, 
teils abgeändert wurde, traten 34 deutſche Fürſten und die 
freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg „zu 
einem beſtändigen Bunde, welcher der Deutſche Bund heißen 
joti“, zuſammen, darunter Oſterreich und Preußen mit ihren 
vormals zum Deutſchen Reich gehörigen Beſitzungen, Däne⸗ 
mark mit Holſtein (und Lauenburg), Holland mit dem Groß⸗ 
herzogtum Luxemburg. Der Bund war ein bloßer Staaten⸗ 
bund, ein „völkerrechtlicher Verein der deutſchen ſouveränen 
Furſten und freien Städte, zur Bewahrung der Unabhängig⸗ 
keit und Unverletzlichkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten 
und zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutſch⸗ 
lands“. Das Organ des Bundes war die Bundesverſamm⸗ 
lung (Bundestag) mit dem Sitze zu Frankfurt, ein ſtändiger 
Geſandtenkongreß nach dem Vorbilde des ehemaligen Reichs⸗ 
tages. Das Bundespräſidium wurde Oſterreich zugeſtanden. 
Die Abſtimmungen erfolgten entweder im engeren Rat 
oder im Bundesplenum. In dem erſteren hatten die elf 
größeren Staaten je eine Stimme, die übrigen verteilten 
ſich nach dem Vorbilde des ehemaligen Reichsfürſtenrates 
auf ſechs Kuriatſtimmen. Im Plenum hatten Oſterreich 
und die fünf Königreiche je vier, Baden, die beiden 
Heſſen, Holſtein und Luxemburg je drei, Braunſchweig, 
Mecklenburg⸗Schwerin und Naſſau je zwei Stimmen, die 
übrigen 24 Staaten je eine Stimme. Die anfangs noch 
ins Auge gefaßte Verleihung einiger Kuriatſtimmen an 
die Mediatifierten ift unausgeführt geblieben. Der Uber- 
gang erloſchener Stimmen auf andere Bundesglieder ſollte 
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nur mit Zuſtimmung der Bundesverſammlung erfolgen 
können. Da eine ſolche nie erteilt wurde, ſo kamen im 
Laufe der Zeit drei Stimmen in Wegfall. Verhandlungen 
und Abſtimmungen fanden regelmäßig im engeren Rate 
ſtatt, der aber nach ſeinem Befinden jede Sache an das Ple⸗ 
num verweiſen konnte. Unbedingt vor das Plenum gehörten 
Abänderungen der Grundgeſetze, Beſchlüſſe über organiſche 
Bundeseinrichtungen und gemeinnützige Anordnungen, über 
Kriegserklärungen und Friedensſchlüſſe. Die Beſchlüſſe des 
engeren Rates bedurften einfacher Stimmenmehrheit, die 
des Plenums einer Zweidrittelmehrheit; in einer Reihe 
von Fällen, namentlich bei Abänderung der Grundgeſetze, 
Aufnahme neuer Mitglieder und organiſcher Bundeseinrich⸗ 
tungen, war Einſtimmigkeit erforderlich, Die Bundestags⸗ 
geſandten waren ausſchließlich Vertreter ihrer Regierungen 
und dieſen dafür verantwortlich, daß ſie nur nach Maßgabe 
ihrer Inſtruktion ſtimmten. Da Stimmenthaltung als Zu⸗ 
ſtimmung galt, ſo mußten Geſandte, die ohne Inſtruktion 
waren, Verſchiebung der Abſtimmung beantragen. Die 
Verhandlungen der Bundesverſammlung waren geheim, nur 
in den erſten Jahren wurden Auszüge aus den Protokollen 
veröffentlicht. 

Der Bund hatte das paſſive Geſandtſchaftsrecht; die Ent- 
ſendung eigener Bundesgeſandten war außerordentlichen 
Fällen vorbehalten. Bundeskriege durften nur zur Verteidi⸗ 
gung gegen Gefährdung oder Verletzung des Bundesgebietes 
beſchloſſen werden. Bei andern auswärtigen Händeln von 
Bundesgliedern hatte der Bund nur das Recht gütlicher Ver⸗ 
mittelung. Nach der Bundeskriegsverfaſſung hatten Oſter⸗ 
reich und Preußen je drei Armeekorps, Bayern eins, die 
übrigen Staaten drei gemiſchte Armeekorps und eine Re⸗ 
ſerveinfanteriediviſion zu ſtellen, doch wurde in Friedens- 
zeiten von jedem Bundesgliede nur eine gewiſſe Präſenzſtärke 
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verlangt. In Kriegsfällen hatte die Bundesverſammlung 
einen Bundesfeldherrn und deffen Stellvertreter zu er- 
nennen. Bundesfeſtungen waren Mainz, Luxemburg, 
Landau, Raſtatt und Ulm. 

Unter den Bundesgliedern waren Krieg und alle Akte der 
Selbſthilfe ausgeſchloſſen. Da das ursprünglich in Ausſicht 
genommene Bundesgericht nicht zuſtande kam, jo behielt es 
bei einem Austrageverfahren ſein Bewenden, nach welchem 
die Bundesverſammlung bei Streitigkeiten unter Bundes⸗ 
gliedern den oberſten Gerichtshof eines unbeteiligten Bundes 
ſtaates mit der Entſcheidung im Namen des Bundes betrauen 
konnte. Die Übernahme eines ſolchen Mandates und der 
Gehorſam gegen die Entſcheidung des berufenen Gerichtes 
galt als Bundespflicht. Ein beſchleunigtes Verfahren und die 
Beſchließung vorbeugender Maßregeln fand Anwendung bei 
Beſitzſrörungen, oder wenn Tätlichkeiten zu beſorgen waren. 

Gegen Regierungen, die ihre Bundespflichten nicht er⸗ 
füllten, beſtand das Recht der Bundesexekution. Ebenſo hatte 
der Bund das Recht der Exekution gegen die Widerſetzlichkeit 
der Untertanen einer Bundesregierung, wenn dieſe die Hilfe 
des Bundes aurief. Für den Schutz der Untertanen gegen 
Rechtsverletzungen ſeitens ihrer Regierung hatte die Bundes⸗ 
verfaſſung, abgeſehen von dem Falle der Juſtizverweigerung, 
keine Mittel. Sie beſchränkte ſich auf die Beſtimmung, daß in 
allen Bundesstaaten für drei Inſtanzen mit eigenen oder 
mehreren Staaten gemeinſamen oberſtenGerichtshöfen Sorge 
zu tragen ſei. An den gemeinſchaftlichen oberſten Gerichten 
ſollte jeder Partei das Recht zuſtehen, Aktenverſendung an 
eine deutſche Fakultät oder einen Schöppenſtuhl zur Ab⸗ 
faſſung des Endurteils zu verlangen. 

Für die drei chriſtlichen Religionsparteien wurde, unter 
völliger Aufhebung des Religionsbannes, beſtimmt, daß die 
Verſchiedenheit des Bekenntniſſes „keinen Unterſchied in 
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dem Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte“ begrün⸗ 
den könne, wobei nur die Frage der öffentlichen Religions⸗ 
übung unberührt blieb. Über die Diſſidenten beſtimmte die 
Bundesverfaſſung nichts. Die rechtliche Stellung der Juden 
blieb der Landesgeſetzgebung überlaſſen, doch wurde der zur⸗ 
zeit beſtehende Rechtszuſtand innerhalb der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten durch die Bundesakte inſofern gewährleiſtet, als er 
nur noch verbeſſert, aber nicht verſchlechtert werden durfte. 

Die Beſtimmungen der Rheinbundakte zugunſten der 
mediatiſierten ehemaligen Reichsſtände (S. 51 f.) wurden in 
der deutſchen Bundesakte beſtätigt und zum Teil erweitert. 
Auch den Angehörigen des ehemaligen Reichsadels wurden 
gewiſſe Vorrechte zugeſtanden, die aber nur „nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze ausgeübt“ werden ſollten, alſo dort in Weg⸗ 
fall kamen, wo die Landesgeſetzgebung unter dem franzö⸗ 
ſiſchen Einfluß ſolche Vorrechte aufgehoben hatte. 

Endlich wurde allen Untertanen der verbündeten Staaten 
das Recht eingeräumt, in jedem derſelben Grundeigentum 
nach den für die Landesangehörigen geltenden Geſetzen zu 
erwerben. Der Übertritt in den Untertanenverband oder 
den Dienſt eines anderen Bundesſtaates wurde freigegeben. 
Der Übergang von Vermögen aus einem Bundesſtaat in 
einen andern ſollte von aller Nachſteuer (ius detractus, 
gabella emigrationis) frei bleiben. 


§ 9. Der Deutſche Bund und die Bundesſtaaten bis 
zum Jahre 1848. 

Die Verfaſſung des Deutſchen Bundes, die durch die 
Wiener Schlußakte ohnehin eine weſentliche Verſchlechterung 
erfahren hatte, erwies ſich wegen des Erforderniſſes ein⸗ 
ſtimmiger Plenarbeſchlüſſe als verbeſſerungsunfähig, nur 
auf dem Gebiete des Bundesmilitärweſens wurden einige 
erfreuliche Fortſchritte erzielt. Die Unfähigkeit des Bun⸗ 
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des, Deutſchland gegen ausländische Eingriffe zu ſchützen, 
zeigte ſich bei Gelegenheit der Belgiſchen Revolution, die zur 
Abtrennung der belgiſchen Provinz Luxemburg von dem zun 
Deutſchen Bunde gehörigen Großherzogtum führte (1831). 
Der als Erſatz dafür bewilligte Eintritt des holländiſchen 
Limburg in den Deutſchen Bund hatte nur eine formelle 
Bedeutung, da Limburg holländiſche Provinz blieb. Auf 
der anderen Seite erwies fich der Bund ſehr energiſch, wo 
es ſich darum handelte, freiheitlichen Bewegungen innerhalb 
des Volkes zu begegnen. Die Bekämpfung der Deutſchen 
Burſchenſchaft führte zu den berüchtigten Ausnahmebe⸗ 
ſchlüſſen der Bundesverſammlung, die den Ausgang für 
die ſog. Demagogenverfolgungen bildeten. Durch die Auf⸗ 
ſtellung des monarchiſchen Prinzips für die Verfaſſungen 
der Einzelſtaaten (W. Schl. A. Art. 57) gewann die Bundes⸗ 
verſammlung eine Handhabe, ſich in die Verfaſſungsgeſetze 
der einzelnen Bundesſtaaten einzumiſchen und deren frei⸗ 
heitliche Geſtaltung nach Möglichkeit zu verhindern, während 
ſie gegen den 1837 von dem König von Hannover begangenen 
Verfaſſungsbruch nichts zu erinnern hatte. Einzig auf dem 
Gebiete des Urheberrechts entwickelte die Bundesverſamm⸗ 
lung eine erſprießliche Tatigkeit durch die bahnbrechenden 
Bundesbeſchlüſſe von 1832, 1837 und 1845. 

Innerhalb der einzelnen Bundesſtaaten war die Ent⸗ 
wicklung in Oſterreich unter dem Miniſterium des Fürſten 
Metternich in ein vollſtändiges Erſtarrungsſyſtem verfallen, 
während die wiederhergeſtellten Regierungen von Kurheſſen 
und Hannover ihre Aufgabe zunächſt in der ſchärfſten Re⸗ 
aktion gegen alles, was die franzöſiſche Zeit mit ſich ge- 
bracht hatte, ſahen und mit manchem weniger Guten auch 
ſehr wertvolle Errungenſchaften beſeitigten. In den übrigen 
Bundesſtaaten wurden die aus der napoleoniſchen und 
Rheinbundszeit herrührenden Geſetze und Einrichtungen, 
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ſoweit ſie ſich bewährt hatten, aufrechterhalten. Auch das 
franzöſiſche Recht der Cing codes blieb auf dem geſamten 
linken Rheinufer und in einem Teil der preußiſchen Rhein⸗ 
provinz rechts des Rheines in Geltung, ebenſo in Baden 
der Code civil und der Code de commerce in der deutſchen 
Bearbeitung als „Badiſches Landrecht“ (1809). 

Eines vollſtändigen Wiederaufbaues bedurften die Rechts⸗ 
verhältniſſe der katholiſchen Kirche, die durch die Säkulari⸗ 
ſationen des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes von 1803 
gänzlich zerrüttet waren. Die Neuordnung erfolgte durch 
Vereinbarungen der beteiligten Regierungen mit dem päpſt⸗ 
lichen Stuhl, durch die namentlich auch die Abgrenzung 
der Dibzeſen (eircumscriptio), die Beſetzung der kirchlichen 
Amter und die Dotation der Kirche geregelt wurde. Die 
Ergebniſſe dieſer Vereinbarungen wurden ſeitens des Papſtes 
durch die fog. Zirkumſkriptionsbullen als Kirchengeſetz, ſeitens 
der Regierungen durch ſtaatliche Publikation der Bullen 
als Landesgeſetz verkündigt. Nur die bayriſche Regierung 
erließ (als Beilage der Verfaſſungsurkunde von 1818) ein 
eigenes Staatsgeſetz (das Religionsedikt), das die Ergebniſſe 
des mit Rom abgeſchloſſenen Konkordates von 1817, aber 
nicht ohne einzelne Abänderungen, wiedergab. 

Die Beſtimmung der D. B. A. Art. 13: „In allen Bun⸗ 
desſtaaten wird eine laudſtändiſche Verfaſſung ſtattfinden“, 
war durch die W. Schl. A. Art. 55 dahin verſchlechtert wor- 
den, daß es den Landesfürſten anheimgegeben blieb, ob fic 
eine altſtändiſche oder eine Repraſentativverfaſſung ge⸗ 
währen wollten. Während Oſterreich von der ganzen Be⸗ 
wegung überhaupt unberührt blieb und alles beim alten 
ließ, wurden zwiſchen 1816 und 1829 in Sachſen⸗Weimar 
und den meiſten thüringiſchen Staaten, 1818 in Bayern 
und Baden, 1819 in Württemberg und 1820 im Großherzog⸗ 
tum Heſſen konſtitutionelle Verfaſſungen errichtet. Die Ver⸗ 
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faſſunasurkunden ſchloſſen ſich in der äußeren Anordnung 
vielfach an die Charte constitutionelle Ludwigs XVIII. 
an. Sie ſſanden durchweg auf dem Boden des monarhi- 
ſchen Prinzips, indem fie die geſamte Staatsgewalt in 
dem Oberhaupt des Staates vereinigt ließen. Auf dem⸗ 
ſelben Boden bewegten ſich die unter dem Einfluß der 
franzöſiſchen Julirevolution(1830) entſtandenen Verfaſſungen 
von Kurheſſen und Sachſen (1831), Braunſchweig (1832) 
und Hannover (1833). Die letztere, die 1837 einſeitig durch 
König Ernſt August umgeſtoßen worden war, wurde 1840 
durch eine neue Verfaſſung erſetzt. In Holſtein, das mit 
dem Herzogtum Schleswig einen gemeinſamen Landtag 
hatte. wurde die altſtändiſche Verfaſſung 1834 einer Revi- 
ſion unterzogen, die wenigſtens in mauchen Nırıkten eine 
zeitgemäße Reform herbeiführte. Die altſtändiſche Ver⸗ 
faſſung erhielt ſich im weſentlichen nur in beiden Mecklen⸗ 
burg wid in Oldenburg ganz in alter Weiſe. 

In Preußen traten 1823 und 1824 allgemein Provin⸗ 
zialſtände ins Leben, die in der Hauptſache noch eine alt⸗ 
ſtändiſche Zuſammenſetzung zeigten und der modernen 
Entwicklung nur ſehr wenig Rechnung trugen. Zur Ein⸗ 
führung einer reichsſtändiſchen Verfaſſung, die er anfangs 
in Ausſicht geſtellt hatte, konnte Friedrich Wilhelm III. 
jih nicht entſchließen, doch hielt er an dem Verſprechen, 
ohne reichsſtändiſche Genehmigung weder neue Steuern 
auszuſchreiben, noch Anleihen aufzunehmen, feft, jo daß 
unter ſeiner Regierung z. B. alle Eiſenbahnunternehmungen 
dem Privatkapital von Aktiengeſellſchaften überlaſſen wer⸗ 
den mußten, weil es für den Bau von Staatseiſenbahnen 
an den erforderlichen Mitteln fehlte. Der 1817 eingeſetzte 
Staatsrat, der bei allen Akten der Geſetzgebung mitzuwirken 
berufen war, konnte, bei aller Anerkennung, die man ihm 
ſchuldete, doch den Mangel von Reichsſtänden nicht erſetzen. 
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Erſt unter Friedrich Wilhelm IV. kam neue Anregung, 
zunächſt durch die Errichtung der „vereinigten ſtändiſchen 
Ausſchüſſe“, dann 1847 durch die Einberufung der ſämt⸗ 
lichen Provinzialſtände der Monarchie nach Berlin zu dem 
„vereinigten preußiſchen Landtage“. Aber die Hoffnungen, 
die man auf dieſen geſetzt hatte, ſcheiterten an dem Wider⸗ 
ſpruch der Krone gegen die beſcheidenen Reformvorſchläge 
des Landtages, bis die Märzrevolution von 1848 ganz an⸗ 
dere Aufgaben in den Vordergrund rückte. 

Während die konſtitutionelle Entwicklung Preußens in 
bedauerliches Stocken geraten war, wurde an dem inneren 
Ausbau des Staates auf der Grundlage der Stein-Harden- 
bergſchen Geſetzgebung in anerkennenswerter Weiſe weiter⸗ 
gearbeitet. Die durch die Neugeſtaltung des Staatsge⸗ 
bietes notwendig gewordene Einteilung der Monarchie in 
die ſechs öſtlichen und die beiden weſtlichen Provinzen und 
die weitere Einteilung der Provinzen in Regierungsbezirke 
(zum Teil mit eigenen Kommunalverbänden) wurde ſchon 
1815 in Angriff genommen. Von der Behördenorganiſation 
innerhalb der Provinzen ift bereits S. 37f. die Rede ge- 
weſen. Große Fortſchritte vollzogen ſich auf dem Gebiete 
des Finanz⸗ und Steuerweſens, der wichtigſte Fortſchritt 
aber war es, daß 1818 alle Binnenzölle (bis auf die ſtädtiſche 
Akziſe) innerhalb des preußiſchen Staates abgeſchafft und 
infolgedeſſen Zoll- und Landesgrenze zuſammengelegt 
wurden. Bald darauf gelang es, durch Verträge mit den 
Nachbarſtaaten auch die von Preußen umſchloſſenen aus⸗ 
ländiſchen Enklaven in das preußiſche Zollgebiet aufzu⸗ 
nehmen. Eine weitere Abrundung des letzteren erfolgte 
durch die Aufnahme kleinerer Nachbarſtaaten als preußiſche 
Zollanſchlüſſe (das Großherzogtum Luxemburg iſt bis in die 
jüngfte Zeit ein ſolcher Zollanſchluß Preußens geblieben). 
Aber die Trennung der weſtlichen Provinzen von den öſt⸗ 
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lichen machte weitere Schritte notwendig. So kam es 1833 
zur Gründung des „Zoll⸗ und Handelsvereins“, der fich 
durch ſeine natürliche Anziehungskraft immer mehr er⸗ 
weiterte und ſchließlich zum „deutſchen Zollverein“ 
ausgeſtaltete. Das Vereinsgebiet bildete ein einheitliches 
Zoll- und Handelsgebiet mit gemeinſamer Zollordnung 
und zugleich mit einheitlichen Grundſätzen für die Beſteue⸗ 
rung gewiſſer innerer Produktionsbetriebe (z. B. Rüben- 
zuckerſteuer). Da der Zollverein nur auf völkerrechtlichen 
Verträgen beruhte, ſo konnte ſein Organ, die jährlich zu⸗ 
ſammentretende Zollkonferenz, nur einſtimmige Beſchlüſſe 
faſſen (wobei Preußen aber auch feine Zollanſchlüſſe zu 
vertreten hatte). Auch wurden die Zollvereinsverträge 
immer nur auf die Dauer von zwölf Jahren geſchloſſen, 
ſo daß die Erneuerungen wiederholt nur unter ſchweren 
Kriſen erfolgen konnten. Aber das eigene Bedürfnis der 
Zollvereinsſtaaten und das natürliche Schwergewicht 
Preußens gab ſtets den Ausſchlag. Dem Zollverein war 
auch die Münzkonvention von 1838 zu verdanken. Nach 
ihr ſollten auf Grundlage der kölniſchen Mark Silbers 
14 Taler preußiſch oder 24¼ Gulden rheiniſch ausgeprägt 
werden, ſo daß das als Einheitsmünze beſtimmte Zwei⸗ 
talerſtück fich auf 3 fl. rheiniſch ſtellte. Auch die von 
allen deutſchen Staaten beſchickte Leipziger Wechſelkonferenz 
von 1847 zur Ausarbeitung einer deutſchen Wechſelordnung 
beruhte auf einer Anregung aus dem Zollverein. 


$ 10. Der Deutſche Bund und die Bundesſtaaten von 
1848 bis 1866. 

Die franzöſiſche Februarrevolution des Jahres 1848 hatte 
die preußiſche Märzrevolution und ähnliche revolutionäre 
Bewegungen in den verſchiedenſten Bundesſtaaten hervor- 
gerufen. Das Verlangen war überall gleichzeitig auf Her⸗ 
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ſtellung ſtaatlicher Einheit in ganz Deutſchland und auf 
freiheitliche Reformen innerhalb der einzelnen Bundes- 
ſtaaten, zumal Einführung zeitgemäßer, fonftituttoneller 
Verfaſſungen gerichtet Schon am 10. März 1848 forderte 
die Bundesverſammlung die Regierungen auf, nach Mağ- 
gabe der 17 Stimmen des engeren Rates Männer des 
allgemeinen Vertrauens nach Frankfurt zu entſenden, um 
der Bundesverſammlung für die Vorbereitung einer Reviſion 
der Bundesv erfaſſung als Berater zu dienen. Dieſer 17- 
Männerausſchuß trat am 15. April in Frauffurt zuſammen 
und konnte ſchon am 27. April der Bundesverſammlung 
den von Dahlmann verfaßten Entwurf zu einer Verfaſſung 
für Deutſchland vorlegen. Obwohl dieſem Entwurfe da⸗ 
mals keine weitere Folge gegeben wurde, iſt er doch für 
die ſpätere deutſche Rechtsentwicklung von entſchiedener 
Bedeutung geworden, weil die in ihm entwickelten Grund⸗ 
gedauken in die Verfaſſung des Norddeutschen Bundes und 
des Deutſchen Reiches übergegangen ſind. 

Inzwiſchen hatte ſich allgemein der Gedanke geltend 
gemacht, daß eine Reviſion der Bundesverfaſſung nicht 
ohne Mitwirkung des deutſchen Volkes erfolgen könne. Auf 
eine von einem Heidelberger Ausſchuß ergangene Einladung 
an hervorragende Patrioten ſowie an alle gegenwärtigen 
oder früheren Mitglieder deuticher Ständeverſammlungen 
und Gemeindevertretungen trat am 31. März in Frankfurt 
das ſog. Vorparlament zuſammen, eine an ſich durchaus 
private Notabelnverſammlung, deren Beſchlüſſe aber für 
die nächſte Weiterentwicklung maßgebend wurden. Nach 
dieſen Beſchlüſſen ſollte die Feſtſtellung der zukünftigen 
deutſchen Verfaſſung ausſchließlich einer konſtituierenden 
Nationalverſammlung überlaſſen bleiben, deren Berufung 
durch Volkswablen auf der Grundlage des allgemeinen 
direkten Wahlrechts zu erfolgen habe. Die Bundesverſamm⸗ 
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lung, die inzwiſchen beſchloſſen hatte, eine vom Volke ge⸗ 
wählte Nationalvertretung nach Frankfurt einzuberufen, 
„um zwiſchen den Regierungen und dem Volke das deutſche 
Verfaſſungswerk zuſtande zu bringen“, adoptierte unter 
dem Einfluß des von dem Vorparlament eingeſetzten Fünf⸗ 
zigerausſchuſſes das von jenem entworfene Wahlgeſetz. Die 
auf Grund dieſes Geſetzes gewählte „konſtituierende 
deutſche Nationalverſammlung“ trat am 18. Mai in 
der Paulskirche in Frankfurt a. M. zuſammen. Ihre erſten 
Verhandlungen galten dem am 28. Juni zum Beſchluß er⸗ 
hobenen Geſetz über die proviſoriſche Zentralgewalt, 
die aus einem un verantwortlichen Reichsverweſer mit ver- 
anttwortlichen Miniſtern beſtehen und „bis zur definitiven 
Begründung einer Regierungsgewalt für Deutſchland die 
vollziehende Gewalt in allen Angelegenheiten, welche die 
allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deutſchen Bundes⸗ 
ſtaates betreffen“, ausüben, dagegen von der Feſtſtellung 
des Verfaſſungswerkes ausgeſchloſſen ſein ſollte. Nachdem 
der zum Reichsverweſer gewählte Erzherzog Johann von 
Oſterreich die Wahl angenommen hatte, wurde ihm am 
12. Juli 1848 von der Bundesverſammlung die Erklärung 
überreicht, „daß fie namens der deutſchen Regierungen 
die Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Befugniſſe und 
Verpflichtungen auf die proviſoriſche Zentralgewalt über⸗ 
trage und dieſelben in die Hände des deutſchen Reichs⸗ 
verweſers lege“. 

Am 27. Dezember 1848 verkündigte der Reichsverweſer 
als das erſte von der Nationalverſammlung beſchloſſene 
Geſetz die Grundrechte des deutſchen Volkes. Die am 
28. März 1849 zum Beſchluß erhobene Reichsverfaſſung 
wurde, da der Reichsverweſer die Publikation ablehnte, 
am 28. April im Namen der konſtituierenden Nationalver⸗ 
ſammlung („Verfaſſung des Deutſchen Reiches, beſchloſſen 
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und verkündigt von der Nationalverſammlung zu Frank⸗ 
furt a. M.“) im Reichsgeſetzblatt verkündigt. Die wichtigſten 
Beſtimmungen der Reichsverfaſſung waren folgende: Das 
Reich iſt ein konſtitutioneller Bundes taat mit einem regieren⸗ 
den deutſchen Fürſten als Reichsoberhaupt, mit dem Titel 
„Kaiſer der Deutichen“. Die Kaiſerwürde vererbt ſich im 
Mannesſtamme nach dem Recht derErſtgeburt. Die Reſidenz 
des Kaiſers befindet ſich an dem durch Reichsgeſetz zu be⸗ 
ſtimmenden Sitze der Reichsregierung. Die ihm über⸗ 
tragene Gewalt übt der Kaiſer durch verantwortliche, von 
ihm ernannte Miniſter aus. Der Reichstag beſteht aus 
einem Staaten⸗ und einem Volkshauſe. Das Staatenhaus 
beſteht aus den Vertretern der deutſchen Staaten, die zur 
Hälfte durch die Regierungen und zur Hälfte durch die 
Volksvertretungen der betreffenden Staaten ernannt wer⸗ 
den. Das Volkshaus beſteht aus den Abgeordneten des 
deutſchen Volkes, die nach Maßgabe des Reichswahlgeſetzes 
vom 12. April 1849 gewählt werden. Die Mitglieder beider 
Häuſer können durch Inſtruktionen nicht gebunden werden. 
Ein von dem Reichstage in drei aufeinanderfolgenden 
Sitzungsperioden unverändert gefaßter Beſchluß wird mit 
dem Schluſſe des dritten Reichstages zum Geſetz, auch wenn 
die Zuſtimmung der Reichsregierung nicht erfolgt. 

Die am 28. März von der Nationalverſammlung vorge⸗ 
nommene Kaiſerwahl fiel auf König Friedrich Wilhelm IV. 
von Preußen, der die Wahl am 28. April endgültig ablehnte, 
weil die Nationalverſammlung die von ihm geforderten 
Verhandlungen mit den Einzelſtaaten in Überſchätzung ihrer 
eigenen Macht ſchroff ablehnte und ſchlechthin die unbedingte 
Annahme verlangte. 

Nachdem infolge dieſer Vorgänge die meiſten Abgeord⸗ 
neten teils auf eigenen Entſchluß, teils weil ihre Mandate 
nunmehr von ihrer Landesregierung für erloſchen erklärt 
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wurden, aus der Nationalverſammlung ausgetreten waren, 
ſchloß ſich der von den Extremſten gebildete Reſt zum ſog. 
Rumpfparlament zuſammen, das nach Stuttgart über⸗ 
ſiedelte und von dort aus mit Hilfe des Badischen Auf- 
ſtandes eine deutſche Republik durchzuſetzen unternahm. 

Während dieſer Verſuch ein klägliches Ende nahm, ging 
die preußiſche Regierung daran, mit Hilfe des ſog. Drei⸗ 
königsbündniſſes (Preußen, Sachſen und Hannover), dent 
ſich zahlreiche andere Regierungen anſchloſſen, innerhalb 
Deutſchlands einen engeren Bundesſtaat, die Deutſ che 
Union, auf der Grundlage der revidierten Frankfurter 
Reichsverfaſſung zu errichten. Die Union ſollte, in An⸗ 
knüpfung an Art. 11, 3 der D. B. A., einen engeren Bund 
innerhalb des im übrigen fortbeſtehenden Deutſchen Bundes 
bilden. Der neue Verfaſſungsentwurf wurde einem nach 
Erfurt einberufenen Parlament zur Genehmigung vorge⸗ 
legt (20. März 1850) und von dieſem angenommen. Der 
ganze Verſuch ſcheiterte teils an der Schwäche der preußi⸗ 
ſchen Regierung gegenüber den Drohungen Oſterreichs, das 
die Union für einen Bruch der Bundesverfaſſung erklärte, 
teils an den ſich häufenden Austrittserklärungen ſolcher 
Verbündeten, die nicht das nationale Intereſſe, fonder 
nur die Furcht vor der ſeither niedergeworfenen Revolution 
zur Beteiligung getrieben hatte 

Ebenſo erfolglos blieb der von dem fog. Vierkönigsbund⸗ 
nis aufgeſtellte fog. Münchener Entwurf, der eine Bun⸗ 
desregierung durch ein ſiebenköpfiges Direktorium neben 
einer aus Delegierten der deutſchen Städte zuſammenge⸗ 
ſetzten Nationalverſammlung mit ſehr beſchränkter Zuſtäu⸗ 
digkeit und zugleich die Aufnahme des öſterreichiſchen Ge⸗ 
ſamtſtaates ſowie der preußiſchen Provinzen Preußen und 
Poſen in den Deutſchen Bund ins Auge faßte. 

Am 26. April 1850 berief Oſterreich, unbekümmert 
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um ſeine mit Preußen getroffene Übereinkunft über die 
Errichtung einer neuen proviſoriſchen Zentralgewalt, in 
deren Hände der Reichsverweſer ſeine Vollmacht niederlegen 
ſollte, „kraft feines Bundespräſidialrechtes“ eine außerordent⸗ 
liche Plenarverſammlung nach Frankfurt. Dieſe erklärte ſich 
alsbald, obwohl nur von elf Bundesregierungen beſchickt, 
für konſtituiert und beſchloß, dem früheren, volksfeindlichen 
Charakter des Bundes entſprechend, auf Antrag des Königs 
von Dänemark und des Kurfürſten von Heſſen, die Bundes⸗ 
exekution gegen die für ihr Recht und ihre Verfaſſung 
kämpfenden Holſteiner und Kurheſſen. Die preußiſche Re⸗ 
gierung, die fich bereits in der Olmützer Punktation (29. No- 
vember 1850) unterworfen hatte, erkannte die Wieder- 
herſtellung der Bundesverſammlung am 14. Mai 
1851 ausdrücklich an. 

Innerhalb der einzelnen Bundesſtaaten waren in den 
Jahren 1848/49 allgemeine konſtitutionelle Verfaſſungen 
entſtanden, die die belgiſche Verfaſſung von 1831 zum Muſter 
genommen und ſtatt des monarchiſchen Prinzips das Prin⸗ 
zip der Volksſouveränität mit erblichem Königtum und der 
Teilung der drei Gewalten durchgeführt hatten. Die mit 
1850 beginnende Reaktion beſeitigte die Verfaſſungen in 
Oſterreich und Mecklenburg vollſtändig und ſtellte in Oſter⸗ 
reich die abſolute Monarchie, in Mecklenburg die altſtändiſche 
Verfaſſung wieder her. In den übrigen deutſchen Staaten 
wurden die in den Bewegungsjahren eingeführten Ver⸗ 
faſſungen unter dem Druck der Bundesverſammlung Re⸗ 
viſionen unterzogen, die mit der Entfernung demokratiſcher 
Auswüchſe auch viel Gutes beſeitigten. In Preußen hatte 
die Regierung, da der Verſuch einer Vereinbarung mit den 
Volksvertretern zu keinem Ziel geführt hatte, am 5. Dezem⸗ 
ber 1848 einſeitig eine Verfaſſungsurkunde veröffentlicht, 
deren zunächſt noch vorbehaltene Reviſion erſt mit den auf 
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Grund eines neuen Wahlgeſetzes berufenen Reviſions⸗ 
kammernzumAbſchluß gelangte. So entſtand die preußiſche 
Verfaſſung vom 31. Januar 1850. 

Auf allen Gebieten hatten die Bewegungsjahre die er⸗ 
freulichſten Reformen gebracht. Die Gerichtsverfaſſung und 
das Strafverfahren wurden in Anlehnung an die franzöſiſchen 
Geſetze reformiert, Schwurgerichte eingeführt, die Patri⸗ 
monialgerichte und die eximiertenGerichtsſtände aufgehoben. 
Weitere Ergebniſſe waren: die Aufhebung aller Standesvor⸗ 
rechte, der gutsherrlichen Polizei, des Jagdrechts auf frem⸗ 
dem Grund und Boden, Religionsfreiheit, Preßfreiheit, 
Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit u. a.m. Manche Aus- 
ſchreitungen waren bei dieſen vielfach überſtürzten Reformen 
untergelaufen, die in der Reaktionszeit entfernt wurden, 
aber auch hier überſchritt die Reaktion vielfach die Grenzen 
des Berechtigten und brachte zahlreiche wirkliche Fortſchritte 
wieder in Wegfall. So wurde die von manchen Staaten an- 
genommene allgemeine Wehrpflicht wieder zugunſten der 
Aushebung mit Zulaſſung der Stellvertretung für die Ver⸗ 
mögenden befeitigt und blieb im tef entlichen nur in Preußen, 
das an feiner bewährten Heeresverfaſſung feſthielt, beſtehen. 
In Mecklenburg wurden mit der Beſeitigung der Verfaſſung 
auch alle anderen Reformen wieder aufgehoben, ſo daß 
auf allen Gebieten eine blinde Reaktion Platz griff. 

Ein erfreulicher Fortſchritt war die Erweiterung des deut⸗ 
ſchen Zollvereins durch den Beitritt des Sbeuervereins 
(Hannover und Oldenburg) im Jahre 1854. Außer Oſter⸗ 
reich, Liechtenſtein, Holſtein⸗Lauenburg, Mecklenburg und 
den drei Hanſeſtädten gehörte nunmehr ganz Deutſchland 
dem Zollverein an. - 

Der Münzverein von 1857, an dem auch Oſterreich 
teilnahm, bedeutete gegenüber der Münzkonvention von 
1838 (S. 63) einen außerordentlichen Fortſchritt. Statt der 
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kölniſchen Mark wurde nunmehr das Pfund feinen Silbers 
als Grundlage genommen, aus dem 30 Taler oder 45 fl. 
öſterreichiſch, 52 ¼ fl. rheiniſch geprägt werden ſollten. 
Der Taler (— 1½ fl. öſterr., 1¾ fl. rheiniſch) wurde damit 
zur Einheitsmünze für ganz Deutſchland. Dies Syſten 
bildet noch heute die Grundlage des deutſchen Münzweſens, 
nach dem 90 Mark auf das Pfund feinen Silbers gehen. 

Wichtige Reformen vollzogen ſich in den meiſten evan⸗ 
geliſchen Landeskirchen, in dem das ſtarre Epiſkopal⸗ 
ſyſtem der lutheriſchen Kirche durch Einfügung von Ge⸗ 
meindevertretungen, Kreis⸗ und Generalſynoden durch— 
brochen wurde. Die im Mittelalter aus der Eigenkirche 
hervorgegangene Patronatskirche blieb daneben überall, 
auch innerhalb der katholiſchen Kirche, beſtehen. 

Die deutſche Bundesreform trat wieder in den Vorder⸗ 
grund, nachdem die Regierung Preußens in die feſte Hand 
des Prinzregenten Wilhelm (1858) übergegangen war. 
Einem ſächſiſchen Reformplan von 1861 wurde keine Folge 
gegeben, und der Antrag von acht Bundesſtaaten (den ſog. 
Würzburgern) auf Einführung einer ſtändiſchen Delegierten- 
verſammlung zur Beratung des Bundestages bei der Aus⸗ 
arbeitung einer Zivilprozeßordnung und eines Obligationen- 
rechts für Deutſchland (1862) wurde von der Bundesver⸗ 
ſammlung abgelehnt. Endlich erließ inn Sommer 1863 Saifer 
Franz Joſeph eine Einladung an die deutſchen Fürſten und 
die vier freien Städte zu einem Fürſtentage in Frankfurt a.M. 
zwecks Beſchlußfaſſung über einen öſterreichiſchen Reform⸗ 
entwurf, der in teilweiſer Anlehnung an den Münchener 
Entwurf des Vierkönigsbündniſſes (S. 67) ein fünfköpfiges 
Direktorium, neben ihm einen Bundesrat, eine mit ſehr 
beichränkten Befugniſſen ausgeſtattete Verſammlung von 
Delegierten der Stände und eine Fürſtenverſammlung, 
außerdem ein Bundesgericht ſchaffen wollte. Durch die ent- 
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ſchiedene Ablehnung des Königs Wilhelm, der eine wahre 
Nationalvertretung als unumgängliche Vorausſetzung jeder 
Bundesreform hinſtellte, wurde auch dieſer Reformverſuch 
beſeitigt. 

Es folgte der deutſch⸗däniſche Krieg von 1864, der Oſter⸗ 
reich und Preußen als Verbündete ſah. Durch den Tod des 
Königs Friedrich VII. von Dänemark war die Frage der 
Trennung der Herzogtümer Schleswig-Holſtein von 
Dänemark in den Vordergrund getreten, da die däniſche 
Thronfolgeordnung den Übergang auf die nächſte weibliche 
Linie verlangte, während in Schleswig⸗Holſtein das ſaliſche 
Erbfolgegeſetz galt, nach dem hier das Haus Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein⸗Auguſtenburg zur Thronfolge berufen war. Dänemark, 
geſtützt auf das Londoner Protokoll, eine internationale Ver⸗ 
einbarung von 1852, der auch die beiden deutſchen Groß⸗ 
mächte beigetreten waren, beſtand auf dem Verbleiben der 
Herzogtümer in der bisherigen Verbindung mit dem König⸗ 
reich, während das ſchleswig⸗holſteiniſche Volk die Trennung 
verlangte, da das Londoner Protokoll den Ständen nie zur 
verfaſſungsmäßigen Genehmigung vorgelegt worden war 
und auch das Haus Auguſtenburg nicht auf die Thronfolge 
in den Herzogtümern verzichtet hatte. Während der Bundes⸗ 
tag, der dem Londoner Protokoll nicht beigetreten war, für 
das Recht der Herzogtümer eintrat, erkannten die beiden 
Großmächte den König Chriſtian IX. von Dänemark als 
Herzog von Schleswig⸗Holſtein an, verlangten aber die Zu⸗ 
rücknahme der gleich nach feinem Regierungsantritt voll- 
zogenen Einverleibung Schleswigs in Danemark, da diefe 
dem altverbürgten Recht Holſteins auf ungeteilte, verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Verbindung mit Schleswig widerſprach. Da 
Dänemark dies Verlangen ablehnte, ſo kam es zum Kriege, 
der durch den Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 zum 
Abſchluß kam. Dänemark trat die Herzogtümer Schleswig⸗ 
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Holſtein und Lauenburg an die beiden Großmächte zu ge⸗ 
ſamter Hand ab. Durch den Gaſteiner Vertrag vom 
Auguſt 1865 verzichtete Oſterreich zugunſten Preußens gegen 
eine Geldentſchädigung auf das Herzogtum Lauenburg, 
während die Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein hinſichtlich der 
Verwaltung in der Weiſe geteilt wurden, daß Preußen die 
Verwaltung von Schleswig, Osterreich die von Holſtein über- 
nahm, die Hoheitsrechte über beide Herzogtümer aber bis zur 
definitiven Entſcheidung gemein chaftlich bleiben ſollten. Da 
Oſterreich von dem Hoheitsrecht, die ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Stände zur Entſcheidung über die Thronfolgefrage einzube⸗ 
rufen, einſeitig Gebrauch gemacht hatte, ſo erklärte Preußen 
auch die Beſtimmung des Gaſteiner Vertrags über die Tei⸗ 
lung der Verwaltung für aufgehoben und ſetzte ſich wieder 
in den Mitbeſitz von Holſtein, indem es gleichzeitig Oſter⸗ 
reich zur Wiederergreifung des Mitbeſitzes von Schleswig 
auff orderte. 

Da Oſterreich daraufhin beim Bundestage Friegeriiche 
Maßnahmen beantragt und die Bundesverſammlung am 
14. Juni dieſem Antrage mit geringer Mehrheit ſtattgegeben 
hatte, erklärte Preußen: daß es „den bisherigen Bundes⸗ 
vertrag für gebrochen“ anſehe und ihn „als erloſchen be- 
trachten“ werde. Der darauf ausgebrochene Deulſch⸗Oſter⸗ 
reichiſche Krieg gelangte am 26. Juli mit dem Präliminar- 
frieden zu Nikolsburg und am 23. Auguſt endgültig mit 
dem Prager Frieden zum Abſchluß. Mit Württemberg, 
Bayern, Baden und dem Großherzogtum Heſſen wurden im 
Auguſt, mit Reuß, Sachſen⸗ Meiningen und dem Königreich 
Sachſen im September und Oktober beſondere Friedens⸗ 
verträge geſchloſſen. Der Deutſche Bund wurde für aufge⸗ 
hoben erklärt, Oſterreich ſchied aus Deutſchland aus, die 
deutſchen Staaten nördlich des Mains wurden zum Nord⸗ 
deutſchen Bund vereinigt, die von Preußen verlangten Zerri- 
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torialveränderungen in Norddeutſchland anerkannt. Am 
24. Auguſt erklärte der während des Krieges nach Augsburg 
übergeſiedelte Reſt der deutſchen Bundesverſammlung den 
Bund als aufgelöſt und die Tätigkeit der Bundesverſamm⸗ 
lung als beendigt. 


§ 11. Der Norddeutſche Bund und das Deutſche Reich. 


I. Der Norddeutſche Bund. Die von den Gegnern 
Preußens ausgegangenen Entwürfe einer Bundesreform 
hatten immer nur eine ſolche durch die Regierungen, ohne 
jede Mitwirkung des deutſchen Volkes, im Auge gehabt und 
ſich darauf beſchränkt, dem Bundestage für gewiſſe Fälle 
der Geſetzgebung eine Delegiertenverſammlung mit beraten- 
der Stimme beizugeſellen. Demgegenüber erklärte ſchon die 
preußiſche Denkſchrift vom 22. September 1863, mit der 
die Ablehnung des Frankfurter Fürſtentages begründet 
wurde, die Vereinbarung der Bundesreform mit einer Na⸗ 
tionalvertretung und die organiſche Einfügung einer 
ſolchen in die Bundesverfaſſung für unerläßlich. Genauer 
entwickelten die preußiſchen Anträge vom 9. April und 
11. Mai 1866, die prinzipiell immer noch an dem Rahmen 
der bisherigen Bundesverſammlung feithielten, ihre Reform- 
vorſchläge dahin, daß eine aus allgemeinen und direkten 
Wahlen hervorgegangene Nationalvertretung zu berufen | ei, 
um Hand in Hand mit den Bundesregierungen das Reform⸗ 
werk feſtzuſtellen. Die Aufnahme einer ſolchen National⸗ 
vertretung in den Bundesorganismus ſollte in der Weiſe 
erfolgen, daß die nach der Bundesverfaſſung erforder⸗ 
lichen einſtimmigen Beſchlüſſe des Bundesplenums in be⸗ 
ſtimmten Fällen (im weſentlichen in derſelben Abgrenzung 
wie ſpäter bei der norddeutſchen Bundesgeſetzgebung) durch 
Mehrheitsbeſchlüſſe des letzteren und der Nationalvertretung 
erſetzt würden. Da die preußiſchen Anträge bei der Bundes⸗ 
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verſammlung keinen Erfolg hatten, ſo tat Preußen ſchon am 
10. Juni die für dieſen Fall vorbehaltenen Schritte zur 
Herbeiführung eines engeren Bundesſtaates innerhalb des 
Deutſchen Bundes. Dieſer Bundesſtaat ſollte nach den 
„Grundzügen“, die Preußen den deutſchen Regierungen mit⸗ 
teilte, das bisherige Bundesgebiet mit Ausnahme von Diter- 
reich, Luxemburg und Limburg umfaſſen. Zwiſchen den Ver⸗ 
bündeten ſollte ein Schutz- und Trutzbündnis beſtehen, wobei 
der König von Bayern in Krieg und Frieden den Oberbefehl 
über die „Südarmee“ erhalten ſollte, während Preußen ſich 
den über die „Nordarmee“ und die Flotte vorbehielt. Zur 
endgültigen Vereinbarung der Verfaſſung mit den Regie⸗ 
rungen ſollte von dieſen auf Grund des Reichswahlgeſetzes 
vom 12. Auguſt 1849 ein Reichstag berufen werden. 

Nachdem die Verbündeten Oſterreichs abgelehnt hatten, 
folgte der Deutſch⸗Oſterreichiſche Krieg, der durch die Nikols⸗ 
burger Präliminarien und definitiv durch den Prager 
Frieden vom 23. Auguft 1866 beendigt wurde. Durch dieſe 
Verträge erklärte Oſterreich fein Ausſcheiden aus dem Deut⸗ 
ſchen Bunde und ſein Einverſtändnis mit der Gründung 
eines Norddeutſchen Bundes und den von Preußen be⸗ 
abſichtigten Gebietsveränderungen nördlich der Mainlinie. 
Der durch die Bündnisverträge vom 18. Auguſt geſchloſſene 
neue Bund umfaßte zunächſt 16, dann 18 norddeutſche 
Staaten, denen nach den beſonderen Friedensſchlüſſen vom 
September und Oktober noch das Königreich Sachſen, das 
Großherzogtum Heſſen mit ſeinen nördlich des Mains ge⸗ 
legenen Landesteilen, Sachſen⸗Meiningen und Reuß ä. L. 
beitraten. 

Die Feſtſtellung des Verfaſſungsentwurfes erfolgte auf 
Grund einer preußiſchen Vorlage durch eine Konferenz der 
verbündeten Regierungen, die dann Preußen zur Vorlegung 
und Vertretung des definitiven Entwurfes vor dem auf 
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Grund des Reichswahlgeſetzes von 1849 zu wahlenden Reichs- 
tage ermächtigte. Die dazu noch weiter erforderliche Er⸗ 
mächtigung der einzelnen Bundesregierungen durch ihre 
Landtage wurde, nach dem Vorgange des preußiſchen Land⸗ 
tages, überall an die Bedingung geknüpft, daß die mit dem 
Reichstage feſtgeſtellte Verfaſſungsurkunde den Einzelland⸗ 
tagen noch zur Genehmigung vorzulegen ſei. 

Der am 24. Februar 1867 eröffnete Reichstag erledigte 
ſeine Aufgabe ſchon am 16. April durch Annahme der jedoch 
in mehrfacher Hinſicht von ihm abgeänderten Vorlage. Nach⸗ 
dem die Regierungen den abändernden Reichstagsbeſchlüſſen 
noch an demſelben Tage beigetreten waren und auch ſämt⸗ 
liche Einzellandtage die verfaſſungsmäßige Genehmigung 
ausgeſprochen hatten, erfolgte die landesgeſetzliche Publi⸗ 
kation der Verfaſſung in den einzelnen Bundesſtaaten am 
25. Juni, wobei der Eintritt der Rechtskraft auf den 1. Juli 
1867 feſtgeſetzt wurde. Die Veröffentlichung von Bundes 
wegen erfolgte durch „Publikandum“ des Bundespräſidiums 
in der erſten Nummer des Bundesgeſetzblattes am 26. Juli 
1867, gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Ernennung 
des Grafen Bismarck zum Bundeskanzler. 

Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes war 
durch die landesgeſetzlichen Publikationen ein weſentlicher 
Beſtandteil der Einzelverfaſſungen geworden, zugleich aber 
bildete fie das einheitliche Staatsrecht einer über allen Cin- 
zelſtaaten ſtehenden, höheren ſtaatlichen Ordnung“ Hermann 
Schulze), das, jeder landesgeſetzlichen Einwirkung entgegen, 
ganz auf ſich ſelbſt geſtellt war und nur noch im Wege der 
Bundesgeſetzgebung abgeändert werden konnte. 

Das Bundespräſidium wurde erblich mit der Krone 
Preußens verbunden. Alle von ihm ausgehenden Akte be⸗ 
durften der Gegenzeichnung des von ihm ernannten Bundes⸗ 
kanzlers, der damit die verfaſſungsmäßige Verantwort⸗ 
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lichkeit übernahm. Träger der Bundesgewalt aber war, 
abgeſehen von beſtimmten, dem Präſidium eingeräumten 
Hoheitsrechten, der Bundesrat, d. h. das nur durch das 
Ausſcheiden der nicht am Norddeutſchen Bunde beteiligten 
Staaten verkleinerte ehemalige Bundesplenum. Demgemäß 
blieb die Stimmenverteilung innerhalb des Bundesrates die⸗ 
ſelbe wie in der Bundesplenarverſammlung, nur daß das nur 
mit einem Teil ſeines Gebietes in den Bund aufgenommene 
Großherzogtum Heffen auf eine Stimme beſchränkt wurde, 
während Preußen zu ſeinen urſprünglichen vier Stimmen 
infolge der Annexionen noch die von Hannover (4), Kurheſſen 
(3), Holſtein (3), Naſſau (2) und Frankfurt (1), im ganzen 
alſo 17 Stimmen erhielt. Die früher bei den Beſchlüſſen des 
Bundesplenums erforderliche Einſtimmigkeit oder Zwei⸗ 
drittelmehrheit wurde durch die einfache Stimmenmehrheit 
erſetzt, nur daß in Militärſachen und bei Reichsſteuern eine 
Majoriſierung der preußiſchen Stimmen ausgeſchloſſen ſein 
ſollte, wenn diefe fich für die Beibehaltung des Beſtehenden 
erklären würden. Abgeſehen von dieſen Fällen war für alle 
Akte der Bundesgeſetzgebung, deren Zuſtändigkeit in der 
Verfaſſung feſtgelegt war, ein Mehrheitsbeſchluß des Bun⸗ 
desrates und des Reichstages erforderlich und genügend. 
Die Reichstagswahlen hatten auf Grund des Reichswahl⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1869 zu erfolgen. Die Vollziehung 
und Verkündigung der Bundesgeſetze war Sache des Bundes⸗ 
präſidiums unter Gegenzeichnung des Bundeskanzlers. 
Mit Bayern, Württemberg, Baden und dem Grop- 
herzogtum Heſſen wurde ſchon in den mit ihnen abgeſchloſ⸗ 
ſenen Friedensverträgen ein Schutz⸗ und Trutzbündnis 
vereinbart, durch das dem König von Preußen für den Kriegs- 
fall der Oberbefehl über das geſamte vereinigte Heer zu⸗ 
geſtanden und zugleich feſtgeſetzt wurde, daß, wie im Nord⸗ 
deutſchen Bunde, jo auch in den ſüddeutſchen Staaten das 
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geſamte Heerweſen auf der Grundlage der preußiſchen Wehr⸗ 
geſetzgebung neuorganiſiert werden ſollte. Für die bisherigen 
Bundesfeſtungen Ulm, Raſtatt, Landau und Mainz wurde 
eine ſüddeutſche Feſtungs⸗ und eine gemeinſame Inſpektions⸗ 
kommiſſion eingeſetzt. 

Noch weiter entwickelt wurde das Bundesverhältnis mit 
den ſüddeutſchen Staaten durch den Zollvertrag vom 8. Juli 
1867, der den bisher auf rein völkerrechtlichen Gru lidlagen 
beruhenden Zollverein zu einem Zollbundesſtaate um⸗ 
wandelte, indem der Bundesſtaat durch den Beitritt der ſüd⸗ 
deutſchen Regierungsvertreter zum Zollbundesrat und 
der Reichstag durch den Zutritt ſüddeutſcher Volksvertreter 
zum Zollparlament erweitert wurde. Für die Stimmen⸗ 
verteilung im Zollbundesrat blieben die bei dem Bundesrat 
des Norddeutſchen Bundes beobachteten Grundſätze maß⸗ 
gebend, indem Württemberg, Baden und Heſſen die ihnen 
in dem früheren Bundesplenum zu zeſtandenen Stimmen 
behielten, nur Boyern wurde, ſeiner größeren Bedeutung 
entſprechend, von vier auf ſechs Stimmen erhöht. 

Luxemburg blieb als preußiſcher Zollanſchluß (S. 62) 
auch fernerhin Mitglied des Zollvereins, war aber vom Zoll⸗ 
bundesrat und Zollparlament ausgeſchloſſen. Das preußiſche 
Beſatzungsrecht in der ehemaligen Bundesfeſtung Luxem⸗ 
burg blieb zunächſt noch aufrechterhalten, bis es durch den 
Londoner Vertrag vom 11. Mai 1867, der Luxemburg für 
einen neutralen Staat unter Geſamtbürgſchaft der Groß⸗ 
mächte erklärte, aufgehoben wurde. 

II. Das Deutſche Reich. Der in der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes vorgeſehene Eintritt ſüddeutſcher 
Staaten in den Norddeutſchen Bund wurde infolge des ſieg⸗ 
reichen Verlaufes des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges durch 
die Verſailler Verträge mit Baden und Heffen (15. No- 
vember) und mit Bayern (23. November) ſowie den Ber⸗ 
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liner Vertrag mit Württemberg (25. November 1870) ber- 
einbart. Die Aufnahme dieſer Staaten in den Bund ſowie 
die durch die genannten Verträge bedingten Veränderungen 
der Bundesverfaſſung wurden vom Reichstage ſchon am 
24. November genehmigt, während die aufgenommenen 
Staaten ihrerſeits die verfaſſungsmäßige Genehmigung ihrer 
Landſtände erwirkten. Der Eintritt der Rechtskraft der neuen 
Verfaſſung wurde allgemein ouf den 1. Januar 1871 feft- 
geſetzt, ſo daß die in Bayern erſt am 21. Januar erfolgte 
landſtändiſche Genehmigung mit rückwirkender Kraft aus- 
geſtellt werden mußte. Die Schlußredaktion der Reichs- 
verfaſſung wurde von dem erſten, am 1. März eröffneten 
Deutschen Reichstage am 14. April unverändert angenom⸗ 
men, und am 16. April 1871 durch das Reichsgeſetzblatt ver⸗ 
kündigt. Damit verſchwanden auch die anfangs noch bei⸗ 
behaltenen Bezeichnungen „Bundespräſidium“ und „Deut- 
ſcher Bund“, an ihre Stelle traten „Kaiſer“ und „Deut- 
ſches Reich“. 

Das durch den Frankfurter Frieden vom 2. März 1871 
von Frankreich abgetretene Elſaß-Lothringen wurde 
durch Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871 als „Reichsland“ in 
das Reichsgebiet aufgenommen. 

Auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung hatte die 
Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes eine einſchnei⸗ 
dende Veränderung nur durch die Einſetzung des Bundes- 
oberhandelsgerichts in Leipzig (Geſetz vom 12. Juni 1869) 
geſchaffen. Erſt die Reichsſuſtizgeſetzgebung von 1877, ing- 
beſondere das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877, 
brachte dem Reiche das lange erſehnte Reichsgericht und 
eine in allen Bundesſtaaten nach einheitlichen Grundſätzen 
geregelte Gerichtsverfaſſung. 

Der für Deutſchland unglückliche Ausgang des Weltkrieges 
führte nicht bloß im Frieden von Verſailles zu großen terri⸗ 
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torialen Einbußen, zur zeitweiligen Beſetzung des linken 
Rheinufers durch die Ententeſtaaten, zu tiefgehenden Ein⸗ 
ſchränkungen der deutſchen Souveränität insbeſondere durch 
ſtarke Verringerung der deut chen Wehrmacht, die die 
Aufhebung der allgemeinen Wehrpflicht zur Folge hatte, 
ſondern auch zu einer gewaltſamen Verfaſſungsänderung. 
Unter dem Druck der militäriſchen Ereigniſſe wurde durch 
Geſetz vom 28. Oktober 1918 der Parlamentarismus ein⸗ 
geführt, d. h. es wurde der Reichskanzler dem Reichstage 
für ſeine Amtsführung verantwortlich erklärt und alle Ge- 
walt im Reichstag vereinigt. Die Revolution vom No⸗ 
vember 1918 beſeitigte die Monarchie in Deutſchland ſowohl 
in den einzelnen Bundesstaaten wie im Reiche und ſetzte 
an ihre Stelle die Republik. Auf Grund des Reichsw ahl⸗ 
geſetzes vom 30. November 1918, das die Verhältnis- 
wahl und die Wahlberechtigung der Frauen einführte, fanden 
am 19. Januar 1919 die Wahlen ſtatt zu der am 6. Februar 
1919 zu Weimar zuſammentretenden verfaſſunggebenden 
Deutſchen Nationalverſammlung. 

Dieſe ſchuf eine proviſoriſche Verfaſſung in dem Geſetz 
über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar 
1919. Dem endgültigen Verfaſſungswerk lag ein Entwurf 
des Reichsminiſteriums des Innern zugrunde, der von der 
Nationalverſammlung in Plenum und Verfaſſungsausſchuß 
gründlich überarbeitet, in ſtark abgeänderter Form am 
31. Juli 1919 angenommen, als VerfaſſungdesDeutſchen 
Reiches am 11. Auguſt 1919 in Kraft getreten iit. Gegen⸗ 
über Tendenzen, die auf eine ſtraffe Zentralisierung drangen, 
hat die Verfaſſung am Bundesſtaat feſtgehalten, allerdings 
unter Mehrung der Kompetenzen des Reiches auf Koſten 
derjenigen der „Läuder“. 

Alle Staatsgewalt liegt nunmehr beim Volke. Sie wird 
ausgeübt einerſeits durch das Volk ſelbſt, das ſeinen Willen 
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im Referendum und in der Wahl des Reichspräſidenten 
und des Reichstags kundgibt, andererſeits durch diefe beiden 
zuletzt genannten Organe und das vom Reichspräſidenten 
ernannte Reichsminiſterium mit dem Reichskanzler 
als Präſidenten. Außerdem wird zur Vertretung der 
deutſchen Gliedſtaaten bei der Geſetzgebung und Verwal⸗ 
tung des Reiches ein Reichsrat gebildet. 


§ 12. Die Rechtsquellen. 


Zu den S. 44 beſprochenen Kodifikationen in Bayern, 
Preußen und Oſterreich kamen in der Rheinbundszeit die 
großen franzöſiſchen Kodifikationen, Code civil von 1804/7, 
Code de commerce 1807, Code de procédure civile 1806, 
Code d’instruction criminelle 1808 und Code pénal 1810. 
Obwohl dieſe Geſetzbücher von dem ausgedehnten Geltungs⸗ 
gebiet, das fie unter Napoleon gewonnen, in der Reſtau⸗ 
rationszeit einen Teil verloren hatten, blieben ſie doch auf 
dem ganzen linken Rheinufer und in einem großen Teil der 
preußiſchen Rheinprovinz auch rechtsrheiniſch in Geltung. 
In Baden wurde der Code civil, der ſich ebenſowohl durch 
feine geſchickte Form wie durch Reichtum an deutſchrechtlichen 
Elementen (übernommen aus den Pariſer Coutumes) aus- 
zeichnete, in deutſcher Bearbeitung und mit zahlreichen wert⸗ 
vollen Zuſätzen verſehen, 1808 als Badiſches Landrecht 
veröffentlicht, verbunden mit einem „Anhang von den 
Handelsgeſetzen“, einer deutſchen Bearbeitung des Code 
de commerce. 

Während das öſterreichiſche Bürgerliche Geſetzbuch 
von 1811, ſoweit es nicht durch ſpätere Einzelgeſetze abge⸗ 
ändert worden iſt, noch heute in voller Geltung ſteht, haben 
das preußiſche allgemeine Landrecht, das franzöſiſche Zivil⸗ 
geſetzbuch und das Badiſche Landrecht feit dem 1. Januar 1900 
nur auf den Gebieten, die das deutſche Bürgerliche Geſetzbuch 
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dem Landesrecht überlaſſen hat, ihre Geltung behauptet. 
Auch die Zivilgeſetzbücher, die im Laufe des 19. Jahrhun⸗ 
derts von verſchiedenen ſchweizeriſchen Kantonen erlaſſen 
wurden (das weitaus bedeutendſte unter ihnen war das von 
Bluntſchli verfaßte privatrechtliche Geſetzbuch des Kantons 
Zürich von 1853—1856), haben zunächſt teilweiſe dem 
Bundesgeſetz über das Obligationenrecht (1881), feit dem 
1. Januar 1912 aber dem ſchweizeriſchengivilgeſetzbuch 
weichen müſſen, das, von Eugen Huber verfaßt, unter allen 
Zivilrechtskodifikationen der Gegenwart die erſte Stelle ein- 
nimmt. Nur wo das letztere das kantonale Privatrecht hat 
beſtehen laſſen, iſt auch den Zivilgeſetzbüchern der Kantone 
noch ein gewiſſer Geltungsbereich verblieben. 

In Deutſchland war noch wahrend der Freiheitskriege 
(1814) ein lebhafter Streit über die Frage, ob eine gemein⸗ 
jame Kodifikation des Privatrechts zeitgemäß fet, ent- 
ſtanden. Während Thibaut entſchieden für eine folche ein- 
trat und auch die einheitliche Regelung des Strafrechts und 
des GGerichtsverfahrens verlangte, trat Savigny, der neben 
K. F. Eichhorn Haupt und Begründer der hiſtoriſchen 
Rechtsſchule war, dem ebenſo entſchieden entgegen, indem 
er ſeiner Zeit den Beruf zur Geſetzgebung noch durchaus ab⸗ 
ſprach. In der Tat hat erſt die wiſſenſchaftliche Erforſchung 
des deutſchenRechts, die ihren Ausgang vonEichhorns deut- 
iher Staats- und Rechtsgeſchichte (1808—1823) und feiner 
Einleitung in das deutſche Privatrecht (1823) genommen 
hat, in langer, mühevoller Arbeit den Boden vorbereiten 
können, auf dem ein wahrhaft nationales Geſetzbuch, wie wir 
es jetzt beſitzen, entſtehen konnte. Die im Großherzogtum 
Heſſen und Bayern entſtandenen Entwürfe landesrecht⸗ 
licher Kodifikationen erwieſen fih als unzureichend, und 
noch das 1863 veröffentlichte Bürgerliche Geſetzbuch 
des Königreichs Sachſen zeigte durch ſeine überwiegend 
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romaniſtiſche Färbung, daß damals die Zeit noch nicht ge⸗ 
kommen war. 

Weſentlich erfolgreicher waren die Kodifikationsarbeiten 
auf ſachlich begrenzten Gebieten. Der von der Leipziger 
Wechſelkonferenz (S. 63) 1847 fertiggeſtellte Entwurf einer 
deutſchen Wechſelordnung war von der konſtituierenden 
Nationalverſammlung, unter Überſchreitung ihrer Zuſtändig⸗ 
keit, 1848 als Reichsgeſetz angenommen und vom Reichsver⸗ 
weſer als ſolches verkündigt worden, hatte dann aber all⸗ 
gemein auch die landesgeſetzliche Publikation erfahren, wurde 
1869 zum Bundesgeſctz des Norddeutſchen Bundes erhoben 
und ſteht gegenwärtig mit geringen, ſeither erfahrenen Ab⸗ 
änderungen als deutſches wie als öſterreichiſches Reichsgeſetz 
in Geltung. 

Das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch wurde von 
einer auf Beſchluß der Bundesverſammlung zu Nürnberg und 
Hamburg zuſammengetretenen Kommiſſion ausgearbeitet 
und durch Bundesbeſchluß vom 31. Mai 1861 den Regie⸗ 
rungen zur landesgeſetzlichen Einführung empfohlen. Auch 
dieſes, in den Jahren 1861—1865 überall als Landesgeſetz 
angenommene Geſetzbuch hat, wenn auch mit mehrfachen 
ſpäteren Abweichungen, in Oſterreich ſeine Geltung bis zur 
Gegenwart behalten. In Deutſchland wurde es 1869 zum 
Norddeutſchen Bundes-, dann zum Reichsgeſetz erhoben 
und erft feit dem 1. Januar 1900 durch das gegenwärtig 
geltende revidierte Handelsgeſetzbuch verdrängt. 

Das ſchon von der Geſetzgebung des Norddeutſchen Bun- 
des in Angriff genommene Urheberrecht GGeſetz vom 
11. Juni 1870) wurde in grundlegender Weile in den Reichs- 
geſetzen vom 9., 10. und 11. Januar 1876, 10. Juni 1901 und 
9. Januar 1907 geregelt. 

Eine hervorragende Leiſtung der Landesgeſetzgebung war 
das preußiſche Berggeſetz von 1865, das ſpäter, abge. 
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ſehen von Oſterreich und Sachſen, von allen deutſchen Staaten 
mehr oder weniger gleichlautend als Landesgeſetz ange⸗ 
nommen worden iſt. Nicht minder grundlegend waren die 
preußtichen Geſetze vom 5. Mai 1872 über den Eigentums- 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke 
und die Grundbuchordnung, da auf ihnen die entſprechen⸗ 
den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches und der 
Grundbuchordnung vom 24. März 1897 beruhen. 

Auf dem Gebiete des Strafrechts zeichnete ſich das in 
der Hauptſache von Anſelm Feuerbach verfaßte bayeriſche 
Strafgeſetzbuch von 1813 aus, das erſt 1861 durch ein neues 
erſetzt wurde. Das preußiſche Strafgeſetzbuch vom 14. April 
1851 wurde zur Grundlage des Strafgeſetzbuches für den 
Rorddeutſchen Bund vom 31. Mai 1870, als Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch in neuer Redaktion am 15. Mai 1871 und ſodann 
am 26. Februar 1876 verkündet. Gegenwärtig iſt eine 
Reviſion des Strafgeſetzbuches, zum Teil auf ganz neuen 
Grundlagen, in Angriff genommen. 

Das Strafverfahren hatte in den unter franzöſiſchen 
Einfluß geratenen Gebieten vielfach eine grundlegende 
Umgeſtaltung erfahren, indem nach dem Muſter des fran⸗ 
zöſiſchen Rechts Offentlichkeit und Mündlichkeit, ſtaatsan⸗ 
waltſchaftliches Anklageverfahren und Schwurgerichte ein⸗ 
geführt wurden, während im übrigen Deutſchland noch an 
den Grundzügen des gemeinrechtlichen Inquiſitionsprozeſſes 
festgehalten wurde. Exit nach 1848 wurden auch in den übrigen 
deutſchen Staaten Strafprozeßordnungen, die ſichdem franzö⸗ 
ſiſchen Syſtem anſchloſſen, veröffentlicht (in Preußen Verord⸗ 
nung vom 2. Januar 1849 und Geſetz vom 3. Mai 1852); nur 
in Mecklenburg und den beiden Lippe blieb es beim alten, bis 
die Re ichsſtrafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 die 
allgemeine Reform, zugleich unter Einführung von Schöffen⸗ 
gerichten für Ubertretungen und geringere Vergehen, brachte. 
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Auch auf dem Gebiete des bürgerlichen Prozeſſes erfolgte 
mehr und mehr ein Anſchluß an die Normen des franzöſiſchen 
Rechts. Unter den Zivilprozeßordnungen waren die 
von Hannover (1850) und Bayern (1869) die hervorragendſten. 
Die Verſuche, eine einheitliche Zivilprozeßordnung unter 
der Herrſchaft des Deutſchen Bundes zu erreichen, blieben 
erfolglos. Eine gemeinſame Regelung für das Deutſche 
Reich brachte erſt die Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 
und die Konkursordnung vom 10. Februar 1877. 

Auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts war die 
Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzgebung urſprünglich auf Ob⸗ 
ligationen⸗ und Handelsrecht beſchränkt geweſen. Exit nadh- 
dem ein Reichsgeſetz vom 20. Dezember 1873 den Art. 4 
Nr. 13 der Reichsverfaſſung auf das geſamte bürgerliche 
Recht ausgedehnt hatte, konnte an die Schaffung eines 
deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches gedacht werden. 
Der von der erſten hiermit betrauten Kommiſſion (1874 — 
1888) ausgearbeitete Entwurf war durchaus unbefriedigend 
und ſtieß auf den lebhafteſten Widerſpruch der öffentlichen 
Kritik. Mit einer ungeſchickten und vielfach kaum verſtänd⸗ 
lichen Ausdrucksweiſe verband ſich eine durchaus romaniſtiſche 
und kapitaliſtiſche Auffaſſung, die allen deutſchrechtlichen 
Gedanken und Einrichtungen abhold und von der zielbe⸗ 
wußten, ſozialen Richtung, in der ſich die Reichsgeſetzgebung 
ſeit 1889 bewegte, vollkommen unberührt geblieben war. 
Erſt die Reviſion des erſten Entwurfes durch eine zweite 
Kommiſſion (1891—1895) brachte einen Entwurf zuſtande, 
der zwar ebenfalls noch vielfache Mängel in der Form auf⸗ 
wies, inhaltlich aber in erfreulicher Weiſe von nationaler und 
ſozialer Rechtsauffaſſung zeugte. Mit geringen Anderungen, 
die er teils durch den Bundesrat, teils durch den Reichstag er⸗ 
fahren hatte, konnte eram 18. Auguſt 1896 als das Bürgerliche 
Geſetzbuch verkündigt werden. Gleichzeitig mit ihm traten am 
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1. Januar 1900 das revidierte Handelsgeſetzbuch und die 
revidierten Reichsjuſtizgeſetze in Rechtskraft, ebenſo die 
Landesausführungsgeſetze zum BGB., in denen die dem 
Landesrecht überlaſſenen Gegenſtände ihre Regelung et- 
fuhren. 
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Landesgerichte 41. 

Landesgeſetze 43, 47, 80, 82ff. 

Landesherrliche Gewalt 31t. 

Landeshoheit 11, 31, 38. 

Landfolge 35. 

Sand ewiger 21, 23, 
— „Bruch 267. 

Landgemeinden im Land⸗ 
tag 34. 

Landmiliz 35. 

Landrat 37. 

Landrechte 43. 

Landsknechte 27ff., 34. 

Landſtädte 39. 

Landſtände 32 ff., 39 f., 53, 
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Landwehr 35. 
Laſſitiſches Recht 7. 
Lauenburg 54f., 72. 
Lehnsfähigteit 11. 
Lehnsſtaat 4). 
Lehustaxe 10. 
Lehnsweſen 9f., 27. 
Leibeigenſchaft 12 ff., 53. 
Leibzins 12f. 
Leihezwang 7. 
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Leumund 48. 

Libri feudorum 9, 40. 
Limburg 59. 

Literatur, juriſtiſche 45. 
Londoner Protokoll 71. 
Lüneviller Frieden 6, 18, 42. 
1 ona 55, 59 62, 74, 
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Mainz, Erzbiſchof 24. 
Maria Thereſia 44. 
Marktrechte 17. 
Märzrevolution 62f. 
Matritularſteuer 26, 29. 
Maximilian I. 21, 23, 36. 
Mecklenburg 34, 53, 6l, 
68 f., 83. 

Medlatiſierung 6, 10 f., 39, 
51; — Stellung der Me⸗ 
diatiſierten 52, 55, 58. 

Meier 8. 

Miniſterien, preußiſche 37, 
53; des Reiches 66, 80. 

Missio in bona 50. 

. Prinzip 59, 

Monzambano 32. 

Mordacht 48. 

Münchener Entwurf 67, 70. 

Mündlichkeit des Gerichts⸗ 
verfahrens 48f., 83 

Minzprivileg 17. 

Mäünzverein 69f. 

Münzweſen 23, 30, 63, 69f. 

Muſterung 34. 


Nachſteuer 58. 
Nationalverſammlung 


ff., 79, 82. 
Natlonalvertretung 71, 73f. 
Naturrecht 47. 
Niedergerichte 41. 
Niederlande 5. 
Nikolsburger 

rien 72, 74. 
Norddeutſcher Bund 73 ff. 
Notariatsordnung 43. 
Notorietat 48. 

Notwehr 47. 

Novemberrevolution 79. 

Nürnberg 38. ; — Handels⸗ 
rechtskommiſſion 82 — 

Reformation 44. 


Prälimina⸗ 


Oberapvpellationsgericht 36. 
Obergerichte 35ff. 

Oberhof 48. 
Oberlandesgericht 51. 
Oberſthofmeiſter 25. 
Oberſtmarſchall 25. 
Obertribunal 36. 
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lich 


Offentlichkeit des Verfah⸗ 
rens 48, 83. 

Oldenburg 61. 

Olmützer Ppunttatton 68. 

Ortspolizei 38. 

u nz 36 f., 51 f., 
55. 59, 67 ff. 71 fl. — 
Kobiſikaltonen 44 f.; 
bürgerl. Geſetzbuch 44. 80. 


Pariſer Frieden 54. 
Parlamentarismus 79. 
Paſſauer Vertrag 42. 
Patrimontalgericht 35, 69. 
Patronat 70. 

Peinliche Frage 47. 
genna Gerichtsordnung 


42 f., 45f. 
Pfalz, ei 18. 
Poſtregal 31. 
Prager Frieden 72, 74, 
Prälaten 18f., 33. 
Preßfreiheit 69. 
W 54 l. 61 ars 2 
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72, 46; a 
— Geſetze 44, 40, 52, 80 
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Privatklage 47. 
Brivastecht, deutſches 45. 
Privilegien 17, 24; — de 
non appellando 26, 36. 
Provinzialſtände Alf. 
Provinzialverwaltung 36 f., 
54. 
Publikation der Reichs⸗ 
geſetze 20, 75f. 
Pufendorf 32. 
Putter 32, 45. 


Ratifikation 20, 34, 42. 

Reaktion 68f. 

Recessus imperii 20. 

Rechtsgelehrte 26, 35, 8, 40. 

Rechts verweigerung 26, 50. 

Reformen, innere 52f., 60, 
62 f., 69 f. — des alten 
Reiches 21 ff.. — des 
Deutſchen Bundes 64ff., 


70f., 78f. 
. 19, 


5 ff., 
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Reichsacht 2 
Reichsadel 10. 
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fung 28. 
Reichsdeputationen 22 ff. 
Reichsdeputations Haupt- 
ſchluß 18f., 31, 39, 42, 60. 
Reichsdörfer 14, 39. 
Reichsfürſten 10; — rat 


18f. 
Reichsgericht 78. 
Reg f 20, 42f., 76, 
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Reichsgrafen 10, 18 f. 
Reichsgutachten 20. 
Reichs hofrat 24, 27, 36; — 

ordnung 24, 42 
Reichskammergericht 21, 

20 f., 35f., 41, 49; 

-oronungen 21, 42. 
Reichskanzler 80. 
Reichskirchen 17. 
Reichskreiſe 23, 28 ff., 33. 
Reichstriegs at 28. 
Reichslehen 10, 17, 24, 27. 
Reichs operationskaſſe 29. 
Reichspolizeiordnung 29, 


43. 
Reichspräſident 80. 
Reichsrat 80. 
Reichsreform 2 
Reichsregiment 22. 
Reichsritterſchaft 11, 14, 

23, 28, 30, 33, 51. 
Reichsſchatzmeiſter 24 f. 
Reichsſchluß 20. 
Reichsſtädte 6, 197., 381. 
Reichsſtände 10, L», 18, 30 f. 
Reichsſteuern 23, 29, 33. 
Reichstag, alter 10, 1: fl., 

21 f., 27ff.; — neuer 66, 


75, 79. 
Reichsunmittelbare 14, 
20 f.; — Herrſchaften 30. 
Reichsverfaſſung 31, 65f., 
78 f., 84. 
Reichsverweſer 16, 65. 
Reichsvikariat 16. 
Reichsvizekanzler 24. 
Reij und Folge 3. 
Reiſige 28f., 4. 
Religionsbann 15, 31. 57. 
Religionsfreiheit 52, 57 f., 
69. 
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Religionsfrieden 14, 42. 
Ri > „ kaiſerliche 
Reuterbeſtallung 34. 
Rezeption des rom. Rechts 
9, 40 f., 43, 45. 
Rheinbund 6, 51 ff., — 
satte 51 f., 58. 
Richter als Urteiler 48. 
Rittergut 12. 
Ritterkantone 30. 
Ritterkreiſe 30. 
Ritterpferdsgelder 9, 28. 
Romermonat 29. 
Römiſcher Kaiſer 16; — 


König 16. 
Römiſches Recht 40f., 46. 
Rügeverfahreu 47. 
Rumpfparlament 67. 


Sachſen 34, 53, 6l; ge 
meines S.⸗Recht 43 — 
Prozeß 50; — bürgerl. 
Geſetbuch 81. 

Sachſenſpiegel 43. 

Säkulariſation 6, 19, 31,60. 

Salvatoriſche Klauſel 43. 

Scharnhorſt 4. 

Schilter 45. 

Schleswig⸗Holſtein 61, 71f. 

Schöppenſtuh. 57. 

Schriftlichkeit des Verfah⸗ 
rens 48f 

Schwarzenberg, Joh. v. 48. 

Schweden 6, 84. 

Schweiz 5 — Kantonal⸗ 
recht 80; — Zivilgeſetz⸗ 
buch 81. 

Schwurgerichte 2, 69, 83. 

Siegel mäßigkeit 11. 

Söldner 27f., 34f. 

Solmſer Landrecht 43. 

Staatskanzler 53. 

Staatsrat 7, 61. 

Staatsrechtliche Literatur 
31 f., 45. 

Stadtadel 11. 

Städte 53; — Kollegium 
19. — Verfaſſung 8f. 

Stadtgericht 41. 

Stadtrechte 17; Reforma⸗ 
tionen 44. 

Stadtſchreiber 39. 

Stammgut 12. 


Stammrollen 35. 

Standesherren ſ. Mediati⸗ 
fierung. 

Stapelrecht 17. 

Stein⸗Hardenbergſche Ger 
ſetzgebung 53, 62. 

Stellvertretung im Heere 


Sterbfall 12. 

Steuern 23, 29, 31, 33f., 
38, 76. 

Steuerverein 69. 

Strafenſyſtem 45. 

St afgeſetzbücher 42ff., 83. 

Strafprozeß 44, 47 f., 52, 


69, 83. 
Strafrecht 42f., 45 ff. 
Stryk 45. 
Subsidium caritativum 


28. 
Süddeutſche Staaten und 
Nordd. Bund i 
Synoden, evangeliſche 70. 


Teilnahme, ſtrafbare 46. 

Territorialkommiſſion 55. 

Territorien 30 ff.; — zu⸗ 
ſammengeſetzte 33, 36; 
— geiſtliche 32f. 

Thomaſtus 4». 

Thronlehen 10. 

Tilſiter Frieden 52f. 

Todesſtrafe 46. 

Tribunal, preußiſches 36. 


Nahe dne 46. 
Ungehorſams verfahren 50. 
Union, deutſche 67. 
Univerfitaten 40, 48, 57. 
Untergerichte 35, 54. 
Urheberrecht 59. 82. 
Urteilsfindung 48. 
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Vereinsrecht 69. 
Wa e 60f., 64, 
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Verſailler Verträge 78. 
Verſailles, Friede von 79. 
Verſammlungsrecht 69. 
Verſuch, ſtrafbarer 46. 
Verwaltungsorganiſation 


„ 54. 
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m ad imperatorem 


Wahlgeſetze 65 f., 76, 79. 
Wahlfapitutation 16, 33, 


Waldungen 8. 
Wappenrecht 11, 17. 
Wechſelordnung 63, 82. 
Wehrpflicht, allgemeine 35, 
4, 69, 7, 79. 
Werbung 35, 54. 
Weſtfalen, Königreich 54. 
Weſtfäliſcher Frieden 5, 15, 
18, 20, 25 ff., 31, 38, 42. 
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Wiener 1 eR, 71 f. — 
Kongreßakte 54 

Wilhelm I. 70f. 

Wismer 54. 

Worms, Reichstag 19, 21ff., 
27, 42; — Matrikel 28 f.; 
— Neformation 44. 

Wllrttemberg 3 , 60, 76ff.; 
— Landrecht 43. 

Würzburger Reforment⸗ 
wurf 70. 


Zaſius 44f. 
e 


Zeugen 47. 
Binspflicht 7f., 12, 53. 


36f., 
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Zivilprozeß 42, 4 Jog 
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Bollverleihung 17. 
Bud un 47. 
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Sicher Se 
Geſetzbuch 81. 


Aus dem Verlage von Walter de Gruyter & Co. 
Februar 1929 


Lehrbuch der deutſchen RNechtsgeſchichte. Von 
Richard Schröder, weiland Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität Heidelberg. Sechſte, verbeſſerte Auflage, 
fortgeführt von Eberhard Frh. von Künßberg, Pro⸗ 
feſſor der Rechte an der Univerſität Heidelberg. Groß⸗Oktav. 
Mit einer Abbildung im Text, fünf Tafeln und einem 
Bildnis. 1124 Seiten. 1922. Geh. 26.—, in Halbleder 30.— 


„Als dus einzige vollständige große Werk der deutschen 
Rechtsgeschichte sollte es in der Bücherei jedes Juristen, Volks- 
wirtschaftlers, Historikers und Politikers zu finden sein. 

Das Recht. 


Deutſche Rechtsgeſchichte. Von Dr. Hans Fehr, 
o. Profeſſor an der Univerſität Bern. Zweite, ber⸗ 
beſſerte und ergänzte Auflage. Oktav. 416 Seiten. 1925. 

Geh. 13.—, geb. 14.50 
(Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. X.) 


„Das Fehrsche Buch zeigt eine ganz andere, viel inter- 
essantere und den jungen Rechtsbeflissenen anz tiehen- 
dere Darstellungsweise als die ehemaligen deutschen 
wie auch römischen Rechtsgeschichten, ohne dafi dadurch der 
wissenschaftliche Wert des kleinen Werkes beeinträchtigt wird.“ 

Wirtschaft und Recht. 


Grundriß des germaniſchen Rechts. Von Karl 
von Amira. Dritte, verbeſſerte und erweiterte Auf- 
lage. Oktav. XII, 302 Seiten. 1913. Geh. 5.—, geb. 7.50 
(Grundriß der germaniſchen Philologie 5.) 


Aus dem Inhalt: A. Rechtsdenkmäler. 1. Allgemeines. 
2. Südgermaniſche Schriftwerke. 3. Nordgermaniſche 
Schriftwerke. B. Rechtsaltertümer. 1. Land. 2. Leute. 
3. Herrſcher. 4. Verwandtſchaftliche Verhältnifie, 5. Ver⸗ 
mögen. 6. Verbrechen und Strafen. 7. Gericht und Rechts⸗ 
gang. Regiſter. 


Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſen⸗ 


ſchaft. Unter Mitarbeit von Ernſt Beling-München, 
Godehard J. Ebers-Köln a. Rh., Alexander Elſter⸗ 
Berlin, Friedrich Endemann-Heidelberg, Hans Fehr⸗ 
Bern, Heinrich Gerland⸗Jena, Julius von Gierte 
Göttingen, Juſtus Wilhelm Hedemann-⸗Jena, 
Herbert Kraus- Göttingen, Heinrich Lehmann 
Köln a. Rh., Claudius Freih. von Schwerin⸗ 
Freiburg i. B., Fritz Stier Somlo-Köln a. Rh., 
herausgegeben von Hans Fehr, Heinrich Gerland, 
Juſtus Wilhelm Hedemann, Heinrich Lehmann 
und dem redaktionellen Leiter Fritz Stier⸗Somlo. 


Band I: Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches. Von Dr. Heinrich Lehmann, o. Profeſſor 
der Rechte in Köln a. Rh. Dritte, vermehrte und ber- 
beſſerte Auflage (9. bis 12. Tauſend). 1928. Oktav. XIV, 
439 Seiten. Geh. 12.—, geb. 13.50 


„Die Tiefe und Gründlichkeit, mit der die unendliche Fille 
des Rechtsstoffes bearbeitet und zu einem einheitlichen Ganzen 
geformt ist, bieten einen glänzenden Beweis für die Unvergäng- 
lichkeitdeutscher wissenschaftlicherTatkraft.“ Gesetz und Recht. 


Band II: Schuldrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Von Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, o. Profeſſor 
des bürgerlichen Rechts in Jena. Zweite Auflage. 
Oktav. In Vorbereitung. 


„Wo man auch liest, überall weht einem ein f rischer 
Hauch entgegen. Wer Hedemanns Darstellung des Rechts 
der Schuldverhältnisse nicht mit Interesse und schließlich mit 
steigender Freude liest, der hat schon gar nichts von einem 
Juristen an sich.“ Das Recht. 


Band IIL: Sachenrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Von Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, o. Profeſſor 
des bürgerlichen Rechts in Jena. 1924. Oktav. XXXII, 
507 Seiten. Geh. 12.—, geb. 13.50 


„Ein trotz seiner Kürze ausgezeichnetes und 
inhaltreiches Lehrbuch, nicht nur für die Studieren- 
den, sondern auch für ältere Juristen. Hervorzuheben ist der 
systematische Aufbau. Die Arbeit ist wissenschaftlich 
tiefgründig und doch gemeinverständlich geschrieben; auf 
‚jeder Seite bietet sie reiche Anregung rechtlicher und wirtschaft- 
licher Natur und wird allen Fragen der Neuzeit in vollstem 
Umfange gerecht.“ Zeitschrift des Deutschen Notarvereins. 


Band 1V: Familienrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches 
(einſchließlich Jugendfürſorgerecht). Von Dr. Heinrich 
Lehmann, o. Profeſſor der Rechte in Köln a. Rh. 1926. 
Oktav. XII, 352 Seiten. Geh. 11.—, geb. 12.50 


„Die Schilderung Lehmanns ist überall anregend und 
fesselnd. Das Werk kann allen Rechtssiudenten und Refe- 
vendaren zur Anschaffung dringend empfohlen werden.“ 

Der junge Rechtsgelehrte. 


Band V: Erbrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Von Dr. Dr. Friedrich Endemann, Geh. Rat, o. Pro⸗ 
feſſor in Heidelberg. 1923. Oktav. VIII, 166 Seiten. 

Geh. 3.—, geb. 4.50 


„Dieser Leitfaden behandelt den spröden Stoff des schwie- 
rigen Erbrechts in meisterhafter, fesselnder Dar- 
stellung.“ 

Zeitschrift des Bundes deutscher J ustizamtmänner. 


Band VI: Handelsrecht und Schiffahrtsrecht. Von 
Dr. Julius von Gierke, o. Profeſſor der Rechte in 
Göttingen. Zweite, umgearbeitete Auflage. 1926. 
Mit Nachtrag 1927. Oktav. XII, 618 Seiten. 

Geh. 18.—, geb. 20.— 

„Das Werk erfüllt die Aufgabe, den Studierenden zu dienen, 

in trefflicher Weise. Allein seine Bedeutung geht über 
diesen Rahmen beträchtlich hinaus. Jeder, und das ist nicht 
nur der Student, der eine knappe, sichere Formulierung irgend- 
eines Problems aus dem Handels- und Schiffahrtsrecht sucht, 
der die wichtigsten wirtschaftlichen Ergebnisse der Recht- 
sprechung und der Forschung zu lesen wünscht, wird in dem 


neuen Gierke eine befriedigende Antwort finden.“ 
Zentralblatt für Handelsrecht. 


Band VIL: Recht der Wertpapiere (einſchließlich Wechſel—⸗ 
und Scheckberkehr', Von Dr. Claudius Freiherr 
von Schwerin, o. Profeſſor der Rechte an der Uni- 
verſität Freiburg i. Br. 1924. Oktav. X, 234 Seiten. 

Geh. 7.—, geb. 8.50 

„Das Buch löst seine Aufgabe, den Studierenden eine Ein- 
führung in die Materie des Wertpapierrechts zu geben, aus- 
gezeichnet, vor allem deshalb, weil es eine gute theore- 
tische Fundierung mit einer dem Lehrzweck entspre- 
chenden Darstellung des praktischen Rechts und der 

Rechtstatsachen verbindet.“ Deutsche Juristenzeitung. 


Band VHI: Urheber- und Erfinder, Warenzeichen: 
und Wettbewerbsrecht Gewerblicher Rechtsſchutz). 
Von Dr. Alexander Elſter, Berlin. Zweite, ſtark 
erweiterte und völlig umgearbeitete Auflage. 1928. Oktab. 
XII, 611 Seiten. Geh. 18.—, geb. 19.50 


„Man merkt aus jedem Satz, welch reicher Schatz 
eigener praktischer Erfahrungen dem Verfasser zu 
Gebot steht.“ Prof. Dr. M. Wassermann 

in: Markenschutz und Wettbewerb. 


Nand IX: Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. Von 
Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, o. Profeſſor des 
bürgerlichen Rechts in Sena. Zweite, erweiterte und 
umgeſtaltete Auflage. 1927. Oktav. XXII, 566 Seiten. 

Geh. 14.—, geb. 16.— 


.Das neueste Buch Hedemunns .. s welches die Auf- 
gabe einer Einführung am reichsten und umfassendsten 
auffaßt und löst.“ Professor Dr. Radbruch, Kiel, 

Juristische Wochenschrift. 


Band X: Deutſche Nechtsgeichichte, Von Dr. Hans 
Fehr, o. Profeſſor in Heidelberg. Zweite, verbeſſerte 
und ergänzte Auflage. 1925. Oktav. 416 Seiten. 

Geh. 13.—, geb. 14.50 


Siehe auch Seite 91. 


Band XII: Grundriß des römifchen Privatrechts. 
Von Dr. Dr. Friedrich Endemann, Geh. Rat, o. Pro⸗ 
feſſor in Heidelberg. 1925. Oktav. X, 256 und 30 Seiten. 

Geh. 9.—, geb. 10.50 


So hat Endemanm ein nach jeder Riehtung hoch- 
stehendes Werk geschaffen.“ Der junge Rechtsgelehrte. 


Band XIII: Grundzüge des deutſchen Privatrechts. 

Von Dr. Elaudius Freiherr von Schwerin, 

o. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Freiburg i. Br. 
Zweite Auflage. 1928. Oktav. XII, 342 Seiten. 

Geh. 9.50, geb. 11.— 


„Was den Studenten not tut, ist ein kurzgefaßtes Hand- 
huch. . . Ein ausgezeichnetes Hilfsmittel dieser Art ist 
das vorliegende Buch.“ Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern, 


Band XVI: Deutſches Reichsſtrafrecht. Von Dr. Hein- 
rich B. Gerland, o. Profeſſor des Strafrechts an der Uni 
verſität Jena. 1922. Oktav. 600 Seiten. Geh. 10.—, geb. 11.50 


„Durch knappe, geradezu klassische Kürze zeigende 
Darstellung gelang es Gerland, auf engem Raume eine un- 
geheure Fülle des Stoffes zu bieten und auf jede Frage 
Antwort zu geben.“ Juristische Wochenschrift. 


Band XVII: Oeutſches Reichsſtrafprozeßrecht mit Ein⸗ 
ſchluß des Strafgerichtsverfaſſungsrechts. Von Dr. Ernſt 
Beling, Profeſſor in München. 1928. Oktav. XIV, 
568 Seiten. Geh. 15.—, geb. 16.50 


Die Eigenart des vorliegenden. Lehrbuches des Reichsstraf- 
prozeßrechts ist, daß es dem Verständnis der Gesetzestexte 
vorarbeiten und zu ihnen hinführen wil. Gerade das, was 
micht im Gesetz steht, ist die Hauptsache; die Gesetzespara- 
graphen sind Ziel, nicht Ausgangspunkt. Insbesondere aber 
stellt der Verfasser die Regelungsinhalte des geltenden Rechts 
in die heutige rechtspolitische Gedankenwelt hinein und gibt 
ein auch äußerlich scharf hervortretendes System, das den 
Lernenden befähigt, die Fülle der Einzelheiten unter allge- 
meinen Ordnungsgesichtspunkten zusammenzusetzen. 


Band XVIII: Deutſches Reichs- und Landesftaats- 
recht I. Von Fritz Stier -Somlo, o. Profeſſor der 
Rechte in Köln. 1924. Oktav. XVI, 726 Seiten. 

Geh. 16.50, geb. 18.— 


„Das Ganze ist durch große Klarheit und Leicht- 
verständlichkeit ausgezeichnet. Ich halte das vorliegende 
Werk zur wissenschaftlichen Einführung in das geltende 
deutsche Staatsrecht, insbesondere für den Studierenden, non 
den zurzeit vorhandenen größeren Lehrbüchern des 
Reichsstaatsrechts für das geeignetste. Aber auch 
darüber hinaus wird es in der deutschen Staatsrechtsliteratun 

sicher einen der ersten Plätze behaupten.“ 
Juristische Wochenschrift. 


Proſpekte unter Bezugnahme auf diefe Ankündigung koſtenlos. 
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